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A.  Grundlagen  und  Ursachen  der  städtischen  Schulden 

im  Mittelalter. 

Die  von  heute  gesehen  merkwürdigen  Formen  des  öffentlichen 
Kredites  in  den  deutschen  Städten  des  Mittelalters  können  nur 
aus  ihren  allgemeinen  und  besonderen  historischen  Bedingungen 
heraus  verstanden  werden.  Das  städtische  Schuldenwesen  ist  all- 
gemein abhängig  von  den  gesamten  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen Verhältnissen  seiner  Zeit.  Es  ist  besonders  abhängig  von 
der  Entwicklungsstufe,  auf  der  sein  unmittelbarer  Träger,  das  mittel- 
alterliche städtische  Gemeinwesen,  als  politischer  Körper  und  als 
Kollektivwirtschaft  steht.  Der  Zusammenhang  mit  den  allgemei- 
nen Zuständen,  besonders  mit  privatrechtlichen  Institutionen,  soll 
zugleich  mit  der  Entstehung  der  Schuldformen  und  ihrer  Neben- 
erscheinungen dargestellt  werden.  Es  bleibt  demnach  zuerst  eine 
kurze  Charakteristik  des  mittelalterlich  städtischen  Gemeinwesens 
übrig,  soweit  es  Bedingung  seines  Schuldenwesens  ist. 

Die  Städte  haben  sich  als  grössere  Verbände  materieller  und 
geistiger  Interessen  aus  der  Zahl  gleichförmiger,  sich  selbst  ge- 
nügender Einzelwirtschaften  abgesondert  und  zusammengeschlos- 
sen. Anfangs  tragen  sie  noch  hervorragend  die  Merkmale  ihrer 
naturalwirtschaftlichen  Herkunft.  Neben  dem  Markte  wohnte  zu- 
erst noch  eine  zahlreiche  rein  ländliche  Bevölkerung,  die  erst  all- 
mählich in  den  Verkehr  hineingezogen  wurde,  bis  schliesslich  nur 
wenig  naturalwirtschaftliche  Spuren  übrig  blieben.  Die  arbeits- 
teilige Produktionsweise  mit  wechselseitigem  Güteraustausch  ergriff 
die  ganze  Ansiedelung  und  verwandelte  sie  in  einen  wirtschaft- 
lichen Organismus,  dessen  Teile  einander  ergänzten  und  so  von 
einander  abhingen,  dass  sie  nicht  mehr  für  sich  allein  bestehen 
konnten. 
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Wie  als  Wirtschaftseinheit,  sonderte  sich  die  Stadt  auch  als 
militärischer  Körper  ab;  äusserlich  zeigte  sich  das  an  durch  die 
Umgürtung  mit  Festungswerken.    Der  Markt  wurde  zugleich  Burg. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Entwicklung  ging  die  Umbildung 
der  sozialen  Struktur  der  Bevölkerung,  die  Entstehung  neuer  Rechts- 
und Verfassungsformen.  Die  Bevölkerung,  die  den  Verkehr  ver- 
mittelte, erlangte  grössere  persönliche  Freiheit  und  gelangte  bald 
dahin,  in  der  Stadt  unter  freien  Leiheverhältnissen  zu  wohnen. 
Neues  Recht  mit  dem  Zwecke,  Verkehr  zu  schützen  und  zu  för- 
dern, entstand  im  Marktrecht ;  es  erweiterte  sich  durch  Aufnahme 
burgrechtlicher  Bestandteile  zum  Stadtrecht.  Zugleich  machten 
sich  neue  öffentliche  Organisationen  nötig.  Es  entstand  städtisches 
Beamtentum  und  schliessHch  eine  städtische  Regierung,  zum  ersten- 
male  ein  öffentliches  Organ  ausschliesslich  für  den  Dienst  einer 
Allgemeinheit. 

Diese  Neubildungen  vollzogen  sich  anfangs  unter  der  fördern- 
den Einwirkung  aller  naturalwirtschaftlichen  Mächte.  Der  Stadt- 
herr war  an  der  Vergrösserung  und  Belebung  besonders  finanziell 
interessiert.  Er  war  es,  der  häufig  seine  Hintersassen  frei  Hess, 
der  den  Zuziehenden  Land  zu  freier  Leihe  gegen  niedrigen  Zins 
austat,  der  neues  Recht  bestätigte  und  seine  Ministerialen  der 
Stadt  als  Beamte  vorsetzte,  eben  um  mit  Hilfe  der  neuen  wohl- 
habenden Bevölkerung  die  Einkünfte  aus  seinen  Gerechtsamen  zu 
steigern  und  neue  zu  begründen. 

Diese  finanziellen  Interessen  des  Stadtherrn  und  die  wirtschaft- 
lich-rechtlichen der  Stadt  mussten  bei  deren  weiteren  Entwicke- 
lung  kollidieren.  Es  musste  der  Augenblick  kommen,  da  sich  die 
Bürger  in  der  Entfaltung  ihrer  Kräfte  zum  Zwecke  grösseren  Wohl- 
standes durch  ihren  Herrn  gehemmt,  bedrückt  und  ausgebeutet 
fühlten.  Es  entstand  ein  tiefer  Gegensatz  zwischen  den  beiden 
Interessenten  an  der  Stadt.  Der  Stadtherr  wollte  seine  Hoheits- 
rechte im  alten  Stile  weiter  ausüben  und  ihren  Ertrag  immer  mehr 
steigern.  Die  Bürger  aber  wollten  einen  Gebrauch  dieser  Rechte 
zu  ihren  Gunsten  und  beanspruchten  sie  schliesslich  ganz  für  sich 
selbst.  So  wollten  sie  niedrige  Zölle,  während  der  Herr  hohe 
wünschte.  Sie  verlangten  eine  beständige  und  gute  Währung,  der 
Herr  dagegen  übte  sein  Münzrecht  mit  Münzverruf  und  -Verschlech- 
terung aus.     So  war  es  für  ihn  rentabler. 

Die  Stadt  war  aus  ihrer  inneren  Natur  heraus  genötigt,  die 
errungene  Sonderstellung  immer  weiter  auszubilden  und  sie  in  Un- 
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abhängigkeit  zu  verwandeln.  Diesem  Zwange  gesellten  sich  ge- 
meinwirtschaftliche Motive  hinzu.  Fast  jedem  Hoheitsrechte  ent- 
sprach ein  direkter  wirtschaftlicher  Ertrag,  der  zur  Aneignung 
reizen  half.  Der  Besitz  von  Gerichtsbarkeit,  Geleite-  und  Fremden- 
recht, Münz-  und  Steuerrecht,  Judenschutz  und  Allmende  war  zu- 
gleich der  Besitz  von  zum  Teil  sehr  ergiebigen  Finanzquellen. 

In  den  Besitz  der  Gerechtsame  konnte  die  Stadt  auf  verschie- 
dene Weise  gelangen.  Selten  wurden  sie  dem  Stadtherrn  mit  dem 
Schwerte  abgerungen.  Sie  wurden  vielmehr  durch  gewisse  her- 
vorragende Dienste  erworben.  Die  Stadt  leistete  ihrem  Herrn  bei 
seinen  politischen  Unternehmungen  Kriegs-  und  Geldhilfe  und  er- 
langte dafür  Privilegien.  Es  sei  nur  an  das  Verhältnis  der  Städte 
zu  den  Saliern  erinnert.  Von  überwiegender  Bedeutung  beim  Er- 
werbe der  Hoheitsrechte  aber  war  der  Kauf.  Der  wachsende  städ- 
tische Wohlstand  Hess  Kreditgeschäfte  zwischen  dem  geldbedürf- 
tigen Herrn  und  der  Stadt  entstehen.  Da  das  Mittelalter  Personal- 
kredit in  der  Hauptsache  nicht  kannte,  vollzogen  sich  diese  meist 
in  Gestalt  des  Kaufes.  Der  Stadtherr  musste  den  Gläubiger  sat- 
zungsmässig  sichern,  und  er  tat  das  durch  Uebertragung  von  Ho- 
heitsrechten zur  Xutzniessung  bis  zur  W'iedereinlösung.  Diese  blieb 
aber  oft  genug  aus,  und  wenn  sie  befristet  war,  ging  das  Eigen- 
tumsrecht an  die  Stadt  über.  Sehr  häufig  fiel  der  Weg  über  die 
Satzung  weg.     Es  fand  direkter  Kauf  statt. 

Auf  diese  Weise  entwickelte  sich  die  Stadt  zur  Unabhängig- 
keit. Der  Grad  derselben  war  zum  guten  Teile  von  der  wirtschaft- 
lichen Ausstattung  der  Stadt  bedingt.  Damit  ist  ein  wichtiger 
Erklärungsgrund  für  die  so  vielartige  staatsrechtliche  Stellung  der 
deutschen  Städte  des  Mittelalters  gegeben.  Die  Lebensbeding- 
ungen der  einzelnen  waren  ja  sehr  verschieden. 

So  wiesen  schliesslich  die  Städte  eine  Reihe  von  Abstufungen 
öffentlichrechtlicher  Stellung  auf,  von  den  Freistädten  über  die 
Reichsstädte  zu  den  geringeren  Graden  der  Landeshoheit  in  den 
Territorialstädten,  und  innerhalb  jeder  Art  glich  keine  völlig  an 
Machtumfang  der  anderen.    Jede  Stadt  war  ein  Individuum. 

Die  entwickeltsten  unter  diesen  Gemeinwesen  waren  für  ihre 
Zeit  fertige  Staaten,  die  in  vieler  Beziehung  zugleich  die  Entwick- 
lungsträger zum  modernen  Staat  bildeten.  Dieser  kleine  Stadt- 
staat <  knüpfte  selbständig  auswärtige  Beziehungen  an.  Er  schloss 
Verträge  ab  und  ging  Bündnisse  ein  zur  Wahrung  und  Erweite- 
rung seiner  politischen  Macht  und  zur  Entfaltung  seiner  Wirtschafts- 

I* 
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kräfte.  Es  mögen  nur  die  grossen  Städtebünde  und  die  zahlrei- 
chen kleinen  Einungen  angedeutet  werden,  die  Münzverträge  und 
-Unionen,  die  Verträge  über  Niederlassung,  freies  Geleit,  gegen- 
seitigen Bürgerschutz  und  Gerichtsstand.  Gegebenen  Falls  führte 
die  Stadt  Krieg  mit  eigenem  militärischen  Aufgebot. 

Die  innere  Politik  suchte  durch  bis  ins  einzelnste  gehende  Mass- 
nahmen die  Wirtschaftsverhältnisse  zu  ordnen  und  zu  fördern,  zu 
grösstmöglicher  Wohlfahrt  der  Bürger.  Die  Stadt  unterhielt  öffent- 
liche Verkaufsstände,  Wagen  und  andere  Messungen.  Sie  besass 
eigene  Wirtschaftsbetriebe,  wie  Mühlen,  Brauhäuser,  Herbergen, 
Färbereien,  Bleichen,  Lohhäuser,  Ziegeleien,  Steinbrüche,  Schmelz- 
hütten und  Münzen,  meist  Betriebe,  die  vom  einzelnen  wegen  der 
Grösse  ihrer  Produktionsmittel  nicht  errichtet  werden  konnten  oder 
deren  Bev;irtschaftung  durch  die  öffentliche  Gewalt  aus  Gründen 
der  Sicherheit  und  Solidität  des  Verkehrs  und  der  Versorgung 
der  Bürger  mit  unentbehrlichen  Gütern  geboten  war.  Es  waren 
das  zum  Teil  Funktionen,  die  schon  Fronhof  und  Dorfgenossen- 
schaft ausgeübt  hatten  und  die  dann  von  der  Stadt  in  grösserem 
Massstabe  weitergebildet  wurden. 

Diesen  Massnahmen  stand  die  Ausübung  der  Gerichtsgewalt 
und  der  Polizei  zur  Seite. 

Von  den  Aufgaben  des  Gemeinwesens  werden  sein  Bedarf 
und  seine  Ausgaben  bedingt. 

Die  fortwährenden  Aufgaben  der  Verwaltung,  der  äusseren 
Politik  und  gewisse  Leistungen  an  den  Herrn  stellten  den  ordent- 
lichen Bedarf  der  mittelalterlichen  Stadt  dar.  Die  ihm  entspre- 
chenden Ausgaben  erstreckten  sich  auf  die  Besoldung  von  Bürger- 
meistern, Ratsbeamten,  Wächtern,  Henkern,  Spielleuten,  Söldnern, 
Schornsteinfegern  und  sonstigen  Beamten,  auf  die  Erhaltung  öf- 
fentlich-städtischer Gebäude,  der  Befestigungen  und  Waffen.  Dazu 
kamen  Kosten  für  Schreib-,  Beleuchtungs-  und  Heizmaterial,  für 
Speisung  der  Ratsherren  und  Wegzehrung  von  Ross  und  Mann 
bei  Gesandtschaften  nach  auswärts.  Endlich  mussten  Abgaben 
an  den  Stadtherrn  geleistet  werden,  Zahlungen  für  freies  Geleit 
oder  Bundessteuern. 

Beamtengehälter  sind  besonders  in  früheren  Perioden  noch 
selten  und  in  geringen  Summen  vertreten,  die  den  tatsächlichen 
Einnahmen  des  Beamten  nicht  entsprechen.  Seine  Besoldung  be- 
ruhte vielmehr  noch  auf  dem  Dotationsprinzip,  das  aus  natural- 
wirtschaftlichen Zuständen  herübergenommen  war  und  dem  Lehns- 


wesen  seine  Entstehung  verdankte.  Der  Beamte  bezog  seinen  Ge- 
halt aus  Nutzungen,  womit  sein  Amt  ein  für  allemal  ausgestattet 
war,  oder  er  behielt  die  aus  seinem  Amte  direkt  hervorgehenden 
Einnahmen  mindestens  teilweise  für  sich.  Der  städtische  Haus- 
halt konnte  so  die  Sorge  um  Beamtenbesoldung  ausschalten,  und 
die  Stadtrechnungen  befassten  sich  auch  nur  wenig  damit.  Aehn- 
lich  war  es  mit  den  öffentlichen  Nutzungen.  Sie  waren  meist  ver- 
pachtet, und  der  Pächter  hatte  für  die  Instandhaltung  des  Betrie- 
bes selbst  zu  sorgen.  Die  Stadt  war  nur  an  dem  regelmässigen 
Eingange  des  ihr  gebührenden  Ertragsteiles  interessiert. 

Die  ordentlichen  Ausgaben  standen  in  den  verschiedenen 
Städten  natürlich  nicht  in  gleichen  Verhältnissen  zu  einander. 
Einige  kamen  in  manchen  Städten  überhaupt  nicht  vor.  Charak- 
teristisch für  das  Mittelalter  ist  nun,  dass  sie  auch  in  derselben 
Stadt  von  Jahr  zu  Jahr  stark  schwanken,  sehr  oft  um  das  Mehr- 
fache. Der  Bau  einer  neuen  Brücke,  einer  Mauer,  eines  Turmes 
Hess  die  Ausgabesummen  häufig  plötzlich  emporschnellen.  Das- 
selbe geschah,  wenn  die  Stadt  neue  auswärtige  Beziehungen  an- 
knüpfte oder  in  eine  Fehde  verwickelt  wurde.  Dann  erhöhen  sich 
die  Botenlöhne  und  -auslösungen  beträchtlich.  Eine  Gesandtschaft 
an  den  König  oder  nach  Rom  konnte  das  finanzielle  Gleichge- 
wicht ins  Wanken  bringen,  ähnlich  der  Besuch  des  Königs  oder 
eine  fürstliche  Hochzeit.  Als  Beispiel  für  den  wandelbaren  Charak- 
ter der  ordentlichen  Ausgaben  mögen  die  Mainzer  Stadtrechnungen 
von  1438 — 43  dienen^).  Die  regelmässigen  Ausgaben  (^stediges  ge- 
meines ussgeben«  und  »ussgeben  des  unkostes«)  beliefen  sich  dort : 


1438 

auf 

4590  Pfd. 

1441   auf 

5707 

Pfd. 

1439 

» 

5089       > 

1442    > 

5842 

2 

1440 

> 

4754     » 

1443    » 

4CX)4 

» 

Davon  entfielen  auf 

Gesandtschaften  (reide) 

Bauten 

Beamte 

1438 

534  PM. 

774  Pfd. 

1566  Pfd. 

1439 

760    > 

761     » 

1236     > 

1440 

332    » 

2028     > 

799     » 

1441 

620    > 

2182     » 

1658     » 

1442 

1139    » 

1289     » 

1415     » 

1443 

389    » 

1083     > 

1218     >-) 

i)  Hegel,  Städtechroniken  17,  s.  114  ff. 

2)  Von  anderen  Etats  sei  noch  der  Hamburger  herangezogen:  Ausgaben  für 
Bewachung  des  Turmes  zu  Neuwerk:  1350:  88  Pfd.  1354:  63  Pfd.  1356:  199. 
1358;  88.    1376:  268.    1378:  317  Pfd. 

Für  Bauten:    Arbeitslohn:   1350:   88    Pfd.    1351:   69.     1353:    204.    1358:    79. 
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Die  Gesamtausgaben  sind  also  1442  fast  1,5 mal  so  hoch  wie 
1443- 

Die  Gesandtschaften  von  1442  erforderten  beinahe  das  3,5- 
fache  von  1440.  1442  schloss  die  Stadt  nämUch  einen  Bund  mit 
dem  Pfalzgrafen  Ludwig,  sie  holte  ausserdem  vom  Könige  eine 
Bestätigung  ein  und  hatte  Einungsverhandlungen  mit  dem  Kölner 
Erzbischof  zu  führen.  Dabei  wurden  insgesamt  1019  Pfd.  2  seh. 
verritten. 

Die  Baukosten  sind  1440  und  1441  fast  300  Proz.  von  denen 
in  den  Jahren  vorher.  Ursache  war  die  Errichtung  eines  Eisbre- 
chers im  Rheinstrome. 

Die  Gehälter  und  Besoldungen  schwanken  um  das  Doppelte : 
vgl.  1440  mit  1438  und  1441.  1438  wurden  die  Söldner  neu  ein- 
gekleidet; 1441  fanden  Gehaltserhöhungen  statt,  der  Rat  erhielt 
eine  »presencie«,  und  die  Kleidung  der  Söldner  wurde  zweimal 
bezahlt.     Das  bedeutete  Rüstung  gegen  den  Erzbischof. 

Die  Ausgaben  der  Stadt  stiegen  aber  sehr  bedeutend,  wenn 
es  galt,  ausserordentliche  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Der  schon 
vorhin  erwähnte  Erwerb  von  Hoheitsrechten  war  sehr  kostspielig. 
Zwar  handelte  es  sich  dabei  meist  um  erwerbs-  und  staatswirt- 
schaftliche Anlagen,  die  einen  direkten  oder,  indem  sie  der  All- 
gemeinheit zu  gute  kamen,  einen  indirekten  Ertrag  lieferten.  Aber 
doch  konnte  die  Stadt  den  augenblicklichen  Anforderungen  bei 
ihrem  Kaufe  meist  nur  unter  grossen  Anstrengungen  genügen.  — 
Der  Besitz  der  Gerechtigkeiten  musste  dann  häufig  beim  Wechsel 
des  Stadtherrn  neu  bestätigt  werden.  Das  ging  auch  nicht  ohne 
erhebliche  Kosten  ab.  Die  Reichsstädte  zahlten  an  den  König 
bedeutende  Summen,  um  nicht  verpfändet  zu  werden  und  dadurch 
an  ihren  Freiheiten  Verluste  zu  erleiden. 

Sehr  in  Anspruch  wurde  die  Stadt  auch  genommen,  wenn  sie 
ihrem  Herrn  Kredit  gewähren  musste  oder  wenn  sie  in  kriegerische 
Verwicklungen  geriet.  Erlitt  sie  dabei  Niederlagen,  so  bedeutete 
das  die  Zahlung  hoher  Kriegsentschädigungen  und  Lösegelder. 
Nicht  zu  vergessen  sind  die  schweren  Schäden,  die  der  aus  Holz, 

1360:  131.  1370:295.  1371:432.  1373:690.  1380;  339.  1386:  1070.  Aehnlich 
für  Kalk:  1350:  -  Pfd.  1351  :  2  Pfd.  1352:  5.  1353:  —  Pfd.  1355:  66  Pfd 
1356:  162.  1358:  2  Pfd.  Die  Ausg.  für  Ziegel,  Holz  und  Eisenwerk  schwanken 
ganz  parallel. 

Für  »Reisen«:  1350:  135  Pfd,  1351;  60.  1352:  84.  1353:  77-  1355:  234. 
1356:  278.  1357:  70.  1360:  383.  1370:  198.  1371:  398.  1372:  158.  1374:  567- 
^377-  75  Pfd.    Ä*!?//»?«««,  Kämmereirechnungen  der  St.  Hamburg.  I,  s.   LXXXIX  ff.) 


—     7     — 

Fachwerk  und  Stroh  leicht  gebauten  Ansiedelung  aus  den  häufi- 
gen Feuersbrünsten  erwuchsen. 

Das  Verhältnis  der  ausserordentlichen  zu  den  ordentlichen 
Ausgaben  mögen  folgende  Beispiele  veranschaulichen. 

Basel  kaufte  1373  die  bischöflichen  Zölle,  Fronwage,  Mutt- 
amt  u.  a.  für  12  500  Gulden,  die  Münze  für  3000;  im  Jahre  1386 
die  Reichs vogtei  für  1000  Gulden,  1386 — 92  Kleinbasel  für  35300, 
1404  das  Viztum-  und  Brotmeisteramt  für  400;  1424  das  Ober- 
zunftmeisteramt für  2000.  Seine  ordentlichen  Ausgaben  betrugen 
1361/62  aber  nur  6830  Gulden,  die  ordentlichen  Einnahmen,  die 
hier  schon  angeführt  werden  mögen,  rund  6890  Gulden  '). 

Älainz  zahlte  1436  für  ein  Darlehn  an  den  Grafen  von  Vime- 
burg  6500  Gulden,  1438  an  den  Erzbischof  für  Bestätigung  der 
Privilege  1200;  1439  verursachte  ihr  sein  Einzug  200  Gulden  Kosten, 
die  Einung  mit  dem  Kölner  1400;  1441  ein  Prozess  gegen  den 
Erzbischof  630.  Der  Besuch  des  Königs  im  Jahre  1442  kostete 
880  Gulden  und  das  Bündnis  mit  dem  Pfalzgrafen  3250  ^). 

Dortmund  kaufte  in  den  Jahren  1286  und  13 13  ^3  resp.  ^/c 
der  Gerichtsbarkeit  je  für  400  Mark^),  1343  die  halbe  Grafschaft 
für  2277  Mark*),  1376  den  grossen  Königshof  für  6800  Gulden^), 
eine  Fehde  mit  dem  Erzbischof  von  Köln  und  dem  Grafen  von 
der  Mark  kostete  im  Jahre  1388  38  337  Gulden  zur  Kriegführung 
und  17636  zum  Friedensschlüsse,  zusammen  also  fast  56000  Gul- 
den; die  laufenden  Ausgaben  aber  betrugen  ungefähr  2200,  die 
Einnahmen  hielten  sich  noch  darunter*). 

Nürnberg  hatte  1388/89  89444  Pfd.  ordentliche  Ausgaben, 
als  ausserordentliche  kamen  hinzu  76466  Pfd.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  beliefen  sich  auf  107255  Pfd.  ^). 

Köln  hatte  in  den  70er  Jahren  des  14.  Jahrhunderts  jährlich 
70000  Mark  ordentUche  Ausgaben.  1376 — 80  führte  es  eine  Fehde 
gegen  den  Erzbischof.    Die  Ausgaben  im  ganzen  stellten  sich  nun: 

1376  auf  170544  Mark  1379  auf     98541   Mark 

1377  »     162226     >  1380     >     135  941       >    *). 

1378  »     157592     » 


i)  Schönberg,  Finanzverh.  d.  St.B.,   s.  66  flF. 

2)  Hegel,  17,  s.  105. 

3)  Dortm.  U.B.  I,  nr  176  u.  326. 

4)  Ebd.  I,  nr  385. 

5)  Ebd.  II,  I  nr  58  — 60. 

6)  Kübel,  Dortm.  Finanz-  u,  Steuerverh.  s.  27.  7)  Hegel,  i,  s.  293  f. 

8)  Knipfing,  Schulden«-,    d.   St.  K.    (Westd.  Ztschr.  f.   Gesch.   u.  Kunst  XIII 
1894),  s.  348. 


Die  ungemein  schwankenden  ordentlichen  Ausgaben  brachten 
zusammen  mit  den  hohen  ausserordentUchen  in  die  städtische  Fi- 
nanzwirtschaft grosse  Unsicherheit.  Das  Gemeinwesen  war  noch 
zu  unreif  und  im  Verhältnis  zu  seinen  umfassenden  Aufgaben  zu 
klein,  als  dass  es  möglich  gewesen  wäre,  künftigen  Bedarf  vor- 
herzusehen und  einen  ihm  entsprechenden  Etat  aufzustellen.  Man 
lebte  aus  der  Hand  in  den  Mund,  befriedigte  die  Bedürfnisse,  wie 
sie  plötzlich  auftraten,  aus  Mitteln,  die  man  in  demselben  Augen- 
blick erst  ausfindig  machte  und  die  sich  gerade  darboten.  —  Der 
Unreife  des  öffentlichen  Haushaltes  entsprach  eine  gewisse  Unreife 
der  Köpfe ,  ökonomische  Berechnungen  anzustellen  und  geordnet 
aufrecht  zu  erhalten.  Man  verstand  das  eigentliche  Rechnen  nur 
mangelhaft  und  war  im  Umgange  mit  Zahlen  sehr  unbeholfen. 
Die  Rechnungsbücher  der  Städte  beweisen  das  deutlich.  Die 
einzelnen  Posten  sind  häufig  nicht  genügend  geordnet,  oft  sind 
sie  durchgestrichen  und  mit  undeutlichen  Darüberschriften  ver- 
sehen. Es  ist  schon  als  Fortschritt  zu  bezeichnen,  wenn  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  getrennt  gebucht  sind.  Dazu  hat  man 
sich  häufig  verschrieben,  falsch  addiert  und  subtrahiert.  Eine 
Abrechnung,  die  auf  Schilling  und  Pfennig,  ja  auf  das  Pfund 
stimmt,  ist  selten.  Periodische  Ueberblicke  über  den  Gang  der 
Wirtschaft  werden  erst  später  eingeführt.  Es  war  mancher  blutige 
Aufstand  nötig,  bis  die  Gemeinde  die  herrschenden  Geschlechter 
zu  vierteljährlichen,  monatlichen  oder  häufigeren  Abrechnungen 
zwang. 

Schwankend  wie  die  Ausgaben  waren  auch  die  Einnahmen. 
Sie  flössen  der  Stadt  aus  Gerechtigkeiten  und  Nutzungen  zu  und 
wurden  durch  Steuern  ergänzt.  Die  Stadt  bezog  Gebühren,  Bussen, 
Schlagschatz,  Zinse,  Geleit-  und  Schutzgelder.  Dazu  kamen  Zölle 
und  Verbrauchsabgaben  (Ungelder,  Accisen),  die  sich  von  Wein, 
Bier  und  Getreide  in  späteren  Jahrhunderten  auf  fast  alle  öffent- 
lich umgeschlagenen  Güter  ausdehnten.  Daneben  wurden  direkte 
Steuern  erhoben  :  Kopf-,  Vermögens-  und  Grundsteuern.  Ab  und 
zu  wurden  ausserordentliche  P>innahmen  gemacht,  so  in  Konzessions- 
gebühren von  Juden  und  Lombarden  oder  aus  Gedingnis. 

Die  ordentlichen  Ausgaben  wurden  meist  durcjb  die  Einkünfte 
aus  Gerechtigkeiten  und  Nutzungen  bestritten,  ergänzt  durch  Un- 
gelder, die  sich  dann  sogar  zum  Hauptfaktor  der  Deckung  des 
Finanzbedarfs  aufschwingen.  Sie  waren  ebenso  unbestimmbar  wie 
die  Ausgaben  und  ähnelten  ihnen  auch  in  der  Unregelmässigkeit 


des  Auftretens. 

Die  Mainzer  Stadtrechnung  zählt  für  die  Periode  von  1438 — 43 

folgende  Einnahmesummen  auf : 

1438:  22347  Pfd.  1441:  27083  Pfd. 

1439:  26252    »  1442:  26261     » 

1440:  26810    »  1443:  24580*). 

Die  Höhe  der  Einnahmen  ist  also  auch  unbeständig,  freilich 
nicht  in  dem  Masse  wie  die  der  Ausgaben.  Die  Schwankung 
beträgt  nur  etwa  20  "/o  (vgl.   1441   und  1438). 

Ein  Vergleich  der  absoluten  Einnahme-  und  Ausgabehöhen 
zeigt  nun,  dass  die  Einnahmen  die  ordentlichen  Ausgaben  bei 
weitem  übertreffen ,  sodass  man  fortwährende  Ueberschüsse  ver- 
muten könnte.  Tatsächlich  ist  das  aber  nicht  der  Fall.  Diese 
Einnahmen  von  wenig  verschiedener  Höhe  wurden  nicht  nur  zur 
Deckung  der  ordentlichen,  sondern  auch  der  ausserordentlichen 
Ausgaben  erzielt.  Sie  entsprachen  der  Summe  aller  Ausgaben 
und  nivellierten  deren  grosse  Unterschiede  rechnerisch  auf  Durch- 
schnittshöhen. Der  unvorhergesehen  eintretende  Bedarf  konnte 
durch  die  regelmässigen  alten  Einnahmen,  die  den  ordentlichen 
Ausgaben  etwa  die  Wage  hielten,  natürlich  nicht  gedeckt  werden. 
Das  konnte  nur  ausserordentlich  geschehen.  Dazu  standen  der 
Stadt  verschiedene  Wege  offen.  Sie  verkaufte  entweder  Eigen- 
tum, oder  sie  schrieb  ausserordentliche  Steuern  aus,  oder  sie  nahm 
Anleihen  auf.  Sie  bevorzugte  meist  den  letzten  Weg.  Die  Auf- 
nahme von  Anleihen  war  technisch  am  einfachsten,  sie  stellte  in 
kurzer  Zeit  fast  beliebig  hohe  Summen  zur  Verfügung.  Da  der 
ordentliche  Bedarf  bereits  sehr  schwankte ,  kamen  Anleihen  in 
jedem  Jahre  vor.  Sie  waren  ordentliches  Deckungsmittel  der 
städtischen  Finanzwirtschaft  und  unterschieden  sich  dadurch  wesent- 
lich von  den  Anleihen  des  modernen  Staates. 

Die  Steuer  folgte  nun  der  Anleihe  nach.  Sie  diente  der 
Schuldentilgung  und  -Verzinsung.  Dazu  führte  man  sie  ein  und 
erhöhte  sie  durch  Aufschläge  oder  durch  mehrmalige  Erhebung 
innerhalb  ihrer  Periode.  Besonders  bevorzugt  waren  dabei  die 
direkten  Steuern.  Sie  lieferten  einen  Ertrag,  der  ungefähr  sicher 
berechnet  werden  konnte  und  zu  bestimmten  Terminen  einkam. 
Damit  Hessen  sich  die  Schulden  planmässig  verwalten,  die  nach 
Zinszahlung  und  teilweise  nach  Tilgung  ebenfalls  terminisiert  und 


I)  Hegel,   17,  s.  III  fiF, 
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der  Höhe  nach  bestimmt  waren.  Sie  stellten  gewissermassen  eine 
Antizipation  der  Steuer  dar,  freilich  der  Steuer,  die  erst  noch  zu 
errichten  oder  zu  erhöhen  war. 

Die  Steuern  zur  Schuldzahlung  bewirkten  also  die  oben 
konstatierte  Gleichmässigkeit  der  Gesamteinnahmen.  Sie  selbst 
hielt  man  auch  für  ausserordentliche  Einnahmen,  und  man  beab- 
sichtigte, sie  nach  Erfüllung  ihres  Zweckes  wieder  fallen  zu  lassen. 
Freilich  blieben  sie  in  den  meisten  Fällen  bestehen ;  denn  der 
Bedarf  der  Stadt  komplizierte  und  vergrösserte  sich,  und  die  Fi- 
nanzlage wurde  oft  genug  schlimmer  statt  besser. 

Die  oben  genannten  Mainzer  Einnahmen  enthielten  ebenfalls 
Steuererträge  zu  Schuldzahlungen.  Die  Stadt  hatte  Anleihen  auf- 
genommen und  verzinste  und  tilgte  sie  durch  eine  Vermögens- 
steuer, die  durch  Ungelder  ergänzt  wurde.  Das  zeigen  die  Rach- 
tung  von  1437  ^)  und  die  Details  der  Rechnung  von  1444.  Die 
Schätzung  wurde  auf  14  Jahre  von  i  Proz.  auf  i  ^1^  Proz.  des  Ver- 
mögens erhöht. 

Köln  erhöhte  im  Jahre  1378  die  Wein-  und  Haferaccise.  Der 
Rat  sagte  am  Schlüsse  der  entsprechenden  Verordnungen :  »Item 
so  wat  van  deser  vurs.  assysen  kumpt,  dat  sal  man  keren  an  die 
scholt  der  steide,  doch  also  dat  der  stat  blyven  sal  alsulegen  gelt, 
as  der  steide  uysgescheiden  is  in  yr  behouf,  as  vurs.  is«  ^). 

Aehnlich  verfuhr  die  Stadt  mit  der  Grundsteuer.  1385  ver- 
sprach sie  ihren  Bürgern  auch  die  Abschaffung  der  Accise  auf 
Wein  und  Grut,  sobald  die  Schulden  von  2500  und  500  Gulden 
an  zwei  Gläubiger  abgezahlt  wären ,  ebenso  die  Aufhebung  der 
grossen  Accise  auf  Fleisch  und  des  Weisspfennigs  an  dem  Mot- 
ter nach  Tilgung  einer  Schuld  von  4000  Gulden  an  die  Stadt 
Mainz  3). 

Dortmund  wollte  die  Weinaccise  im  Jahre  1377  nur  solange 
um  einen  Vierling  pro  Quart  erhöhen,  als  die  Leibrentner  lebten, 
die  durch  den  Kauf  des  Königshofes  entstanden  waren*). 

Hildesheim  erhob  1342  zur  Schuldentilgung  eine  einmalige 
Vermögenssteuer  von  sogar  10  Proz.,  die  fast  den  Anschein  einer 
Zwangsanleihe    hat,    aber    von    vornherein  ohne  die  Absicht  der 


1)  He^e/  17  s.  86,  17. 

2)  Stein,  Akten  II,  nr  49  u,  50. 

3)  Ennen- Ecker tz,  Quellen  zur  Gesch.  d.  St.  K.  5,  nr  337. 

4)  Dortm.  U.B.  II,  i  nr  66,  vgl.  228. 
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Rückzahlung  ausgeschrieben  wurde  und  auch  nie  zurückgezahlt 
worden  ist  ^). 

Der  städtische  Haushalt  zeigt,  wie  schon  aus  der  kurzen  Dar- 
stellung hervorgeht ,  geldwirtschaftliche  Merkmale  und  entspricht 
damit  der  Entwicklungshöhe  des  städtischen  Wirtschaftslebens, 
das  sich  durch  Kundenproduktion  und  Tausch  unter  Vermittelung 
des  Geldes  charakterisiert.  Die  Stadt  bezog  den  weitaus  grössten 
Teil  ihrer  Einnahmen  in  Geld.  Mit  Naturalien  wusste  die  städti- 
sche Verwaltung  nur  wenig  anzufangen.  Daher  wurden  die  städti- 
schen Nutzungen  meist  verpachtet.  Sie  sollten  Geld  ertragen. 
Geldwirtschaftlich  war  auch  das  Wehrsystem.  Der  persönliche 
Heeresdienst  der  Bürger  hörte  auf,  sie  wurden  durch  Söldner 
vertreten.  Die  Beamten  wurden  immer  mehr  in  Geld  besoldet, 
und  ihre  Einkünfte  aus  dem  Amt  gingen  in  Geld  ein.  Die 
Nutzungen,  womit  dieses  dotiert  war,  bewirtschafteten  sie  meist 
nicht  mehr  selbst.     Sie  bezogen  Geldleistungen  davon. 

Auch  das  städtische  Schuldenwesen  ist  geldwirtschaftlich  ge- 
artet. 

Die  städtischen  Schulden  waren  schwebend  oder  fundiert, 
beides  im  Sinne  der  älteren  Terminologie. 

Die  fundierten  Schulden  wurden  auf  Grund  eines  Vertrages 
aus  bestimmten  Einnahmen  verzinst,  die  dem  Gläubiger  bei  Zah- 
lungsverzug verfallen  sollten,  ein  Kriterium,  das  den  schwebenden 
Schulden  fehlte.  Im  Laufe  der  mittelalterlichen  Entwicklung  fand 
jedoch,  wie  sich  noch  zeigen  wird,  eine  Annäherung  beider  in  der 
Richtung  statt ,  dass  die  speziell  bestimmte  Garantieleistung  für 
die  fundierte  Schuld  wegfiel. 

Beide  Arten  wurden  noch  zu  gleichen  Zwecken  aufgenommen, 
zur  Deckung  des  schwankenden  ordentlichen,  wie  auch  des  ausser- 
ordentlichen Bedarfes. 

Im  Vordergrunde  des  städtischen  Schuldenwesens  standen 
die  fundierten  Schulden  als  Leibrentenschuld  und  Ewigrenten- 
schuld. 


i)  Doebner,  I,  nr  918. 
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B.  Die  Formen  der  Schulden. 

I.  Die  Leibrentenschuld. 

I.  Die  Entstehung   der  Leibrente   und  ihre  Ueber- 
nahme  durch  die  Stadt. 

Die  Leibrente  ist  als  Form  des  öffentUchen  Kredites  der 
Städte  kein  vollständig  neues  Institut.  Sie  ist  aus  Rechtsverhält- 
nissen hervorgegangen ,  die  lange  vor  der  Entstehung  der  deut- 
schen Stadt  schon  gebräuchUch  waren.  Sie  wurde  von  der  Stadt 
nur  übernommen  und  weitergebildet. 

Die  Entwicklung  der  Leibrente  geht  von  den  Schenkungen 
aus,  die  der  Kirche  zu  Seelgeräten  dargebracht  wurden.  Diese 
treten  sofort  mit  deren  Begründung  auf  deutschem  Boden  im  frühen 
Mittelalter  auf. 

Die  einfachste  Form  ist  die  unbedingte  Schenkung,  bei  der 
die  Kirche  sofort  Eigentumsrecht  und  die  mit  Usufruct  verbun- 
dene Gewere  am  Gute  antritt: 

Ein    gewisser  Rodulf   schenkt    »dem   heiligen  Gallus«    ein    Ge- 
höft zu  Hönstetten  im  Hegau   mit  allem  Zubehör.     Um  700^). 
Das  Ehepaar  Adalbert   und  Ermensina    schenkt  (»pro  anime 
nostrae  remedium«)  dem  Kloster  Fulda,  das  der  noch  lebende 
Erzbischof  Bonifacius  gestiftet  hat,  einige  Grundstücke.     750^). 
Aus  späterer  Zeit :  Ein  gewisser  Adalbert  schenkt  St.  Peter  in 
Würzburg    einen  Weingarten    von  fünf  Joch  »pro  remedio  ani- 
maesuae«  und  »absque  aliqua  conditionis  interiectione. «    1105^). 
Häufig    verpflichtete    der  Schenker    die  Kirche    zu    gewissen 
Kulthandlungen  zu    gunsten  seiner  Seele,    oder  er  schränkte  den 


i)   Wartmatm,  U.B.  der  Abtei  St.  Gallen  I,  nr  2,  vgl.   nr   i.  3.  4  u.  v.  a. 

2)  Schannat  C,  Trad.  Fuld  nr  i  u.  a. 

3)  Schannat,  Vind.  litt.  I,  s.  64  nr  20,  vgl.  ebd.  s.  46,  Mittelrh.  U.B.  III,  nr  114.  ng. 
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Genuss  des  Gutsertrages  dadurch  ein,  dass  er  Almosenverteilungen 
davon  verordnete.  Beides  musste  an  bestimmten  Tagen,  etwa  an 
seinem  Todestage  oder  dem  Tage  eines  Heiligen,  ausgeführt  wer- 
den. Die  Kirche  hatte  da  ein  Anniversar  abzuhalten,  dessen  Ver- 
lauf manchmal  bis  ins  einzelnste  vorgeschrieben  war ,  oder  der 
Spender  verlangte  die  Unterhaltung  einer  ewigen  Lampe  an  seinem 
Grabe  oder  bei  einem  Altare.  Man  stiftete  Kerzen,  Bilder  und 
Altäre  aus  den  Einkünften  der  geschenkten  Güter. 

König  Karl  schenkt  St.  Gallen  den  Hof  Stamheim  unter  der 
Bedingung,  dass  davon  zu  Ehren  St.  Otmars  fortwährend  acht 
Menschen  genährt  werden  sollen.     879'). 

Derselbe  schenkt  St.  Gallen  einen  Hof  mit  einer  Kirche, 
woraus  für  sein  Seelenheil  auf  dem  St.  Victorsberg  immer  zwölf 
Pilger  verpflegt  werden  sollen.     885^). 

Der  Kanonikus  Friedrich  von  Würzburg  schenkt  dem  Klo- 
ster St.  Michael  in  Bamberg  100  Pfund  Silber  zum  Ankauf 
eines  Grundstückes,  von  dessen  Ertrag  eine  Memorie  des  Stif- 
ters abzuhalten  ist '). 

Die  Gräfin  Luccardis  von  Saarbrücken  und  ihr  Sohn  Si- 
mon schenken  10  sol.  Zinsen  von  Liesdorf  dem  Kloster  Wal- 
gassen zu  einer  ewigen  Lampe  über  dem  Grabe  des  verstor- 
benen Grafen.    12 18*). 

Die  letztgenannten  Beispiele  stammen  aus  späterer  Zeit;  sie 
zeigen  schon  geldwirtschaftliches  Gepräge. 

Die  Schenkung  konnte  auch  so  bedingt  werden,  dass  ihr  tat- 
sächlicher Vollzug  von  dem  Eintritt  eines  bestimmten  Ereignisses, 
nämlich  dem  sicheren  Tode  des  Stifters  abhängig  gemacht  wurde. 
Es  entstand  die  donatio  post  obitum.  Oder  sie  erfolgte  so,  dass 
die  Kirche  sofort  Eigentumsrecht  und  Besitz  erhielt,  dem  Schenker 
aber  den  Besitz  zurückgeben  musste.  In  diesen  Fällen  lagen 
precaria  oblata  oder  precaria  remuneratoria  vor.  Diese  drei 
Schenkungsformen  wurden  angewendet,  wenn  der  Schenker  min- 
der begütert  war  und  die  Nutzung  nicht  entbehren  konnte,  — 
besonders  dann,  wenn  er  sein  ganzes  Eigentum  hingab.  Dem 
ideellen  Motive  gesellten  sich  hier  wirtschaftliche  Rücksichten  zu, 
die  mitunter  so  vorherrschend  wurden,  dass  jenes  nur  ein  äusserer 


1)  Wartmann,  II,  nr  612. 

2)  Wartinann,  II,  nr  642. 

3)  12.  Jahrh.  ?    Schannat,  Vind.  litt.  I,  s.  47  nr  19. 

4)  Mittelrh.  U.B.  III,  nr  95.     Vgl.  Brem.  U.E.  I,  nr  459. 
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Schmuck  des  abgeschlossenen  Rechtsverhältnisses  blieb,  ja  schliess- 
lich ganz  verschwand,  besonders  seit  sich  die  Stadt  des  Institutes 
bemächtigte. 

Donatio  post  obitum  und  precaria  oblata  brauchen  sich  in 
ihren  praktischen  Wirkungen  nicht  von  einander  zu  unterschei- 
den; sie  können  es  aber;  denn  bei  der  Prekarie  konnte  die  Fa- 
milie des  Schenkers  nach  seinem  Tode  im  freien  Leihebesitz  des 
Gutes  bleiben.  Stets  aber  unterscheiden  sich  beide  rechtlich.  Bei 
beiden  findet  eine  Schenkung  statt,  aber  bei  der  donatio  post 
obitum  wird  ein  Eigentumsrecht  des  Beschenkten  erst  mit  dem 
Tode  des  Schenkers  begründet ,  während  das  bei  der  precaria 
oblata  und  auch  der  remuneratoria  schon  mit  der  Uebergabe  der 
Urkunde  geschieht.  Der  Beschenkte  hatte  darnach  aber  die  Ver- 
pflichtung, das  Gut  dem  Stifter  zur  lebenslänglichen  Nutzung  zu- 
rückzuleihen  (per  precariam  prestare). 

Für  die  hier  beabsichtigten  Untersuchungen  kommen  die 
juristischen  Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Geschäften  nur 
insofern  in  Frage,  als  es  gilt,  von  ihnen  aus  den  Weg  zur  städti- 
schen Leibrente  zu  finden.  Und  so  ist  zu  konstatieren,  dass  die 
donatio  post  obitum  in  dieser  Richtung  nicht  entwicklungsfähig 
sein  konnte ,  und  das  eben ,  weil  sie  kein  sofortiges  Eigentums- 
recht des  Beschenkten  begründete.  Der  Schenker  blieb  in  allen 
seinen  Rechten  ungeschmälert,  er  war  nur  in  der  Weiterbegebung 
des  Gutes  bei  seinem  Tode  gebunden.  Es  kommen  also  hier  nur 
die  Prekarien  in  Betracht,  zuerst  die  precaria  oblata. 

Hrothardus  überträgt  an  Sanct  Gallen  seinen  gesamten  Be- 
sitz mit  der  Formel  >cum  domibus,  edificiis,  viniis  ,  mancipiis, 
hortificis ,  pumificis ,  pratis],  campis  ,  silvis ,  aquis  aquarumque 
decursibus,  mobilibus  atque  immobilibus,  cultis  et  incultis«  vom 
Tage  der  Ausstellung  der  Urkunde  an.  Er  bedingt  sich  aus, 
dass  er  alles  zur  Leihe  zurückerhält:  »in  eam  vero  rationem, 
ut  per  precariam  de  vobis  hoc  recipiam«  ;  er  verpflichtet  sich 
aber  dafür  zu  einem  Zins  von  jährlich  30  Mass  Bier,  40  Bro- 
ten, 3  Frontagen  und  3  Frischingen.  Die  Precaria  ist  erblich. 
762  1). 

Rodsinda  hat  dem  Kloster  St.  Gallen  ihre  Güter  geschenkt. 
Der  Abt  Johannes  und  der  Convent  geben  ihr  alles  zu  lebens- 
länglichem Niessbrauche  und  gegen  Zins  zurück:    »pro    preca- 

i)  Wartrnanjt,  I,  nr  33.  —  lieber  erbliche  Prekarien  vgl.  a.  Seeliger,  Grund- 
herrsch, s.  50  f. 
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riam  (!)  prestavimus  ut  ipsa  diebus  vite  sue  annis  singulis  inde 
censum  solvat  de  ipsa  terra.-  Diese  Leihe  ist  nicht  erbhch, 
vermutlich  war  die  Schenkerin  kinderlos.     762 1). 

Walrammus  schenkt  dem  Kloster  Fulda  Ackerland,  Wein- 
berge und  Hörige  unter  Vorbehalt  des  Niessbrauches :  >ea  sci- 
licet  ratione,  ut  dum  ad  vixero,  sub  usu  et  beneficio  tantum, 
absque  ullo  preiudicio  vel  dominatione  aliqua,  rem  antedictae 
Basilicae  excolere  debeam.  ^    765  ^). 

Die  Zahlung  eines  Zinses  als  Rekognitionsgebühr  war  nicht 
unbedingt  erforderliches  Merkmal  der  Prekarie.  Sie  wird  manch- 
mal nicht  verabredet,  und  doch  geht  aus  dem  Wortlaut  der  Ur- 
kunde hervor,  dass  der  Schenker  das  Gut  nur  per  precariam  be- 
hält, vgl.  Trad.  Fuld.  Nro.  21  und  34. 

In  den  Städten  erscheint  die  precaria  häufig  als  Häuserleihe: 

»Ich  maister  Heinrich, ziegelmaister,  tun  chunt  allen  den 

di  disen  brief  lesent,  hoerent  oder  sehent,  daz  ich  min  hus,  daz 
an  dem  bruekline  lit  vor  dem  obren  badhuse  und  die  hofstat,  da 
daz  hus  ufstat  und  alle  hofsache  vor  und  hinten,  daz  min  rech- 
tes aigen  was,  gegeben  han  dem  heiligem  gaiste  uf  daz  spital  ze 
Augspurch  vnd  han  im  daz  ufgeben  und  han  mich  sin  verzigen 
mit  gelesten  worten  nach  dirre  stet  reht;  und  han  ich  hus  und 
hofstat  und  allez  daz  derzu  gehoert  her  wider  enphangen  von  des 
spitals  maister  Hermannen  von  Bannacher  ze  einem  cinse  ze  mi- 
nem  libe,  daz  ich  ellin  iar  —  —  —  geben  sol,  die  weil  ich  leb.« 
1285'). 

Der  Priester  Ulrich  von  St.  Moritz  in  Constanz  schenkt  der 
Domkirche  ein  Haus  zu  seinem  Seelgerät.  Er  erhält  es  mit  einem 
Wachszinse  belastet  zurück.  Nach  seinem  Tode  geht  der  Besitz 
auf  seinen  Sohn  Konrad  über  gegen  drei  Schillinge  jährlich.  Alle 
weiteren  Prekaristen  zinsen  vier  Schillinge.      1176*). 

Die  Prekarie  musste  nicht  nur  auf  die  Nachkommen  vererbt 
werden,  sie  konnte  auch  auf  Personen  nachreichen,  die  dem 
Schenker  irgendwie  nahe  standen : 

Wolfger  schenkt  einen  Hof  zu  Pfohren  an  St.  Gallen  unter 
Vorbehalt  des  Niessbrauches    gegen  einen  Zins    von  2  Pfennig 

i)   Wartmantt,  I,  nr  36,  vgl.  nr  17.  82.  83.  84.  85.  87  ff.  u.  viele  andere. 

2)  Trad.  Fuld.  s.  11,  nr  21   dgl.  nr  34  (772)  35  (772). 

3)  U.B.  d.  St.  Augsburg,  I,  nr.  95. 

4)  Beyerle,  Grundeigentumsverh.  i.  K.  ü,  nr  5;    vgl.  6.  8.  9.  13.  16  (*/»  Haus), 
17.  23  u.  a.    Kölner  Schreinsk.  I,  s.   16  u.  34.    Bremer  U.B.  I,  nr  329. 
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oder  ein  Malter  Korn.  Die  Prekarie  soll  auf  seine  Schwester 
nachreichen,  die  aber  dann  4  Pfennig  oder  zwei  Malter  Korn 
zu  Zinsen  hat.     842  ^). 

Der  Canonicus  Johannes  errichtet  eine  Stiftung  zum  Ora- 
torium der  heiligen  Catharina  in  Coblenz.  Er  behält  den  Niess- 
brauch,  der  nach  seinem  Tode  auf  den  Scholaren  Wienand 
und  dessen  Mutter  übergeht.     12 12  ^). 

Häufig  sind  mehrere  Personen  Schenker,  oder  ein  Schenker 
zieht  andere  in  den  sofortigen  Genuss  des  Gutes  mit  ein.  Sie 
erhalten  die  Nutzniessung  zu  gesamter  Hand  zurück.  Nach  dem 
Tode  des  einen  geht  sie  unverkürzt  auf  den  anderen  über.  Manch- 
mal zahlt  dann  der  Ueberlebende  einen  Seelzins  für  den  Ver- 
storbenen. 

Das  Ehepaar  Arugis  und  Gomahill  schenkt  für  sein  Seelen- 
heil dem  Kloster  P\ilda  Güter  und  Hörige ;  auf  zwei  Leben  soll 
die  Nutzniessung  zurückgegeben  werden.     Mainz  772  ^). 

Perahtold  und  seine  Gattin  Gersinda  übertragen  an  St.  Gallen 
eine  Kirche,  ihren  Besitz  in  Reutlingendorf,  zwei  Drittel  einer 
Hufe  und  V2  Mühle  in  Möhringen.  Beide  bleiben  im  Genüsse 
der  Güter,  dieser  reicht  aber  nur  auf  die  Frau  nach.    790  *). 

Gisela  von  Bachfeld  schenkt  St.  Michael  in  Bamberg  15 
Hufen.  Sie  und  ihr  Gatte  sollen  den  Niessbrauch  haben,  so 
lange  sie  leben,  gegen   i   sol.  jährlich.      11.  Jahrh.'"'). 

¥An  Bremer  Bürger  schenkt  an  St.  Anschar  in  Bremen  ein 
Haus.  Er,  seine  In^au  und  Sophia  Wolsulver  bewohnen  es 
gemeinsam  weiter,  alle  bis  an  ihr  Lebensende.     1266  ^). 

Beim  Tode  eines  der  Prekaristen  kann  ein  Teil  des  Gutes 
vollständig  an  die  Kirche  übergehen ,  der  Ueberlebende  behält 
nur  das  übrige  bis  zu  seinem  Tode. 

Egispertus  und  seine  Gattin  Machtildis  schenken  St.  Peter 
in  Würzburg  ein  Gut  und  acht  Joch  Weinland.  Sie  behalten 
sich  Niessbrauch  gegen  Zins  vor.  Stirbt  der  Mann  zuerst,  so 
behält  die  Frau  nur  das  Gut;    stirbt  aber  sie  früher,  so  bleibt 


i)   Warimann,   II,  nr  384. 

2)  Mittelrh.  U.B.  III,  nr  2  \\.  Beyerli,  II,  nrii   vgl.  bes.  a.  Seeliger,  Grundherr- 
schaft  s.  49, 

3)  Trad.  Fuld.  s.  20  nr  37. 

4)  Wartttiann,  I,  nr   127. 

5)  Schannat,  I,  s.   44. 

6)  Bremer  U.B.  I,  nr  329. 
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der  Mann  nur  im  Besitze  des  Weinberges.     1 103  ^). 

Ein  anderes  Ehepaar  schenkt  zwei  Weinberge  an  St.  Peter 
in  Würzburg  gegen  lebenslänglichen  Niessbrauch  unter  jähr- 
lichem Zins.  Der  Ueberlebende  behält  nur  einen  Weinberg. 
II 13  2). 

Das  wirtschaftliche  Moment  tritt  noch  schärfer  hervor  bei  der 
precaria  remuneratoria.  Sie  unterscheidet  sich  von  der  oblata 
dadurch,  dass  der  Schenker  hier  nicht  nur  sein  dargebrachtes 
Gut  zurückerhält,  sondern  obendrein  noch  ein  anderes,  das  bisher 
der  Kirche  gehörte.  Er  benützt  beide  bis  zum  Tode  und  erhöht 
dadurch  seine  Lebenshaltung. 

Der  Abt  Gottfried  gibt  einer  Witwe  den  Weingarten,  den 
sie  St.  Stephan  und  St.  Peter  in  Würzburg  geschenkt  hat,  zur 
lebenslänglichen  Nutzniessung  zurück,  dazu  erhält  sie  auf  ihre 
Bitte  ein  Viehgehege  und  täglich  die  Praebende  eines  Mönches. 
Alles  soll  auf  ihre  Tochter  nachreichen,  »si  ea  se  taliter  ut  decet 
virginem,  sine  crimine  et  infamia  continuerit«.      1114^). 

Der   edle  Kleriker  Diotbald    übergibt  dem  Erzbischof  von 

Salzburg  eine  Hörige,  Chriza,  mit  ihren  drei  Kindern  und  erhält 

dafür  auf  die  Zeit   seines  Lebens  und  seiner  Verwandten  Kisala 

zwei  Knechte  und  zwei  Mägde  mit  ihren  Kindern.     925  *). 

Die  Salzburger  Traditionsbücher  enthalten  zahlreiche  Beispiele 

von  precariae  remuneratoriae  °). 

Die  Prekarie  verwandelte  sich  nun  in  Kauf,  wenn  die  Wieder- 
verleihung durch  den  Beschenkten  ausblieb,  dieser  alle  Rechte  am 
Gute  erhielt  und  sich  nur  zu  vertragsmässig  festbestimmten  perio- 
dischen Leistungen  an  den  Schenker  verpflichtete.  Die  Leihe 
hörte  auf,  indem  statt  eines  immobilen  Gutes  das  Recht  auf  Rent- 
genuss  zurückgegeben  wurde.  Die  vom  Beschenkten  gezahlte 
Rente  enthält  keine  Anerkennung  eines  Eigentumsrechtes  des 
Schenkers,  dieser  hatte  sich  ja  dessen  ausdrücklich  begeben.  Sie 
ist  vielmehr  Kaufpreis,  Entgelt  für  ein  erhaltenes  Kapital.  Der 
Beschenkte  wird  zum  Rentverkäufer,  der  Prekarist  wird  Rentkäufer. 
Uebergangsformen  von  der  Prekarie  zum  Rentkauf  liegen  vor, 
wenn  sich  der  Schenker,    der  das  Gut  zur  Nutzniessung   zurück- 

i)  Schannat,  I,  s.  63. 

2)  Ebd.  I,  s.  68. 

3)  Ebd.  I,  s.  69,  nr  34. 

4)  Salzb.  U.B.  I,  Codex  Odalberti  nr  15. 

5)  Vgl.  auch  Roth,  Feudalität,  s.  147  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsbeft  12.  2 
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erhalten  hat,  für  Zeiten  der  Not  und  des  Alters  Versorgung  im 
Kloster  ausbedingt.  Er  gibt  dann  die  Gewere  auf  und  bezieht 
im  Kloster  eine  Rente. 

Liutprecht  schenkt  sein  Eigentum  in  Lautrach  unter  Vor- 
behalt des  Niessbrauches  gegen  einen  Zins  von  zwei  Pfennig. 
Er  darf,  wann  er  will,  ins  Kloster  ziehen  und  sich  dort  für  den 
übrigen  Teil  seines  Lebens  kleiden  und  nähren  lassen.  Der 
Besitz  geht  in  diesem  Falle  ans  Kloster  über.  Lebt  aber  in 
diesem  Augenblicke  seine  Gattin  Hildebrich  noch,  so  sollen  ihr 
vier  Morgen  zur  Nutzniessung  bleiben ,  solange  sie  lebt.  Die 
2  Pfennige  zahlt  sie  aber  weiter.     855  ^). 

Ein  gewisser  Hemmo  schenkt  an  St.  Peter  in  Würzburg 
ein  praedium  unter  Vorbehalt  des  Niessbrauches,  wird  er  krank 
oder  alt,  so  will  er  im  Kloster  Nahrung  und  Kleidung  erhalten 
(ut  si  vel  afflicto  infirmitate,  vel  deficienti  senectute  necessaria 
vitae  deficerent  a  claustro  victum  et  vestitum  quodusque  vive- 
rem,  reciperem),  P3nde   12.  Jahrh.  ^). 

Leihe  in  Verbindung  mit  Rentkauf  liegt  auch  in  folgendem 
Falle  vor: 

Der  Priester  Ensfried  zu  Welschbillig  schenkt  dem  Kloster 
Himmerode  einen  Weinberg  zu  Trier.  Er  behält  Zeit  seines 
Lebens  Besitz  und  Genuss  gegen  zwei  Eimer  jährlichen  Zins. 
Nach  seinem  Tode  sollen  Abt  und  Konvent  einer  Frau  und 
ihrer  Tochter  für  die  Zeit  ihres  Lebens  jährlich  acht  Malter 
Weizenmehl,  ^/2  Malter  Hülsenfrüchte,  ein  Quart  Zukost,  je  einen 
Mantel  und  ein  Paar  Schuhe  zahlen.  Die  Ueberlebende  bezieht 
nur  die  Hälfte  weiter.     1231  ^). 

Die  Entwickelung  zum  Kauf  konnte  auch  von  der  precaria 
remuneratoria  ausgehen.  Es  sei  hier  nochmals  auf  die  oben 
S.  17  zitierte  Urkunde  hingewiesen,  wo  die  Prekaristin  nebenbei 
eine  Praebende  erhält.  Schärfer  tritt  der  Uebergang  hervor,  wenn 
der  Schenker  zu  seinem  eigenen  Gut  nicht  ein  der  Kirche  ge- 
höriges Grundstück  bekommt,  sondern  jährlich  bestimmte  Ein- 
künfte : 

Das  Ehepaar  Ramoald  und  Gotala  schenkt  St.  Peter  in 
Würzburg  einen  Besitz  (possessionem  quantulumcumque)  und 
neun  Hörige  als  Seelgerät,    Dafür  haben  beide  lebenslängliche 


i)   IVartmanft,  II,  nr  443;  vgl.  nr  403  (847:  Altersversorgung). 

2)  Schannat,  I,  s.  86,  nr  77;  vgl.  s.  56,  nr  8 ;  s.  58,  nr  11. 

3)  Mittelrh.  U.B.  III,  nr  445, 
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Nutzniessung  und   erhalten   dazu  jährlich   vier  Quart  Getreide, 
vier  Quart  Malz  und  ein  mittelmässiges  Schwein,     i  io8  ^). 

Ein  edler  Mann  namens  Scrot  schenkt  dem  Hochstift  Brixen 
einen  Besitz  in  Tristach  bei  Lienz.  Er  erhält  ihn  mit  seiner 
Gattin  zum  lebenslänglichen  Niessbrauch  zurück ,  ausserdem 
sechs  Hufen  in  Asling  und  jährlich  ein  Pferd  und  vier  Quart 
Wein.      1050  ^). 

Beispiele  von  reinem  Rentkauf  kommen  schon  früh  vor,  und 
zwar  stets  im  Zusammenhang  mit  dem  Eintritt  ins  Kloster.  Mönch 
und  Nonne  können  ihren  Grundbesitz  nicht  mehr  selbst  bewirt- 
schaften ,  sie  bringen  ihn  daher  dem  Kloster  zu  und  erwerben 
damit  das  Recht  lebenslänglicher  Versorgung. 

Habraam  schenkt  sein  ganzes  Eigentum  an  St.  Gallen  »pro 
remedio  anime  suae  vel  parentorum  suorum  et  propter  nutri- 
mentum  diebus  vite  sue.«     774^)- 

Henker  schenkt  dem  hl.  Petrus  in  Rangendingen  ^Z*  seines 
Eigentums.  Dafür  zahlt  ihm  das  Kloster  als  Rente  linnene  und 
wollene  Kleider,  Tuch  und  Nahrungsmittel.     795  *). 

Cospert  schenkt  St.  Gallen  verschiedene  Besitzungen.  Das 
Kloster  hat  ihm,  solange  er  weltlich  bleibt,  jährlich  8  sol.  zu 
zahlen  in  Silber,  in  Kleidern  oder  in  Vieh  (ut  illis  oportunum 
esse  videtur) ,  ausserdem  gibt  es  ihm  einen  Knecht  und  eine 
Magd.  Wenn  er  zur  Pfalz  oder  nach  Italien  zieht,  hat  es  ihm 
einen  berittenen  Mann  und  ein  starkes  Pferd  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Tritt  er  ins  Kloster  ein,  so  will  er  eine  besondere 
Zelle  für  sich  haben ,  die  Praebende  zweier  ^lönche ,  jährlich 
ein  Wollkleid,  zwei  Leinenkleider,  sechs  Schuhe,  ein  Paar  Hand- 
schuhe und  andere  Kleider.     816^). 

Godilda,  Herzogin  von  Lothringen,  schenkt  der  Abtei 
Echternach  verschiedene  Hufen  im  Gau  Mainfeld  und  einigen 
Dörfern,  ausserdem  eine  Mühle  und  Weinland  gegen  eine  lebens- 
längliche Praebende.     Erste  Hälfte  9.  Jahrh.  ^). 

Die  Rente    reicht    nach,    so  wie    die    precaria   erblich  ist: 


1)  Schannat,  I,  s.  67,  nr  28. 

2)  Acta  Tirol.  I,    nr  73;  vgl.  auch  das  Citat   bei   Wopfner,  Gesch.    der    freien 
bäuerl.  Erbleihe  in  Deutschtirol:  Steir.  U.B.  I,  nr  246. 

3)  Wartmann,  I,  nr  72;  vgl.  9.  12.  44.  45.  198.  201.  220. 

4)  Ebd.  I,  nr   139. 

5)  Ebd.  I,  nr  221. 

6)  Mittelrh.  U.B.  II,  Nachtr.  nr  32;  vgl.  48. 
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Ein  Ehepaar  und  ihr  im  Kloster  eingetretener  Sohn  schenken 
St.  Matthias  bei  Trier  drei  Weingärten  bei  Coblenz.  Die  Eltern 
sollen  1/2  des  Ertrages  während  der  Zeit  ihres  Lebens  erhalten, 
ausserdem  6  Malter  Weizen,  12  Malter  Weizenmehl,  ein  Malter 
Erbsen,  zwei  Lammfelle  jährlich.  Auf  den  überlebenden  Teil 
reicht  die  halbe  Rente  nach.     1214^. 

Die  kinderlosen  Eheleute  Heinrich  und  Christine  von  Engers 
schenken  dem  Kloster  Wülfersberg  Ackerland  gegen  eine  jähr- 
liche Rente  von  vier  Malter  Weizenmehl.  Zwei  davon  gehen 
auf  den  Ueberlebenden  über.     1243  ^). 

Die  Rente  wird  später  geldwirtschaftlich  gewendet: 

Arnold  von  Chunstat  schenkt  St.  Michael  in  Bamberg  ein 
praedium  bei  Fullebach.  Dafür  soll  seine  Tochter  Bertha  eine 
Praebende  und  jährlich  ein  halbes  Pfd.  erhalten.     12.  Jahrh.  ^). 

Heinrich  von  Villich,  Bürger  zu  Köln,  und  Mechthild,  seine 
Frau,  haben  der  Kirche  zu  Sayn  10  köln.  Mark  geschenkt. 
Damit  hat  diese  einen  Weinberg  in  Metternich  gekauft.  Sie 
zahlt  davon  beiden  jährlich  vier  Eimer  Wein  auf  eigene  Rech- 
nung und  Gefahr  in  Köln.      1248*). 

Im  letzten  Falle  wird  die  Rente  auf  Grund  einer  Geldzahlung 
noch  naturalwirtschaftlich  fundiert  und  dann  in  Naturalien  geleistet. 
Auch  in  den  Städten  vollzieht  sich  der  Rentkauf  im  Anfange 
noch  unter  diesen  Erscheinungen. 

Der  Domherr  Magister  Alexander  schenkt  dem  Paulskloster 
in  Bremen  und  dem  Marienkloster  in  Heiligenrode  30  Mark 
Silber.  Dafür  wird  ihm  der  Zehnte  zu  Driftsethe  und  der 
Zehnte  nebst  zwei  Hufen  zu  Hagen  gegeben.     1157^). 

Das  Kreuzkloster  in  Braunschweig  verkauft  einem  Kaplan 
ein  Haus  auf  Lebenszeit.      1326*'). 

Das  Kloster  St.  Aegidien  in  Braunschweig  verkauft  der 
Klausnerin  Druden  für  fünf  Mark  Silber  eine  jährliche  Leibrente 
von  2  chori  Roggen,  einem  chorus  Weizen  und  einem  Mass 
Weizenmehl.     1339  0- 


1)  Mittelrh.  U.B.,  nr  21,  vgl.  nr  445. 

2)  Ebd.  III,  nr  785. 

3)  Schannat,   I,  s.  50,  nr  26. 

4)  Mittelrh.  U.B.  III,  nr  944. 

5)  Brem.  U.B.  I,  nr  45. 

6)  Haensehnann,   III,  i,  nr   177;  vgl.   192.  203;  Doehner,  IV,  nr  486.  502. 

7)  Haensehnann,  III,  2,  nr  603  ;  vgl.  III,  i  nr  17.  81. 
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Der  Neustädter  Rat  zu  Braunschweig  bekundet,  dass  Herr 
Ludolf  von  Dungelbeck  von  St.  Andreae  für  lo  ]\Iark  ein  Leib- 
gedinge von  einer  Mark  gekauft  hat.     1322  '). 

Der  Rentkauf  hat  im  letztgenannten  Falle  den  Charakter  der 
religiösen  Schenkung  ganz  abgestreift.  Bei  einigen  der  Käufe 
sonst  behält  sich  der  Rentner  einen  Seelzins  vor,  der  in  den  schon 
erwähnten  verschiedenen  Gestalten  geleistet  wird.  Aber  die  For- 
meln pro  remedio  animae  oder  gar  die  langen  Einleitungen  reli- 
giösen Inhalts  fehlen,  die  in  den  alten  Schenkungsurkunden  einen 
breiten  Raum  einnehmen.  Es  heisst  in  den  Briefen  nun  einfach : 
>Xos  NN  vendidimus  x  marcas  pro  x  marcis.«  oder  NN  hat  ge- 
kauft X  Mark  Geld   auf  seinen  Leib   für  x  Mark. 

Der  Rentkauf  hat  zugleich,  besonders  wenn  er  ohne  satzungs- 
mässige  Sicherung  des  Käufers  abgeschlossen  wird,  den  Charakter 
eines  Kreditgeschäftes  angenommen.  Der  Käufer  erhält  für  die 
Uebergabe  seines  Kapitals  künftige  Leistungen  zugesichert,  ein 
Recht  auf  Rentgenuss.  Aeusserlich  drückt  sich  das  dadurch  aus, 
dass  der  Austausch  von  Vertragsurkunden,  der  bei  der  precaria 
stattfand,  fortfällt.  Nur  der  Verkäufer  —  der  frühere  Beschenkte 
—  übergibt  ein  Instrument,  den  Rentbrief,  der  den  andern  in 
seinem  Rechte  sichert. 

Derartige  nicht  naturalwirtschaftlich  gesicherte  Geschäfte  konn- 
ten vor  der  Entstehung  der  Stadt  als  Rechtssubjekt  nur  mit  geist- 
lichen Korporationen  abgeschlossen  werden.  Nur  diese  konnten 
den  unbeschadeten  Genuss  einer  Rente  für  unabsehbare  Zeit 
garantieren.  Einzelnen  Personen  war  das  unmöglich ;  ihnen  ge- 
währte man  im  Mittelalter  nur  in  sehr  beschränktem  Umfange 
Kredit  ohne  dingliche  Sicherung.  Starb  der  Schuldner,  so  starb 
nach  der  Rechtsanschauung  auch  seine  Schuld.  Der  Gläubiger 
konnte  sich  allenfalls  aus  seiner  fahrenden  Habe  schadlos  halten. 
>Swer  so  daz  erbe  nimt,  der  sal  durch  recht  die  schult  gelden 
also  veme,  so  daz  erbe  geweret  an  varnder  habec  ^).  Die  geist- 
liche Korporation  war  aber  unsterbliche  Persönlichkeit;  sie  fiel 
nicht  unter  jenen  Rechtssatz,  ihr  allein  konnte  daher  Kredit  ohne 
dingliche  Sicherstellung  gewährt  werden.  Damit  hat  sie  neue 
verkehrswirtschaftliche  Erscheinungen  geschaffen  und  entwickeln 
helfen. 

Mit  der  Stadt  war  nun  eine  zweite  unsterbliche  Persönlichkeit 

i)  Haenselmann,  III,  r,  nr  58;  vgl.  nr  119;  III,  2,  nr  496.  597. 
2)  Ssp.  Ldr.  I,  6. 
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entstanden,  die  als  Rentv^erkäufer  ähnlich  in  Frage  kommen  konnte. 
Und  tatsächlich  griff  sie  die  Leibrente  auf  und  benützte  sie  als 
Anleiheform.  Sie  befriedigte  dadurch  eigene  Bedürfnisse  und  kam 
zugleich  denen  der  Kapitalisten  entgegen,  die  ihr  Geld  sicher  an- 
legen wollten,  schon  aus  äusseren  Gründen.  Wenn  sie  es  in  ihren 
leichten  Häusern,  dazu  unter  geringer  öffentlicher  Sicherheit  auf- 
bewahrten, konnte  es  sehr  leicht  durch  Diebstahl  oder  Brand  ver- 
loren gehen.  Bei  einer  Korporation  aber  erwarb  man  dafür  ein 
immaterielles  Gut,  das  nicht  verderben  konnte,  das  zugleich  auch 
einen  wirtschaftlichen  Ertrag  sicherte.  Daher  kam  es ,  dass  man 
der  Stadt  wertvolle  Urkunden,  fahrende  Habe  und  so  auch  Geld 
als  Depositum  übergab.  Selten  mag  man  in  dem  Vertrauen  auf 
sichere  Aufbewahrung  getäuscht  worden  sein.  Zufälle  waren 
trotzdem  nicht  ausgeschlossen.  Das  Kloster  Teistungenburg  hatte 
dem  Rate  zu  Quedlinburg  einmal  200  Gulden  als  Depositum 
übergeben;  das  wurde  diesem  »met  oreme  eigen  gelde«  gestohlen. 
Er  musste  sich  verpflichten ,  dafür  einen  ewigen  Jahreszins  von 
einer  Tonne  Heringen  zu  zahlen.     1437  1). 

Die  Reception  der  Leibrente  durch  die  Stadt  ist  nicht  ohne 
allmählichen  Uebergang  erfolgt.  Es  sind  Leibrentverträge  mit 
Städten  überliefert,  die  zugleich  die  Stiftung  eines  Seelzinses  ent- 
halten und  auf  den  Ursprung  dieses  städtischen  Kreditgeschäftes 
hindeuten.  Der  Rentkäufer  verpflichtete  die  Stadt,  nach  seinem 
Tode  an  eine  geistliche  Anstalt  zugunsten  seiner  Seele  weiterzu- 
zahlen. Es  kam  auch  vor,  dass  die  Kirche  ausgeschaltet  wurde. 
Die  Stadt  musste  selbst  an  einem  bestimmten  Tage  die  Rente  zu 
wohltätigen  Zwecken  verwenden.  Die  Entwicklung  dieser  Geschäfte 
mag  hier  und  da  dadurch  gefördert  worden  sein,  dass  die  Stadt 
in  den  Besitz  von  Spitälern  gelangt  war  oder  Patronatsrechte  über 
sie  und  auch  über  Kirchen  ausübte. 

Der  Neustädter  Rat  zu  Braunschweig  verkauft  im  Namen  der 
Kirche  zu  St.  Andreas  an  die  Witwe  Johann  Salgens  und  ihre 
Tochter  Elisabeth  eine  Mark-Leibrente  für  1 2  Mark.  Die  Pro- 
visoren der  Kirche  sollen  sie  zu  Michaelis  und  Fasten  je  zur 
Hälfte  auszahlen.     Der  Rat  bürgt  dafür.    1322^). 

Die  Witwe  P'riedrichs  von  Welle  stiftet  dem  städtischen  Spi- 
tal   in  Braunschweig   40  Mark   gegen   ein  Leibgedinge.    1334^) 


1)  U.B.  d.  St.  Quedlinburg  II,  nr  1S4. 

2)  Haenselfnann  III,  i,  nr  44,  vgl.  nr  45. 

3)  Ebd.  III,  2  nr  447;  vgl,  524. 
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Der  Rat  zu  Hildesheim  verkauft  eine  loprozentige  Leibrente 
an  Hildebrand  von  Uppen.  Nach  seinem  Tode  soll  damit  eine 
ewige  Lampe  in  der  Andreaskirche  erhalten  werden.  1338^). 
Halberstadt  verkauft  eine  Rente  an  einen  Magdeburger,  die 
nach  seinem  Tode  an  das  Kloster  Marienstuhl  gezahlt  werden 
soll.    14372). 

Göttingen  verkauft  eine  Leibrente  ;  nach  dem  Tode  des  Rent- 
ners sollen  »to  eynem  tröste  Hanses  des  Goltsmedes  und  siner 
eyliken  husvrowen  seelen  unde  siner  elderen  und  aller  kristenen 
lüde  Seele«  am  ersten  Montag  in  den  Fasten  an  jeden  Armen 
ein  Brot  und  ein  Hering  gegeben  werden ;  am  Sonntage  vorher 
sollen  die  Herren  des  sitzenden  Rates  je  ein  Quart  Wein,  zwei  Käm- 
merer und  ein  Schreiber  je  ^/2  Stübchen  >vor  ore  arbeyd  de 
almosen  unde  spende  also  uttoghevende  unde  entrichtende«  er- 
halten.   1380^). 

Sehr  häufig  zahlte  der  Rat  die  Rente  schon  bei  Lebzeiten 
des  Rentners  zu  frommen  Zwecken  aus.  Hier,  wie  bei  den  so- 
eben genauer  zitierten  Beispielen,  liegt  jedoch  schon  ewige  Rente, 
oder  mindestens  eine  Kombination  derselben  mit  der  Leibrente 
vor ;  das  gleiche  ist  der  Fall,  wenn  die  Kirche  die  ihr  zu  Seelzins 
übergebenen  Gelder  bei  der  Stadt  weiter  anlegt.  Diese  Geschäfte 
sind  daher  an  anderer  Stelle  ausführlicher  zu  behandeln,  hier  be- 
weisen sie  nur  den  Zusammenhang  der  städtischen  Kreditformen 
mit  Einrichtungen,  die  vor  der  Zeit  der  Stadt  bereits  üblich 
waren. 

Die  Uebemahme  der  Leibrente  durch  die  Stadt  ging  in  eini- 
gen Fällen  so  weit,  dass  diese  das  Recht  der  Kirche  zu  Leib- 
rentverkauf zu  beschränken  suchte  und  es  sogar  vollständig  auf- 
hob. Sie  sicherte  sich  das  Monopol.  Eine  Beschränkung  liess 
sie  namentlich  eintreten,  wenn  die  Käufer  der  Kirche  liegendes 
Gut  statt  Geld  übergaben.  Dann  entstand  die  Gefahr,  dass  sich 
in  der  toten  Hand  zuviel  Grundbesitz  anhäufte,  ein  Umstand,  der 
der  Stadt  besonders  darum  zum  Schaden  gereichte,  weil  das  Kir- 
chenvermögen wenigstens  in  früheren  Zeiten  der  städtischen  Ent- 
wicklung steuerfrei  war.     So  gebot  Konstanz  der  Kirche  den  so- 


1 )  Doehur,  III,  Nachtr.   nr.  102,  vgl.  ebd.  IV,  nr  504 :  Der  Seelzins  wird  von 
der  Stadt  niedriger  an  das  Domkapitel  gezahlt. 

2)  Magd.  U.B.  II,  nr  373;  vol.  378. 

3)  U.B.  d.  St.  Göttingen,  I,  nr  293. 
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fortigen  Verkauf  der  von  Leibrentnern  übergebenen  Grundstücke^). 
Das  gleiche  war  im  Züricher  Stadtrecht  ange  ordnet  2). 

Das  Monopol  für  Leibrentverkauf  lässt  sich  in  Braunschweig 
und  anderen  Städten  nachweisen. 

Braunschweiger  Stadtrecht  von  1349:  »we  lifgeding  kopen 
wil,  de  scal  it  kopen  van  deme  rade  unde  anders  nergen,  he  en 
do  it  mit  des  rades  vulborde,  bi  X  marken«  ^). 

Soest  1365:  »Niemand  soll  lyfftrecht  kopen  oder  verkopen, 
se  ene  kopen  de  weder  den  Rad  van  Soest  un  weder  deghene 
de  van  des  Rades  weghen  un  von  der  meynheit  wegen  darto  ge- 
sät sint<'  *). 

Nordhausen  1308:  »Nichein  burger  sal  nicheinerlei  zu  liben 
koufen,  dan  czu  unsen  burgern  auf  dem  hus«  ^). 

2.  DieEigenschaften    und  Arten    der  Leibrenten- 
schuld. 

Schon  oben  wurde  das  Wesen  des  Rentvertrages  von  dem 
der  Leihe  unterschieden.  Der  Rentvertrag  war  ein  Kaufvertrag. 
Die  Leistung  des  Käufers  bestand  in  der  Uebergabe  eines  Kapi- 
tals, die  des  Verkäufers  in  der  Zusicherung  eines  Forderungsrechtes 
auf  die  Rente.  Daraus  folgt,  dass  der  Verkauf  von  Leibrenten 
nur  in  beschränktem  Sinne  ein  Kreditgeschäft  war.  Rentkäufer 
und  -Verkäufer  standen  einander  nicht  so  gegenüber  wie  Gläubi- 
ger und  Schuldner.  Der  sog.  Gläubiger  hatte  hier  das  Eigentums- 
recht auf  sein  Kapital  vollständig  und  für  immer  aufgegeben. 
Beim  Rentverkauf  kontrahierte  die  Stadt  demnach  eine  von  selten 
des  Gläubigers  unkündbare  Schuld. 

Dieser  wieder  verfolgte  beim  Abschluss  des  Vertrages  den 
Zweck,  sich  lebenslänglich  eine  Einnahme  zu  sichern,  sich  wohl 
gar  lebenslänglich  vollständig  dadurch  zu  versorgen  und  für  immer 
vor  Mangel  zu  schützen.  Ueberdies  erhoffte  er  noch  einen  be- 
sonderen Nutzen  daraus.  Wenn  er  nämlich  lange  lebte,  so  über- 
stieg die  Summe  aller  Renten,  die  er  erhielt,  den  von  ihm  einge- 
zahlten Betrag.    Er  hatte  also  ebenfalls  kein  Interesse  an  der  Auf- 


1)  Gothein,  Wirtschaftsgesch.  des  Schwarzwaldes,  s.  165. 

2)  Zur.  Stadtb.  I,  nr  48  dgl.  Anm.  s.  19;  Verordn.  aus  i.  H.  d.  14.  J.  nr  157. 

3)  Uaenselmann,  I,  nr  39  §56;  vgl.  nr  53  §  65  (1380);  —  nr  61  §  163;  nr  62 
§  107.  —  nr  68  §  20 — 21  (1445). 

4)  Selber tz,  U.B.  II,  nr  773. 

5)  Förstetnanns  Mitteilg.  des  thür.-sächs.  Vereins    III,  4  s.  37. 
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hebung  des  Verhältnisses.  Die  Leibrente  war  daher  auch  von 
Seiten  der  Stadt  unkündbar. 

Nur  durch  besondere  Vereinbarung  bei  Abschluss  des  Ver- 
trages konnte  die  Stadt  das  Recht  der  aktiven  Kündbarkeit  er- 
halten. Solche  Erscheinungen  waren  jedoch  Ausnahmen,  die  sel- 
ten vorkamen.  Bei  dringendem  Bedarfe  musste  die  Stadt  Leib- 
renten zu  jedem  nur  annehmbaren  Preise  verkaufen;  es  konnte 
sich  dabei  ereignen,  dass  auch  junge  Leute,  die  voraussichtlich 
lange  Zahlungen  beanspruchten,  Leibrentner  wurden.  Das  einzige 
IVIittel,  hier  Nachteile  zu  vermeiden,  war,  dass  sich  die  Stadt  Ab- 
lösungsrecht ausbedang^  Dann  entstand  ein  Geschäft,  das  ein 
Analogon  zu  Prekarienverträgen  liefert,  bei  denen  sich  der  Pre- 
karist  den  Rückkauf  des  Eigentumsrechtes  am  Gute   offen  liess^). 

Köln  verkaufte  seit  1416  ablösbare  Leibrenten.  Als  es  der 
Stadt  aber  unmöglich  wurde,  die  Kapitalien  zurückzuzahlen,  gab 
sie  den  Brauch  wieder  auf  und  behielt  ihn  nur  jungen  Leuten 
gegenüber  bei  *). 

Zu  Ende  des  15.  Jahrh.  sieht  man  sie  dagegen  wieder  Leib- 
renten ablösen^): 

>Item  Herr  Sybolt  Inccus  hait  kauft  of  sine  leptage  —  26  Gul- 
den gelts  an  golde  —  und  er  hat  darumme  geben  312  g.  an  golde ; 
mit  solicher  sommen  gelts  der  raid  die  gülte  widder  abelosen 
mag,  wanne  ime  fuglichen  würdet.«     Mainz  1437*). 

Aus  Braunschweig  ist  ein  viel  früherer  Fall  bedingter  Ab- 
lösung überliefert:  Der  Rat  verkaufte  im  Jahre  1306  an  einen 
Geistlichen  eine  Leibrente  von  10  Mark  für  1 10  Mark.  Binnen 
vier  Jahren  durfte  er  sie  zurückkaufen  ^). 

Die  ablösbaren  Leibrenten  in  Köln  und  Mainz  unterscheiden 
sich  von  den  gewöhnlichen  unkündbaren  auch  durch  einen  niedri- 
geren Rentfuss.  In  beiden  Städten  zahlte  man  sie  zu  8  ^/s  statt 
10  Proz.  Hier  fällt  ein  Teil  der  Amortisationsquote,  die  die  Leib- 
rente ja  enthält,  weg,  weil  die  Stadt  das  Kapital  zurückgeben 
durfte. 

Die  Leibrente  tritt  als  städtische  Schuldform  in  verschiedenen 


1)  Vgl.  Seeliger ,    Grundherrschaft   s.  21    und    die    dort    citierten  Verträge   aus 
Wartniann. 

2)  Kmpping,  s.  358. 

3)  Vgl.  Stein,  Akten,  II,  nr  443 :  1484,  ebd.  nr  458 :  i486. 

4)  Hegel,  18  s.  105. 

5)  Haenselmann,  II,  nr  304. 
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Arten  auf,  die  denen  der  precaria  oblata  ganz  entsprechen.  Ty- 
pisch ist  die  Leibrente  auf  ein  Leben.  Sehr  häufig  wird  aber 
auch  die  Leibrente  auf  mehrere  Leben  angewendet,  die  nachrei- 
chende Gülte,  die  auch  hier  ihre  verschiedenen  Gestalten  annimmt. 

1.  Mehrere  Personen  kaufen  eine  Rente  gemeinsam.  Sie  er- 
halten sie  zu  gesamter  Hand  und  verzehren  sie  gemeinsam.  Nach 
dem  Ableben  des  einen  bleibt  der  andere  im  Genüsse  der  Rente. 

Der  Rat  zu  Lübeck  verkauft  eine  Leibrente  von  20  Mark  für 
200  Mark  an  Johann  Woltfogel  und  seine  Ehefrau.  Der  über- 
lebende Teil  bezieht  das  Geld  unverkürzt  weiter:  »uno  autem 
eorum  decedente,  nihilominus  superstiti  modis  prehabitis  ipsos 
redditus  sine  diminucione  qualibet  integraliter,  quamdiu  vixerit, 
persolvemus.«      1286^). 

»Dith  is  lifgheding,  dat  de  Rad  utgift:  ....  Hannen  unde 
Sophien  Borchwede  V2  fert  to  paschen,  ■"/2  fert  Michaelis  to 
erer  beyder  live.  .  .  Thideric  van  Vorden  und  Sophie  van  Garde 
leghe  hebbe  gekoft  van  deme  Rade  III  marc  geldes  to  erer 
beyder  live.«  Um   1320^). 

2.  Die  Stadt  zahlt  an  jede  von  mehreren  Personen  auf  Grund 
desselben  Kapitales  bestimmte  Quoten  als  Renten.  Mit  dem  Tode 
eines  jeden  erlischt  auch  sein  Teil. 

1341  kauft  ein  Bürger  vom  Rate  zu  Augsburg  für  sich,  seine 
Frau  und  Tochter  für  300  Pfd.  eine  jährliche  Leibrente  von 
50  Pfd.  Der  Rat  hatte  davon  an  den  Käufer  selbst  25  Pfd. 
zu  zahlen,  an  seine  P"rau  15  Pfd.  und  an  die  Tochter  lO  Pfd. 
Mit  dem  Tode  eines  jeden  fiel  die  entsprechende  Rente  weg^). 

Hans  Winterkaste  in  Mainz  kauft  seine  Töchter  ähnlich  ein.  Er 
übergab  der  Stadt  260  Gulden  gegen  eine  jährliche  Rente  von  26 
Gulden,  jede  Tochter  sollte  Zeit  ihres  Lebens  1 3  Gulden  erhalten  *). 

3.  Die  Stadt  verkauft  die  Rente  zunächst  nur  an  eine  Person 
und  verspricht,  sie  nach  ihrem  Tode  an  eine  andere  von  ihr  be- 
stimmte weiter  zu  zahlen. 

»Der  Tundenvischen  i  mr.  to  paschen,  i  mr.  Michaelis. 
Wanne  se  sterft,  so  vallet  de  sulven  II  mr.  up  ere  suster  de 
Keyeschen,  oc  to  erem  live. «  ") 

1)  U.B,  Lüb.,  I,  nr  493;  vgl.  nr  535.  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  259  B2    (1390  fF,). 

2)  Haenselmann,  II,  nr  872  s.  511,  vgl.  Hegel,  i,  s.  266:  Nürnberg.    U.B.  d.  St. 
Goslar  III,  nr   419  a.  u.  c. 

3)  U.B.  d,  St.  Augsburg,  I,  nr  382. 

4)  Hegel,   18  s.  106.  ebd.  i,  s.  266. 

5)  Haenselmann,  II,  nr  872  s.   511.  —  Vgl.  nr  304. 
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Meist  wurde  die  Rente  auf  das  zweite  Leben  erniedrigt  ge- 
zahlt: Lübeck  verkaufte  1289  40  Gulden  für  400  Gulden.  Der 
Ueberlebende  erhielt  nur  25  Gulden;  dgl.  1290:  8  Gulden  statt, 
10  Gulden  von  einem  Kapital  von  100^). 

Die  Mainzer  Stadtrechnungen  führen  an:  >lipgedinges  gulte, 
die  man  halb  bi  leben  und  halb  nach  dode  gibit«  *).  Hier  wurde 
also  schon  an  den  ersten  Rentner  weniger  gezahlt,  ein  Modus, 
der  auch  sonst  die  Regel  gewesen  ist,  wie  aus  dem  Vergleich  der 
Rentfüsse  im  weiteren  Verlaufe  der  Untersuchung  noch  hervor- 
gehen wird. 

III.  Die  Ewigrentenschuld. 

I.   Die  Entstehung  der  Ewigrente  und  ihre  Ueber- 
nahme  durch  die  Stadt. 

Aus  der  precaria  ist  der  Leibrentkauf  entstanden.  Ebenfalls 
aus  einer  naturalwirtschaftlichen  Leiheform  entwickelte  sich  die 
Ewigrente,  und  zwar  aus  der  Erbleihe. 

Es  war  im  Mittelalter  eine  alltägliche  Erscheinung,  dass  der 
Grundherr  Land  zu  freier  Leihe  austat  und  dafür  einen  Zins  be- 
zog, der  einen  Ertragsanteil  am  Gute  ausdrückte  und  zugleich 
die  Anerkennung  eines  Eigentumsrechtes.  Der  Beliehene  besass 
das  Gut  erblich  und  konnte  vom  Herrn  nicht  daraus  vertrieben 
werden,  ausser  wenn  er  den  Vertrag  verletzte.  Bei  Erbgang  und 
manchmal  auch  beim  Wechsel  des  Herrn  hatte  der  Beliehene  eine 
Rekognitionsgebühr  (Ehrschatz,  Besthaupt)  zu  entrichten. 

Arnold  hat  die  Weiterentwicklung  dieses  ländlichen  Leihver- 
hältnisses in  der  Stadt  klar  und  umfassend  dargestellt^),  sodass 
hier  nur  in  grossen  Zügen  auf  diesen  Vorgang  eingegangen  wer- 
den soll. 

Die  Erbleihe  tritt  in  der  Stadt  hauptsächlich  als  Häuserleihe 
auf.  Den  aufblühenden  Städten  zogen  zahlreiche  landlose  Leute 
zu,  die  nun  von  den  Grundherren  Land  gegen  einen  Zins  zur 
Leihe  nahmen,  um  sich  darauf  als  Handwerker  und  Kaufleute 
niederzulassen.  Sie  zahlten  den  Grundzins  in  Geld.  Sie  betrieben 
Landwirtschaft  höchstens  als  Nebengewerbe  oder  überhaupt  nicht 
mehr.      Der     Grund    und    Boden     kam    für    sie    nicht    mehr    als 


i)  U.B.  Lüb.,  I,  nr  536  u.   nr  555.  Vgl.  Haenselm.  II,  nr3i5.    U.B.  d.  St.  Goslar 
III,  nr  419  a. 

2)  Hegel,  17,  s.  91.  99  fF. 

3)  Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  den  deutschen  Städten. 
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direkter  Produktionsfaktor,  sondern  als  Standort  der  Unternehmung 
in  Frage,  er  konnte  also  keinen  Naturalertrag  mehr  liefern.  Die- 
ser städtische  Zins  deutete  an,  dass  sich  neben  dem  Boden  ein 
anderer  Produktionsfaktor  verselbständigt  hatte,  die  Arbeit,  und 
dass  ein  dritter  sich  zu  künftiger  Geltung  zu  entwickeln  begann, 
das  Kapital. 

Auf  dem  geliehenen  Boden  wurde  nun  das  Haus  gebaut, 
und  man  erkannte  sofort  seine  wirtschaftliche  Bedeutung  für  den 
Besitzer  und  damit  weiter,  dass  hier  ein  neues  Objekt  entstanden 
war,  das  Zinse  tragen  konnte.  Alsbald  begann  man  auch,  es  da- 
mit zu  belasten.  Das  geschah  schon,  wenn  der  Grundherr  das 
Haus  bereits  auf  dem  zu  verleihenden  Boden  besass,  oder  wenn 
er  die  Mittel  zum  Bau  gab.  Der  Beliehene  zahlte  dann  einen 
Grundzins  und  einen  Hauszins. 

Zugleich  aber  setzte  nun  eine  Entwicklung  ein,  die  von  der 
Leihe  ab  und  zum  Rentkauf  hinüberführte.  Dieser  Uebergang 
wurde  auf  verschiedene  Weise  vermittelt. 

Man  schenkte  das  Haus  der  Kirche  und  empfing  es  zur  Leihe 
zurück,  aber  belastet  mit  einem  ewigen  Seelzins. 

Der  Priester  Ulrich  von  St.  Moritz  in  Konstanz  schenkt  der 
Domkirche  ein  Haus  zu  seinem  und  des  Magisters  Udalrich 
Seelgerät.  Er  erhält  es  zur  Nutzniessung  zurück,  die  auf  seinen 
Sohn  Konrad  nachreichen  soll.  Dieser  hat  dann  jährlich  3  Schil- 
linge Seelzins  zu  entrichten,  jeder  fernere  Besitzer  zahlt  4  Schil- 
linge,   1176^). 

Der  Handwerker  konnte  auch  zum  Bau  des  Hauses  oder  zu 
dessen  Erweiterung  und  Ausbau  (melioratio)  Geld  leihen  müssen. 
Da  überliess  er  dem  Darlehngeber  sein  Haus,  um  es  von  ihm 
zur  Leihe  zurückzuerhalten  und  ihm  davon  einen  Zins  zu  zahlen, 
der  nun  als  zweiter  Hauszins  galt,  der  Zins  von  der  Besserung. 
Der  Darlehngeber  tritt  als  Erbzinsmann  an  die  Stelle  des  ersten, 
dieser  selbst  wird  Afterleiher. 

Frau  Margareta  von  Oberwinterthur  empfängt  von  Frau  Ag- 
nes der  Meigerin  180  fl.  und  verkauft  ihr  dafür  10  fl.  Rente 
von  ihrem  Haus,  das  vom  Domstift  zu  Erbe  geht.  Sie  lässt  die 
Rentkäuferin  vom  Stift  beleihen  und  nimmt  dann  von  ihr  das 
Haus  zu  Erbleihe  gegen  10  fl.  und  i  seh.  Ehrschatz.    Basel  1337  ^). 


i)  Beyerle,  II,  nr  5  vgl.  4.  6  u.  s.  w.  Kölner    Schreinsk.  I,  s.  16  III,  nr  2.    Von 
*/2  Haus  wird  Seelzins  gezahlt.    Vgl.  Arnold  a.  a.  O.  .s.  97  fF. 
2)  Arnold,  s.  108. 
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Im  weiteren  Verlaufe  fiel  dann  das  Moment  der  Leihe  ganz 
aus.  Der  Geldgeber  überliess  sein  Kapital,  ohne  dass  ihm  das 
Haus  übertragen  wurde,  einfach  gegen  einen  Zins;  anfangs  war 
dieses  Geschäft  noch  vom  Grundherrn  zu  genehmigen,  dann  fiel 
auch  das  weg.     Jetzt  lag  reiner  Rentkauf  vor. 

Wir,  Friedrich  von  Karben,  ritter,  schultheizze  .  .  die  scheffen 
und  der    rait    zu  Frankinvort,    bekennen   uffenliche    an  diesem 
Briefe  .  .  daz  Heilmann  .  .  unde  Cyse  sine  eliche  wirten  vor  uns 
stunden  an  unsir  geinwortekeit  und  irkanten  sich  ufifinberliche,  daz 
sie  mit  gesameter  hant  hetten  virkauft  eine  marc  geldes  eweger 
gulde  uf  irme  hus  .  .  Heilmanne  von  Rendele  .  .  Metzen  siner 
elichen   wirten  und  iren  erben  .  .  um  nunzehen  marc  penninge 
genger  und   geber.  Und  ist  die  marc  geldes  der  erste  cyns  und 
feilet  alle   layr   auf  den  sundag  zu  mittefasten.  .  .    1333^). 
Die  Rente  wurde  für  immer  vom  Hause  gezahlt,  daher  >  ewige 
Gülte«,  *  Ewiggeld  c,  oder,  da  sie  auf  die  Erben  des  Käufers  über- 
ging,  »Erbrente«.     Sie  war  eine  Reallast  wie  der  Grundzins,  dem 
sie  nachgeahmt  war. 

Mit  der  Leibrente  hat  die  Ewigrente  gemein,  dass  sie  auf 
Grund  eines  Kaufes  gezahlt  wurde,  der  mit  endgültiger  Ueber- 
gabe  eines  Kapitales  an  den  Verkäufer  vollzogen  worden  war. 
Während  jedoch  die  Ewigrente  klar  dem  Grundzins  entspricht, 
ist  die  Leibrente  Entschädigung  für  entgangene  Nutzniessung,  und 
ihr  Zweck,  den  Rentner  lebenslänglich  zu  versorgen,  lässt  die 
Entstehung  aus  der  Leihe  weniger  genau  erkennen.  Dazu  kommt, 
dass  sie  nach  der  Uebergabe  des  Grundstückes  und  später  des 
Geldkapitals  selten  dinglich  gesichert  erscheint.  Sie  ist  nach  ihrer 
vollen  Ausbildung  niemals  eine  Reallast.  Daher  werden  Leibren- 
tenkäufe vorherrschend  nur  mit  juristischen  Personen  abgeschlos- 
sen, während  Ewigrenten  sehr  häufig  von  einzelnen  Privatpersonen 
erworben  werden. 

Die  Leibrente  ist  auf  dem  Lande  entstanden  und  von  den 
Städten  fertig  übernommen  worden.  Sie  hat  dort  nur  eine  Um- 
wandlung in  geldwirtschaftlichem  Sinne  erfahren.  Die  Ewigrente 
ist  ein  Produkt  des  städtischen  Verkehrs,  ein  eigentümlich  geld- 
wirtschaftliches Institut,  wiewohl  im  engen  Anschlüsse  an  natural- 
wirtschaftliche Einrichtungen  entstanden.  Sie  bildete  sich  erst  aus, 
nachdem  die    neue    städtische  Wirtschaftsweise    Geldkapital    ent- 

l)  Böhmer,  U.B.  Frankf.  s.  522.  Bsp.  für  die  Einwilligung  des  Leiheherm  und 
reine  Rentkäufe  s.  Arnold,  s.  113  ff. 
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wickelt  hatte ;  denn  sie  wird  stets  mit  Geld,  nie  mit  liegendem 
Gute  gekauft,  wie  ursprünglich  die  Leibrente.  Aber  das  Geld 
wird  gewissermassen  durch  die  Sicherung  in  ein  solches  verwan- 
delt. Daher  hielt  das  Mittelalter  die  Rente  auch  nie  für  Zins  im 
modernen  Sinne,  und  eine  bewusste  Umgehung  des  kanonischen 
Zinsverbotes  konnte  darum  beim  Rentkauf  nicht  vorliegen. 

Die  städtische  Finanzwirtschaft  übernahm  die  Ewigrente  in 
den  Formen,  die  zwischen  Einzelpersonen  üblich  waren  und  ent- 
wickelte sie  weiter. 

Bemerkenswert  ist  hier  zunächst  der  Verkauf  von  Seelzinsen, 
der  bei  Behandlung  der  Leibrente  bereits  gestreift  wurde  und  der 
häufig  kombiniert  mit  ihr  auftritt. 

Die  Stadt  erhielt  ein  Kapital  gegen  die  Verpflichtung,  an  eine 
bestimmte  Kirche  nach  dem  Tode  oder  auch  schon  bei  Lebzeiten 
des  Rentners  Zins  zu  zahlen  oder  Almosen  zu  verteilen.  So  liess 
sie  für  ihre  »Gläubiger«  Kerzen  und  ewige  Lampen  brennen, 
Messen  lesen  oder  bestimmte  Gesänge  anstimmen. 

Der  Rat  zu  Hildesheim  verkauft  dem  Dominikanerkonvent  von 

St.  Paul  für  12  Mark  eine  Rente  von  einer  Mark.   Dieses  Geld 

hatte  Heinrich    von    Ursleben    zu    seinem    Seelgeräte   gestiftet. 

.    Der  Konvent  übergab  es  aber  dem  Rate ;   »sibi  affectantes  dic- 

tas  marcas  in  loco  tuto  reservare«.    1333^). 

Der  Rat  zu  Magdeburg  verkauft  dem  Kloster  S.  Laurentius 
eine  Mark  Silber  für  1 5  Mark,  die  Hans  von  Ewiczen  und  seine 
Frau  zu  Seelgerät  gestiftet  hatten.    1435^). 

Der  Rat  zu  Leipzig  verkauft  an  die  Seelwarten  des  Nikolaus 
Moller  30  fl.  für  500.    1432  ^). 

In  den  genannten  Beispielen  legt  die  Kirche  ein  Kapital, 
das  ihr  selbst  zu  Seelzins  übergeben  worden  ist  und  das  vielleicht 
einst  Leibrentenkapital  war,  bei  der  Stadt  weiter  an.  Es  wird 
sich  später  zeigen,  dass  auch  der  umgekehrte  Weg  möglich  war. 
Aber  ebenso  häufig  treten  die  Privatpersonen  zu  gleichen 
Zwecken  direkt  mit  der  Stadt  in   Verbindung. 

Der  Rat  zu  Chemnitz  verkauft  an  Nickel  Romer  und  andere 
für    140    fl.    jährlich    1 1   fl.  Rente  zu    einem  ewigen  Salve,    das 


1)  Doelmer,  I,  nr  866. 

2)  U.B.  Magdebg.  II,  nr  340,  vgl.  III,  nr   73. 

3)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  9  nr  205  ;  vgl,  ebd.  II,  6  nr  180 ;  —  vgl.  U.B.  Magd.  III, 
nr  798;  nr  1213;  U.B.  d.  St.  Halberstadt  II,  nr  915.  —  U.B.  d.  St.  Basel  VII,  nr  50; 
VIII,  nr  412. 
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alltäglich   zu  singen  ist.     Freitags    soll    man    nach    dem    Salve 
mit  brennenden  Kerzen  vor  des    heiligen  Kreuzes  Altar   treten 
und  die   Antiphonien  o  crux  gloriosa,  o  crux    adoranda    u.    a. 
singen,  dann  wird  eine  Kollekte  gesprochen.    Halb  zu  Michae- 
lis und  zu  Walpurgis  zahlt  der  Rat  die  Rente  folgendermassen : 
Der  Pfarrer  erhält  davon  jährlich  einen  Gulden,  seine  Kapläne 
2,  der    Schulmeister    für    das    Singen  6,    der  Kirchner  für  das 
Läuten  2.    Der  Stifter  hat  das  Seelgerät  ausserdem  mit  ewigen 
Zinsen  zu  dem  Geleuchte  beim  Salve  ausgestattet.    1436^). 
Nach  einer  anderen  wegen  ihrer  Details  ebenfalls  sehr  inter- 
essanten  Urkunde    stiftet  ein  Priester  eine  Predigerstelle   zu  dem 
neuen  Altar  von  St.  Jakob  in  Chemnitz.    Er  kauft  dazu  für  300  fl. 
vom  Rate  eine  Rente  von  1 5  fl.,  die  dem  Prediger  als  Gehalt  zu 
zahlen  sind.     Der  Rat  sichert  sich  im  Rentbriefe  ein  Mitwirkungs- 
recht bei    der  Besetzung    der  Stelle    und    fordert   eine  bestimmte 
Vorbildung  von  dem  anzustellenden  Geistlichen :     >Eyn    prediger 
den  eyn  icczlicher  pfarrer  ader  sein  stathelder  wirt  uffnemen,  der 
sal  sein  ein  licentiat  in  der  heiligen  schrifft  edder    ein   baccalau- 
reus  in  der  heyligen  schrifft  adder  eyn  meister  in  den  freyen  kun- 
sten,  der  do  bewert  ist  in  eyner  universitet    adder    ein  baccalau- 
reus  in  den  geistlichen  rechten.     Und  wenn  ein  pfarrer  had  fieis 
gethan  und  kan  keynen  prediger    gehaben    in    mossen    als    oben 
berurt  ist,  so  mag  er  uffnemen  eynen  baccalaureum  arcium  adder 
sust  einen    siechten    nicht  baccalaureum,    der    doch  ein  bewerter 
sitiger    unde    gelarter    ist,    uff  eyne   frist  unde  zccit  ane  geferde. 
1467  '). 

Magdeburg  zinst  auf  Grund  einer  Stiftung  an  eine  Kirche 
Wachs.    1466  ^). 

Zu  manchen  dieser  mit  der  Errichtung  einer  Stifung  verbun- 
denen Rentverträge  war  die  Genehmigung  der  vorgesetzten  kirch- 
lichen Behörden  nötig,  von  Bischof,  Kapitel  oder  Probst*). 

Die  Rentkäufe  zu  frommen  Stiftungen  wurden  auch  unter 
Ausschaltung  der  Kirche  abgeschlossen.  Der  Rat  verteilte  die 
Rente  an  Arme  oder  wandte  sie  zu  irgend  einem  anderen  wohl- 
tätigen Zwecke  an. 


i)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6  nr  ii8  vgl.  119.  171. 

2)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6  nr  195 

3)  ü.B.  Magdeburg  III,  nr  20. 

4)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  8  nr  290. 
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Peter  Schober  kauft  vom  Rate  zu  Leipzig  für  200  fl.  eine 
jährliche  Rente  von  11  fl.  Dieser  zahlt  sie  an  den  Käufer  aus, 
der  damit  vier  Tücher  kaufen,  zuschneiden  und  an  Arme  ver- 
teilen soll.  Er  ist  verpflichtet,  das  Geld  in  keiner  Weise  in  sei- 
nen eigenen  Nutzen  zu  kehren.  Nach  seinem  Tode  übernimmt 
der   Rat    die  Verteilung.    1452^). 

Der  Rat  zu  Hameln  verkauft  im  Jahre  1441   für  100  fl.  eine 
Rente  zu  7  fl.    Jährlich  in  der  Meindwoche  soll  er  damit  armen 
Leuten  eine  Spende    geben.     Jeder   Stadtkämmerer   soll    dabei 
^/2  Stübchen  Wein,  drei  Stadtknechte  ein  Quart  erhalten^). 
Dass  aber  die  fromme  Stiftung  des  Rentners  von   selten  der 
Stadt  als    Kreditgeschäft  aufgefasst  wurde,    beweist  der  Wortlaut 
der  Briefe.    Die  Stadt  sagt  ausdrücklich,  sie  habe  das  Geld  sofort 
in    ihrem    Nutzen    verwendet:     »und  wir    dy  genanten  .  .  gülden 
vorder  an  unser    stat    nutz    und  fromen  schynbarlich  brocht  und 
gewand  haben«  ^),    noch   etwas  deutlicher:     »an  unser  stat  nutcz, 
buwe  und  fromen  schynbarlich  und  nutzclich  gekart  und  gewand 
habin«  *).     Vor  allem  aber  behielt  sich  die  Stadt  immer  ein  Ab- 
lösungsrecht vor. 

Die  Uebernahme  der  rein  wirtschaftlich  gearteten  Ewigrente 
konnte  der  Stadt  nicht  schwer  fallen,  da  sie  Besitzer  zahlreicher 
Wirtschaftsbetriebe,  Häuser  und  Nutzungen  war.  Sie  hatte  also 
Objekte,  die  sie  mit  Renten  belasten  konnte. 

Die  ersten  Rentenschulden  sind  demnach  in  der  Regel  spe- 
ziell auf  ein  städtisches  immobiles  Gut  fundiert. 

Der  Rat  zu  Dortmund  verkaufte  im  Jahre  1377  für  246  fl. 
dem  »N.  .  .  .  und  synen  erven  jarliker  rente  sestin  gude  aide 
guyldene  sware  schylde,  ghuyd  van  ghojde  und  swair  van  ghe- 
wychte  uythe  unseme  gruythaus;  to  solen  dey  gruytmeistere 
dey  to  der  tut  synt,  alle  jar  to  twen  teilen  in  dem  jare  als  half 
to  Michele«   bezahlen^). 

1373  verkauft  der  Rat  eine  Rente  von  einer  Mühle,  er  betont 
dabei:  »und  synt  dey  ersten  rente  dy  uthe  desser  molen  und 
al  eren  behoryncgen  vorg.  gae.«  ^). 


1)  Cod.  dipl,  Sax.  II,  8  nr  290. 

2)  Meinardus,  U.B.  d.  St.  u.  des  Stiftes  Hameln  I:  Donat,  nr  126. 

3)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6  nr  195. 

4)  Ebd.  II,  8  nr  290. 

5)  Dortm.  U.  B.  II,  i  nr  68. 

6)  Ebd.  II,  I  nr  38. 
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Aehnlich  bezogen  andere  »Gläubiger«  Renten  von  städtischen 
Wohnhäusern,  Buden,  Bänken,  Läden  und  erhielten  sie  von  den 
Bewohnern,  Betriebsleitern  oder  Pächtern  direkt  ausgezahlt.  Zu 
Gunsten  der  Gruithausrentner  verordnete  die  Stadt,  niemand  solle 
anderes  als  Gruitbier  verkaufen,  bis  die  darauf  fundierten  Renten 
abgelöst  wären  ^). 

Eine  Rente  konnte  auch  auf  mehrere  Immobilien  zugleich  ge- 
legt werden.  1336  verpflichtete  sich  Dortmund  einem  Bürger  zu 
einem  »redditus  3  marcarum  et  6  solidorum  bonorum  denariorum 
....  de  quibus  due  marce  solventur  ex  domo,  que  dicitur  lohus, 
prout  sita  est  in  festo  nativ.  dom.,  8  sol.  ex  cubiculo  iuxta  Bercho- 
ven  et  10  sol  ex  cubiculo  Teleke  barbitonsoris  et  Jo.  de  Dingen 
mediatim  in  festo  pasche  et  mediatim  die  Victoris«  -). 

Bremen  verkaufte  Wurtzinse,  Schlagschatz  u.  a.  Schliesslich 
scheint  der  grösste  Teil  der  Nutzungen  und  Gerechtsame  be- 
lastet gewesen  zu  sein.  1330  gebot  die  Stadt  wenigstens  jedem 
Ratsherren,  binnen  acht  Tagen  nach  seiner  Wahl  mindestens 
eine  Mark  zur  Ablösung  der  Renten  und  Entlastung  der  Ein- 
künfte zu  zahlen.  Die  Renten,  die  er  abgelöst  hatte,  genossen 
er  und  seine  Erben  so  viel  Jahre  lang,  als  er  Mark  geopfert  hatte'). 

In  Hameln  und  Lübeck  sind  Renten  von  Mühlen  gebräuchlich. 
Sie  werden  von  den  Müllern  direkt  an  die  Gläubiger  gezahlt  *). 

Auch  Wechsel  der  Fundierung  war  möglich.  Eine  Dortmun- 
der Rente  wurde  1374  von  einem  Pelzerhause  auf  eine  Sattler- 
bude verlegt  ^). 

Die  Pfleger  eines  Seelgerätes  in  Augsburg  veröffentlichen  eine 
Bestimmung,  wonach  der  Rat  die  Fundienmg  der  Rente  verlegen 
darf.      1 364  ^). 

Die  Erwerbseinkünfte  der  Stadt  konnten  jedoch  den  sich  ver- 
grössernden  Bedarf  in  immer  geringerem  Masse  decken.  Von  grös- 
serer Bedeutung  wurden  dazu  vielmehr  die  Steuern  ,  deren  Sy- 
stem sich  vergrösserte  und  ausgestaltete.  Es  verschaffte  schliess- 
lich der  Stadt  den  grössten  Teil  der  nötigen  Deckungsmittel.  Die 
Steuern  flössen  aus  den  Händen  der  Beamten  der  Stadtkasse  zu 


1)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  68,  35. 

2)  Ebd.  I,  I,  nr  525;  vgl.  II,  i,  nr  31;  vgl.  Brem.  U.B.  III,  nr  179. 

3)  Brem.  U.B.  II,  nr  313. 

4)  Meinardus  I,  Donat,  nr  135  (1350)  nr  151;  Lüb.  U.B.  I,  nr  62. 

5)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  46. 

6)  Augsb.  U.B.  II,  nr  581. 
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und  bewirkten,  dass  diese  sich  zur  Zentrale  der  Finanzwirtschaft 
entwickelte  und  sich  beherrschend  über  die  kleinen  öffentlichen 
Nebenhaushalte  der  wirtschaftlichen  Unternehmungen  erhob.  Diese 
Zentralisation  der  Einnahmen  hatte  auch  die  der  Ausgaben  zur  Folge. 

Da  sich  nun  die  Schulden  der  Stadt  parallel  zu  ihrem  Bedarf 
vergrösserten  und  schliesslich  über  den  Ertrag  der  Erwerbsein- 
künfte hinauswuchsen  ,  so  dass  der  Stadt  nichts  mehr  zur  Be- 
lastung übrig  blieb,  so  wurden  auch  die  Steuererträge  die  Quelle, 
woraus  Rentzahlungen  erfolgten.  Daher  zentralisierten  sich  diese 
ebenfalls  auf  die  Stadtkasse.  Auf  diese  wurden  die  Rentner  nun 
angewiesen.  Die  spezielle  Fundierung  der  Renten  auf  einzelne 
Immobilien  wurde  durch  die  allgemeine  auf  die  Gesamtheit  der 
städtischen  Einnahmen  ersetzt,  eine  Entwicklung,  die  mit  dem  ein- 
fachen Zahlungsversprechen  der  Stadt  abschloss. 

Eine  Uebergangsform  kann  aus  Goslar  angeführt  werden :  Die 
Stadt  will  von  ihren  Mühlen  zahlen,  geschieht  an  diesen  Schaden, 
so  von  anderen  Einkünften:  »in  quo  si  defectus  aliquis  fuerit,  de 
aliis  nostris  redditibus  sine  contradictione  qualibet  persolventur«  ^). 
1311. 

Anfangs  klangen  auch  gewisse  Formeln  in  den  Verträgen 
noch  an  die  der  früheren  speziellen  Fundierung  an.  Der  Rat  ver- 
sprach noch,  wovon  er  allgemein  zahlen  wollte :  Chemnitz  verkauft 
1436  eine  Rente  »vom  Rathause  und  von  allen  renten  der  stat 
Kempnicz  und  von  allen  gutern,  die  darczu  gehören,  uswennig 
und  inwennig«  -).  Laufenburg  verkauft  1368  Renten  an  Basel  »ab 
der  Stadt  Allmende  und  Einkommen«  oder  »von  den  Stadtgü- 
tern« ^),  andere  Städte  »von  allem  nutze  und  abekommunge  der 
Stadt«,  »von  allen  nutzen,  renten  und  zinsen  der  Stadt«,  »aus  der 
Stadt«,  »aus  unser  stad  schote,  rente,  gulde  und  gude«,  »de  no- 
strae  civitatis  camera  seu  redditibus«,  »de  fisco  nostrae  civitatis«, 
»de  promptuariis  nostrae  civitatis«  »de  tabula«.  In  Lübeck  hies- 
sen  die  Ewigrenten  »Weichbildrenten«. 

Nur  in  kritischen  Zeiten  griff  die  Stadt  zu  naturalwirtschaft- 
lichen Fundierungsformen  zurück,  entweder  zur  Realbelastung  oder 
sie  sicherte  den  Forderungsberechtigten  durch  Satzung. 


i)  U.B.  d.  St.  Goslar  II,  nr  238. 

2)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6,  nr  118. 

3)  U.B.  d.  St.  Basel  IV,  nr  326.    VIII,  nr  203. 


OD       

2.  Die  Wiederkaufsrente. 

Die  Ewigrente  konnte  sich  als  regelmässig  anwendbare  or- 
dentliche Form  des  öffentlichen  Kredites  nur  einbürgern,  wenn  es 
der  Stadt  möglich  gemacht  wurde,  sich  wieder  davon  zu  befreien, 
wenn  sie  also  Ablösungsrecht  erhielt.  Sie  wäre  sonst  bei  ihrem 
fortgesetzt  wachsenden  und  dabei  immer  sprunghaft  eintretenden 
Bedarf,  der  ja  die  Anleihe  zum  ordinarium  machte,  nach  und 
nach  mit  einer  ungeheuren  Schuld  belastet  worden,  die  schliess- 
lich eine  Finanzwirtschaft  überhaupt  unmöglich  gemacht  hätte. 
Ferner  hätte  sie  nie  von  dem  Sinken  des  Rentfusses  dadurch 
profitieren  können,  dass  sie  die  Schuldformen  umtauschte. 

Tatsächlich  schloss  sie  auch  die  Ewigrentkäufe  nur  unter  der 
Bedingung  des  Ablösungsrechtes  ab.  Sie  brachte  hier  ein  wich- 
tiges mittelalterliches  Rechtsinstitut  in  Verbindung  mit  dem  Rent- 
kauf, den  Verkauf  auf  Wiederkauf,  Die  Ewigrente  wurde  Wieder- 
kaufsrente (Losungsgülte).  Die  Ablösbarkeit  der  Renten  ist  nicht 
von  den  Städten  neu  eingeführt  worden ;  sie  hatte  sich  schon  bei 
privaten  Rentverträgen  entwickelt,  w^enn  der  Rentenpflichtige  ein 
Interesse  an  der  Lösung  des  Verhältnisses  hatte. 

Die  Ablösung  war  manchmal  stadtrechtlich  befohlen,  so  in 
Lübeck  seit  1240,  in  Hamburg  seit  1270,  in  Danzig  seit  Ende 
des   14.  Jahrhunderts  ^). 

Zahlreiche  Rentbriefe  deuten  auf  die  Umbildung  der  Ewig- 
rente hin  und  damit  auf  die  sekundäre  Entstehung  der  Wieder- 
kaufsrente. Wo  nämlich  kein  Gesetz  die  Ablösbarkeit  aller  Ewig- 
renten forderte,  wurde  sie  dem  Rate  durch  besondere  Verein- 
barung mit  dem  Käufer  zugestanden  und  von  jenem  als  Begün- 
stigung betrachtet.     Der  Wortlaut  der  Urkunden  beweist  das. 

Dortmund  verkauft  1336  eine  Rente,  »hac  tamen  apposita 
condicione,  quod  ex  speciali  favore  et  amicicia  possumus  dictos 
redditus  reemerec  *). 

Der  Rat  zu  Braunschweig  schreibt  in  einem  Briefe  von  1338: 
»De  gnade  hebbet  se  uns  ghedan,  dat  we  moghen  de  marck  ghel- 
des  wederkopen  umme  alsodanne  ghelt,  swanne  we  willet«  '). 

Dortmund  1373:  »und  umme  sunderlix  vrentschap  und  gunst 
so  hevet  Johann  Mureman  ....  gegeven  alsodane  maicht,  dat  wii 


i)  Neumann,  Gesch.  d.  Wuchers,  s.  234  ff. 

2)  Dortm.  U.B.  I,  2,  nr  525  a. 

3)  Haenselmann,  III,  2,  nr  569. 
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van  eme  eff  van  synen  erven  mögen  desse  vorg.  elleven  guylden 
geldes  alle  jaer  bynnen  veyrtten  naichten  na  sunte  Mertyns  ko- 
pen  .  .  .  ^). 

Halberstadt:  »we  hebbe  uns  de  macht  beholden,  dat  we  de 
vif  mark  mögen  wedder  afgeven«.    1437^). 

Chemnitz  :  »Wen  wir  aber  so  stathaftig  worden  und  die  gnan- 
ten  wir  schock  czinsis  wieder  kouffen  ader  abelosen  weiden,  des 
wir  gancze  macht  haben«).  1445.  »Auch  haben  sie  uns  dy 
gonst  getan  solch  zins  wen  wir  so  stathaftig  worden  abczulosen«-. 
1458*). 

Basel :  »Man  sol  ouch  wissen,  daz  die  vorgenanten  von  Basel 
uns  und  unser  nachkomen  dem  rate  und  den  burgern  von  Louf- 
femberg  in  disem  kouffe  ein  semlich  gnade  und  fruntschaft  getan 
hant,  ....  so  sollent  si  uns  die  vorgenanten  zweyhundert  und 
dry  und  drissig  guldin  geltes  zinses  widerumb  geben  ze  kouffende 
und  disen  brief  Udig  und  los  wider  antwurten  umb  dieselben  3500 
guldin  ane  alle  Widerrede  und  ane  alles  verziehen«  ^). 

Der  Käufer  konnte  auch  dem  Rate  eine  besondere  Urkunde 
ausstellen,  worin  er  das  Rückkaufsrecht  ausdrücklich  anerkennt  ^). 

Die  Ablösung  war  häufig  gewissen,  sie  beeinträchtigenden 
Bedingungen  unterworfen.  Der  Rat  zu  Goslar  verkaufte  eine  Rente 
an  einen  Bürger,  die  erst  nach  Rückkauf  aller  anderen  Renten 
abgelöst  werden  durfte:  »non  Hcebit  nobis  reemere  dictos  reddi- 
tus,  nisi  prius  omnis  census  redimendus  reemptus  fuerit  et  ex- 
tinctus«.     1321  '^). 

Der  Rückkauf  durfte  manchmal  nicht  vor  Ablauf  einer  be- 
stimmten Zeit  erfolgen :  entweder  erst  nach  einigen  Jahren  ^),  oder 
er  war  nach  Ablauf  einer  Zeit  nicht  mehr  erlaubt ").  Er  konnte 
auch  an  Kündigungstage  und  -fristen  und  Rückzahlungstage  ge- 
bunden sein. 

Die  Kündigung   war    z.  B.  nur  zwischen  Ostern    und  St.  Jo- 


1)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  38. 

2)  U.B.  V.  Halberstadt,  II,  nr  882. 

3)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  nr  135. 

4)  Ebd.  nr  180,  vgl.  195. 

5)  U.B.  d.  St.  Basel,  IV,  nr  326. 

6)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  206  b  (1388). 

7)  U.B.  d.  St.  Goslar,  III,  nr  557  b. 

8)  Ebd.  III,  nr  643b  u.  c  (1323):  erst  nach  2  Jahren;  Meinardus  I,  nr  286:  nach 
3  Jahren. 

9)  Dortm.  U.B.  I,  2,  nr  525  a:  Eine  Rente  ist  »per  annos  quattuor»  ablösbar  (1336). 
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hannes  gestattet,  worauf  dann  die  Rückzahlung  zu  Michaelis  er- 
folgte ^) ;  ähnlich :  Kündigung  in  der  Meindwoche  mit  Ablösung 
zu  Ostern  *),  —  Kündigung  nur  zu  Michaelis  oder  Ostern  mit 
Rückzahlung  ein  Vierteljahr  darnach  ' ). 

Die  Bindung  der  Kündigung  an  einen  bestimmten  Tag  fällt 
weg,  es  bleibt  aber  eine  Kündigungsfrist  bestehen  *). 

Kündigung  und  Rückzahlung  fallen  zusammen,  sind  aber  an 
eine  bestimmte  Zeit  im  Jahre  gebunden,  z.  B.  an  die  Woche  nach 
Ostern  oder  iVIichaelis  ^) ,  an  die  Woche  nach  IMittwinter  ^),  nur 
zwischen  St.  Johannes  und  Mittsommer  '),  an  St.  Peter  und  Paul  ^), 
St.  Walpurgis^),  St.  Michaelis  i°),  Weihnachten"). 

Die  Ablösung  der  Seelzinse  stand  der  Stadt  ebenso  offen 
wie  die  der  Renten.  Aber  sie  war  verpflichtet,  sie  so  vorzuneh- 
men, dass  der  Zins  nicht  einging. 

Leipzig  1470:  »unde  auch,  wenn  wir  solch  summe  geltis,  also 
obfurmelt  ist,  nach  seynem  tode  wider  abekouffen  wurden,  vns 
zcubeflissigen,  das  dy  sechs  hundert  güldenen  widder  nutczlich 
solden  angelegt  werden,  vnde  das  mit  Wissenschaft  ader  volwort 
des  altaristen  des  gnanten  altars  sant  Ganggolffs,  das  sein  solche 
andacht  nicht  zcurucke  ginge  ader  verkurtczt  wurde«  ^^). 

Chemnitz  1467 :  ^Dyselbigen  (vom  Rat  abgelösten)  dreyhun- 
dert  gülden  sal  alsodanne  der  pfarrer,  der  iczunt  ist  oder  zu- 
kunfftig  sein  wirt  mit  willen  unde  wissen  unsers  raths  alt  und 
new  an  andere  gewisse  ende  leyhen  uff  das  sulchs  gestiffte 
nicht  vorgehe--:  ^^). 

Im  Jahre  1449  löste  Chemnitz  eine  Rente  von  27  fl.  mit  441  fl. 
ab,  die  bisher  an  die  Pfarrkirche  zu  einer  Seelenmesse  ging.    Der 


i)  Hameln:  Meinardus,  I,  Donat  111135,  20.    Vgl.  ebd.  135,  3:  Ostern-Pfingsten 
und  Michaelis. 

2)  Meinardus  I,  Donat,  nr  135,  21. 

3)  Hildesheim,  1343:  Doebner,  I,  nr  934. 

4)  Ganzjährlich  :  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6,  nr  195  ;  '/s  jährlich :  Meinardus  I,  Donat. 
nr  135,  17.    */* jährlich:  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6,  nr  99. 

5)  Dortm.  U.B.  II,  1,  nr  206b  (1388). 

6)  Ebd.  II,  2,  nr  1041  (1400). 

7)  Meinardus,  Donat,  nr  135,  14. 

8)  Ebd.  nr  135,  2. 

9)  Ebd.  nr  135,  3. 

10)  Ebd.  nr  135,  5. 

11)  Dortm.  U.B.  I,  2,  nr  525. 

12)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  9,  nr  277;  vgl.  nr  248. 

13)  Ebd.  II,  6,  nr  149. 


Rat  gab  das  Kapital  dem  Abte  der  Kirche,  dieser  legte  9  fl.  hinzu 
und  kaufte  nun  von  der  Herzogin  Margarete  von  Sachsen  eine 
Rente  von  30  fl.  auf  das  Schloss  Colditz.  Diese  zweite  Anlage 
war  günstiger  als  die  erste,  der  Rentenfuss  erhöhte  sich  dabei  von 
6\/7  Proz.  auf  6^/3  '). 

In  Basel  fand  die  Ablösung  hoher  Renten  auch  ratenweise 
statt.  1452  zahlte  es  von  800  fl.  100  zurück  und  erniedrigte  da- 
durch die  Rente  um  5  fl. 

Der  grosse  Fortschritt  in  kreditwirtschaftlicher  Richtung,  der 
in  der  Ablösbarkeit  der  Rente  lag,  wurde  nun  vervollständigt, 
wenn  dem  Rentenberechtigten  ebenfalls  das  Kündigungsrecht  zu- 
gestanden wurde.  Damit  war  der  Charakter  des  Rentkaufes  be- 
seitigt. Der  Rentkauf  verwandelte  sich  in  das  Geschäft  des  künd- 
baren Darlehens,  und  die  fundierte  Schuld  der  Stadt  wurde  in  die 
schwebende  übergeführt. 

III.  Die  schwebende  Schuld. 
I.  Die  Entstehung   der   schwebenden  Schuld. 

Die  schwebende  Schuld  trat  in  den  mittelalterlichen  Städten 
in  der  Form  des  beiderseits  kündbaren  Darlehens  auf.  Dieses  ist 
auf  dem  Boden  des  alten  Konsumtivkredites  entstanden.  Es 
konnte  sich  in  späterer  Zeit  aber  auch  aus  der  Wiederkaufsrente 
entwickeln.  Dieser  Prozess  verlief  nicht  ohne  Uebergangsstufen. 
Das  Kündigungsrecht  des  Rentners  konnte  an  gewisse  Be- 
dingungen geknüpft  sein : 

Der  Rat  zu  Hameln  verkauft  an  zwei  Brüder  für  44  Mark  eine 
Wiederkaufsrente  von  4  Mark.     Verzieht  der  Rat  mit  der  Zah- 
lung zu  St.  Walpurgis,  so  hat  er  dem  Rentner  binnen  ^/^  Jahr 
Kapital  und  versessene  Zinsen  zurückzuzahlen.  Ende  14.  Jahrh.  '*). 
Der  Rentner  wurde  hier  in  seinem  Rechte  auf  Rente  dadurch 
gesichert,  dass  sich  sein  Eigentumsrecht  am  Kapital  erneuerte,  so- 
bald  der  Rat   in  Verzug  geriet.     Dasselbe   konnte  bei  Seelgerät- 
stiftungen eintreten,  die  in  der  Form  des  Rentkaufs  gemacht  wurden. 
In  Hameln   wird   ein  wiederkäuflicher  Seelzins   in  der  Weise 
gesichert,  dass  der  Stifter  oder  seine  Erben  dem  Rate  das  Ka- 
pital kündigen  dürfen,  falls  er  den  Zins  nicht  mehr  an  die  Armen 


1)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6,  nr   149. 

2)  Äfeinardus,  I,  Donat,  nr  141. 
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verteilt.  Die  Pflege  des  Seelgerätes  geht  dann  an  sie  über.   144 1  ^). 

Aus  Basel  wird  ein  Fall  erwähnt,  dass  der  Rentner  den  Rat 

gebeten  hat,    einen  Teil   des  Kapitals   abzuzahlen.     Der  Rat  gibt 

ihm  von  2200  fl.    2CX)  zurück   und   beseitigt  damit  zugleich  20  fl. 

Rente.     1471  -). 

In  Goslar  kommen  frühzeitig  beiderseits  kündbare  Rentver- 
träge vor.  Rentner  und  Rat  haben  Kündigungsrecht  nach  zwei 
Jahren  vom  Abschluss  des  V'ertrages  an;  es  wird  dann  mit  Be- 
achtung einer  Frist  von  ^/4  Jahr  ausgeübt  ^).  In  einem  anderen 
Falle  hat  nur  der  Rat  zwei  Jahre  abzuwarten,  der  Rentner  darf 
jederzeit  achtwöchentlich  kündigen,  und  zwar  das  ganze  Kapital 
oder  nur  einen  Teil  davon*).  Die  zwei  Jahre  fallen  auch  weg, 
es  bleibt  nur  eine  Kündigungsfrist  übrig.  Diese  ist  in  einem  Falle 
in  ihrem  Beginn  fest  bestimmt.  Für  den  Rat  ist  es  der  Monat 
vor  Weihnachten,  für  den  Rentner  der  Monat  vor  St.  Johannes. 
Zu  anderer  Zeit  darf  nicht  gekündigt  werden  °).  Meist  fällt  aber 
diese  Beschränkung  fort  ^). 

Der  Lüneburger  Rat  verkauft  an  einen  Hannoveraner  eine 
Wiederkaufsrente.  Beide  Teile  dürien  zu  den  zwölf  Nächten  vor 
und  nach  Weihnachten  kündigen ;  zu  Ostern  zahlt  der  Rat  zu- 
rück 7). 

Auch  in  Braunschweig  kommt  beiderseitige  Kündigung  vor  ®). 
Zu  den  ebengenannten  Zwischenformen  ist  zu  bemerken,  dass 
mit  ihrer  Aufzählung  nicht  zugleich  behauptet  wird,  die  Entwicke- 
lung  der  Wiederkaufsrente  zum  beiderseits  kündbaren  Darlehn  habe 
sich  überall  notwendig  auf  diesem  fein  abgestuften  Wege  vollzogen. 
Sehr  häufig  mögen  überhaupt  keine  allmählichen  Uebergänge  vor- 
angegangen sein,  ebenso  häufig  blieb  die  Entwicklung  des  Kün- 
digungsrechtes im  Mittelalter  ganz  aus.  Auch  zeitlich  ist  sie  ver- 
schieden eingetreten,  in  Goslar  schon  im  14.,  an  anderen  Orten 
erst  im  15.  Jahrhundert.  Der  Unterschied  zwischen  Wiederkaufs- 
rente und  schwebender  Schuld  konnte  sich  aber  fast  auf  einen 
Namensunterschied  reduzieren.     Die  so  entstandenen  Darlehnsver- 


i^  Aleinardus,  I,  Donat,  nr   126. 

2)  U.B.  d.  St.  Basel.  VIII,  nr  397. 
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träge  zeichneten  sich  vor  den  anderen  nur  dadurch  aus,  dass  sie 
langfristigere  Schuldverhältnisse  begründeten  und  häufigere  und 
geregeltere  Zinszahlungen  vorsahen. 

Der  grösste  Teil  der  schwebenden  Schuld  ist  ohne  Zusammen- 
hang mit  der  fundierten  entstanden.  Sie  hiess  »Leihgeld«  oder 
»rechte  Schuld«  und  wurde  damit  scharf  vom  Rentkauf  unter- 
schieden. Das  Mittelalter  erkannte  diesen  sehr  richtig  nicht  als 
Schuldform  an.  Bei  Begründung  der  rechten  Schuld  war  der 
eine  Teil  allein  der  Gebende,  der  immer  ein  Eigentumsrecht  an 
seinem  Kapital  behielt.  Er  war  »Gläubiger«,  die  Stadt  Schuld- 
ner, der  die  Pflicht  hatte,  das  Darlehn  pünktHch  zurückzuzahlen. 
Die  rechte  Schuld  war  ausgesprochenes  Kreditgeschäft  ohne  Fun- 
dierung. 

Die  kurzfristige,  beiderseits  kündbare  Anleihe  hat  ihre  Vor- 
bilder ebenfalls  in  naturalwirtschaftlichen  Instituten.  Schon  früh 
hat  eine  Wirtschaft  von  der  anderen  in  Zeiten  ausserordentlichen 
oder  sonst  eigenartigen  Bedarfs  Verzehrungsgüter  oder  Geld  ge- 
liehen, bei  Missernte  oder  zu  Mitgift,  Lösegeld,  Bussen  und  Heer- 
fahrt. Das  Geld  erlangte  als  Leihgut  die  Oberhand.  In  den 
meisten  Fällen  kleidete  man  aber  das  Kreditgeschäft  in  die  Form 
des  Kaufes.  Der  Gläubiger  Hess  sich  dinglich  sichern,  und  die 
beiden  Satzungen  oder  Verkauf  auf  Wiederkauf  sind  dabei  die 
gewöhnlichen  Mittel. 

Die  städtische  Entwicklung  hat  auch  hier  in  kreditwirtschaft- 
lichem Sinne  fördernd  eingewirkt.  Kaufmann  und  Handwerker 
konnten  die  Satzung  mit  Gewere  des  Gläubigers  nicht  mehr  an- 
wenden ,  weil  sie  keine  liegenden  Güter  mehr  besassen ,  die  sie 
dem  Gläubiger  zur  Nutzniessung  überlassen  konnten,  und  diesem 
wäre  das  selbst  lästig  gewesen.  Er  hatte  denselben  Beruf  wie 
der  Schuldner  und  konnte  sich  kaum  noch  mit  Landwirtschaft 
befassen.  Häuser  kamen  aber  zur  Satzung  in  geringer  Zahl  in 
Betracht.  Dazu  kam,  dass  die  Entwicklung  des  Betriebskredites 
zahlreicher  als  je  kurzfristige  Schuldverhältnisse  entstehen  Hess, 
deren  dingliche  Sicherstellung  zu  verkehrshemmend  war.  Man 
Hess  sie  daher  fallen  und  wandte  das  auf  Personalkredit  beruhende 
kurzfristige  Darlehen  an.  Diese  Aenderung  des  Kreditgeschäftes 
hat  aber  auf  die  Entstehung  des  Kapitalzinses  fördernd  eingewirkt. 
Dieser  führte  sich  immer  mehr  statt  der  satzungsmässigen  Siche- 
rung ein. 


—     41     — 

2.  Die  Eigenschaften  der  schwebenden  Schuld. 

Das  Geld  erschien  dem  Mittelalter  noch  lange  als  Verzeh- 
rungsfonds, der  bei  seiner  Verwendung  verschwand.  Erst  allmäh- 
lich erkannte  man  die  Beziehungen,  die  es  zur  Produktion  haben 
kann,  dass  es  Kapital  darstellen  und  indirekt  einen  Ertrag  ver- 
anlassen kann.  Von  Leihgeld  wurde  daher  kein  Zins  gezahlt. 
Rechtlich  kleidete  sich  dieser  Zustand  in  das  kanonische  Zins- 
verbot, das  freilich  offiziell  erst  auftrat,  als  man  die  kapitalistische 
Natur  des  Geldes  bereits  einzusehen  begann.  Es  wurde  dann 
durch  die  Autorität  der  Bibel  und  durch  scholastische  Beweis- 
führungen gestützt. 

Aus  Gründen  des  kanonischen  Zinsverbotes  ist  ein  grosser 
Teil  der  schwebenden  Schuld  unverzinslich. 

Köln  lieh  1379 — 9^  768948  Mark.  Von  146  Gläubigem 
verlangten  137  keinen  Zins,  darunter  befanden  sich  einige  Gross- 
kaufleute mit  sehr  bedeutenden  Leihkapitalien,  so  Heinrich  von 
der  Eren  mit  16000  fl.,  Johann  Hirtzelin  mit  16730  und  1 1  122  Mark, 
das  höchste  Kapital  belief  sich  auf  53  333  Mark.  Durchschnittlich 
kamen  auf  jeden  Gläubiger  3000  M.  ^). 

Hildesheim  bezog  im  Jahre  1360  von  Braunschweig  ein  un- 
entgeltliches Darlehn  von  fioo  Mark,  das  in  Jahresraten  von 
100  Mark  zurückgezahlt  werden  sollte  ^). 

Göttingen  lieh  ebenso  zinsfrei  von  Erfurt  1500  fl.  im  Jahre 
1437.  E)ieses  hatte  freilich  das  Recht  der  Zinsaufnahme  bei  Juden 
oder  Christen ,  wenn  die  Rückzahlung  nicht  pünktlich  erfolgte  ^). 
Hier  lag  also  die  Möglichkeit  vor,  dass  die  Schuld  verzinslich 
wurde. 

Augsburg  bezog  im  Jahre  1389  vom  Bischof  ein  Darlehn  von 
7000  fl.     Die  Rückzahlung  erfolgte  in  Raten  *). 

Im  Jahre  13 12  lieh  das  belagerte  Rostock  von  Lübeck  un- 
verzinslich für  1000  Mark  Mehl,  Bier,  Fleisch  und  Pfeile  ^). 

Diese  Anleihen  wurden  gewöhnlich  auf  kurze  Zeit  aufgenom- 
men ,  ^/2 ,  ^ji ,  ein  ganzes  Jahr.  Durch  Verzug  der  Rückzahlung 
dehnten  sich  diese  Fristen  aber  auch  auf  sehr  lanee  Zeit  aus.    So 


1)  Knipping,  s.   350. 
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schuldete  Dortmund  der  Stadt  Stralsund  500  fl.  trotz  wiederholter 
Mahnungen  20  Jahre  lang  ^). 

Die  unverzinslichen  Leihgelder  bestanden  häufig  auch  in  De- 
positen, die  von  der  Stadt  mit  verwendet  wurden.  Dafür  bietet 
Lübeck  sehr  interessante  Beispiele,  die  zugleich  zeigen,  welchen 
Anteil  das  städtische  Schuldenwesen  an  der  Entwicklung  der 
kreditwirtschaftlichen  Geldsurrogate  hat. 

Lübeck  empfing  am  4.  August  1285  von  dem  päpstlichen 
Legaten  Raynerius  de  Orio  den  Zehnten  der  Diözesen  Lübeck 
und  Ratzeburg  im  Betrage  von  1 500  fl.  als  Depositum.  Es  stellte 
darüber  einen  Schuldschein  aus  und  versprach  die  Rückzahlung 
des  Geldes  an  den  Inhaber  des  Papieres  in  Brügge,  und  zwar 
durch  Robert  de  Bursa  und  in  turonischen  Groschen  (128  Pfd.)  ^). 
Das  geschah  auch.  Robert  de  Bursa  zahlte  »nomine  et  ex  parte« 
der  Stadt  an  den  Lombarden  Bonifaz  de  Orio  ^). 

Der  Sinn  dieses  Vorganges  ist  folgender:  Lübeck  befriedigte 
mit  der  Aufnahme  des  Depositums  ein  Anleihebedürfnis.  Der 
päpstliche  Gesandte  erlangte  damit  Sicherheit  für  die  ihm  anver- 
trauten Gelder  und  ersparte  die  kostspielige  und  riskante  Bar- 
sendung. Er  schickte  an  einen  päpstlichen  Geschäftsträger  (Bo- 
nifaz de  Orio)  nur  den  Schuldschein  der  Stadt.  Diese  selbst  ver- 
mied die  Barsendung  ebenfalls.  Sie  Hess  einen  Brügger  Ge- 
schäftsfreund für  sich  zahlen,  den  sie  wahrscheinHch  schriftlich 
benachrichtigte.  Sie  vertauschte  also  die  Gläubiger.  —  Wie  Robert 
de  Bursa  entschädigt  wurde,  kann  man  aus  Urkunden  von  1290 
entnehmen.  Die  Stadt  beauftragte  einen  ihrer  Bürger,  Reineke 
Mornevech,  der  sich  in  Geschäften  in  Brügge  aufhielt,  an  ihre 
dortigen  Gläubiger  zu  zahlen  und  sich  das  Geld  dazu  durch  An- 
leihen zu  verschaffen  *).  (Er  soll  das  vor  Zeugen  tun  und  sich 
nach  der  Bezahlung  die  Schuldbriefe  zurückgeben  lassen).  Morne- 
vech lieh  nun  u.  a.  von  zwei  Hamburger  Kaufleuten  Herding 
von  Werder  und  Lüdeke  Bück  150  Mark  am  i.  Aug.  1290  und 
gab  ihnen  dafür  Anweisungen  auf  die  Stadt  Lübeck : 

»Confiteor  et  recognosco,  me  brugis  recepisse  et  habuisse 
de  Herdingo  de  werdere  et  ludekino  dicto  bouc,  civibus  ham- 
burgensibus    centum  et   quinquaginta  marcas  sterlingorum   per 
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decem  solidos  ad  opus  et  iitilitatem  civitatis  lubicensis  pro 
quibus  denariis  teneor  et  promitto  dare  et  solvere  in  lubeke 
antedictis  herdingo  et  ludekino  vel  eoriim  alteri  aut  ipsorum 
mandato  vel  alterius  eoriim  centum  et  quinquaginta  marcas 
argenti  lubicensis  pagamenti  infra  quindenam  postquam  pre- 
dictus  herdingus  et  ludekinus  venerint  in  hamborgh  sine  dila- 
tione  ulteriori  ^). 

An  demselben  Tage  schickte  Momevech  an  den  lübischen 
Rat  einen  Avisbrief  über  die  Anweisung  mit  dem  Ersuchen,  dieser 
zu  entsprechen. 

»Vestre  discrete  honestati  notum  facimus,  quod  in  brugis 
recepimus  ad  utilitatem  vestram  de  herdingo  et  ludekino,  civi- 
bus  hamburgensibus  latoribus  presencium,  centum  marcas.  Hinc 
est,  quod  vestre  honestati  supplicamus,  exorantes  in  quantum 
possumus,  ut  quotienscunque  vel  quandocunque  ipsi  vel  alter 
ipsorum  aut  eorum  nuncius  vel  unius  eorum  secum  deferens 
litteras  patentes  super  dictis  denariis  confectas,  ad  vos  venerit, 
ipsis  vel  eorum  alteri  .  .  .  taliter  solvere  et  delibare  dignemini  ne 
ob  me  aliquas  expensas  seu  dampnum  aliquod  incurrant,  quia 
ipsis  tenemur  refundere  per  ipsorum  simplex  verbum.  Ceterum 
rogamus  vestram  honestatem,  si  aliquo  modo  hoc  facere  pos- 
setis,  ut  predictos  denarios  ipsis  in  hamborgh  reddere  et  sol- 
vere ad  ipsorum  voluntatem  faceretis,  scilicet  centum  ....  mar- 
cas ....  pagamenti  <;  '^). 

Dieser  Brief  wurde  also  den  Gläubigem  zugleich  mitgegeben. 
Diese  waren  Kauf  leute,  die  Geschäfte  in  Lübeck  oder  mindestens 
in  Hamburg  verrichteten.  Sie  entledigten  sich  wie  der  päpstliche 
Legat  des  Risikos,  das  Geld  auf  ihrer  Reise  zu  verlieren.  Sie 
erhielten  es  14  Tage  nach  ihrer  Ankunft  in  Hamburg  ausgezahlt, 
14  Tage  nach  Sicht  des  Briefes,  —  in  anderen  Fällen  auch  an  ^ 
einem  bestimmten  Tage  des  Jahres  ^).  Mornevech  gab  der  Stadt 
Gesamtbericht  über  die  für  sie  geleisteten  Zahlungen  und  die  Ein- 
nahmen, die  meist  aus  Anleihen  stammten.  Es  waren  4371  Mark 
Ausgaben  mit  34  Mark  Unkosten  und  4405  Mark  Einnahmen. 
Beide  Posten  hoben  einander  also  auf*). 

Aehnliche  Geldgeschäfte  wie  Lübeck   nahm  Danzie  vor.     Im 


1)  Lüb.  U.B.,  I,  nr  556;  vgl.  nr  558. 

2)  Ebd.  I,  nr  557 ;  vgl.  ferner  nr  559.  560.  566.  567.    II,  nr.  73.  74. 

3)  Ebd.  I,  nr  558:  Ostern. 

4)  Ebd.  I,  nr  568. 
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Jahre  1409  lieh  der  preussische  Sendbote  Dassel  in  London  von  einem 
Ritter  80  Nobel.  Er  stellte  ihm  eine  Anweisung  auf  Danzig  aus,  das 
die  Summe  aber  an  den  Breslauer  Bürger  Schwarz  zahlen  sollte^). 

Auch  in  Danzig  hatte  die  Kirche  grössere  Summen  (Ablass- 
gelder) deponiert.  Im  Jahre  1448  forderte  der  Papst  den  Hoch- 
meister auf,  diese  Gelder  einzuziehen.  Die  Stadt  hatte  sie  aber 
verbraucht  und  stellte  dafür  zwei  Schuldscheine  aus ,  jeden  über 
250  Gulden  und  nach  ^/2  bez.   i  Jahr  zahlbar^). 

Neben  der  unverzinslichen  schwebenden  Schuld  nimmt  aber 
auch  die  verzinsUche  einen  breiten  Raum  ein.  Wurde  sie  bei 
Christen  bezogen ,  so  musste  das  Zinsverbot  auf  irgend  einem 
Wege  umgangen  werden,  und  das  spätere  Mittelalter  war  darin 
sehr  erfinderisch. 

Am  verbreitetsten  war  die  Vertauschung  des  Wortes  Zins 
durch  ein  anderes,  das  harmloser  klang.  Wenn  nämlich  die  Stadt 
auf  kurze  Frist  von  ihren  Bürgern  lieh,  etwa  auf  ^2  bis  ein  Jahr, 
so  versprach  sie,  bei  Versäumnis  der  Rückzahlung  ein  loprozen- 
tiges  Handgeld  (pena  et  Interesse,  capcio)  als  Verzugszins  zu  ent- 
richten. Darnach  hatte  sie  das  Recht,  sich  des  Kapitals  noch 
einmal  auf  die  ausbedungene  Zeit  zu  bedienen.  Dieser  Vorgang 
konnte  sich  dann  weiterhin  wiederholen. 

Am  25.  Februar  1390  lieh  Dortmund  von  einer  Frau  von 
Kerpen  öcxdo  Gulden,  die  am  29.  Juni  1391  zurückgezahlt  werden 
sollten.  Die  Stadt  befand  sich  nun  in  so  bedrängter  Lage,  dass 
man  bei  Abschluss  des  Geschäftes  auf  beiden  Seiten  wissen 
konnte,  wie  unmöglich  die  Einhaltung  des  Termines  war.  Dem- 
nach musste  man  auch  sicher  mit  der  Zahlung  des  Handgeldes 
rechnen,  das  auf  600  Gulden  festgesetzt  war  und  binnen  14  Tagen 
nach  dem  Termin  entrichtet  werden  musste.  Das  Kapital  sollte  dann 
ein  weiteres  Jahr  im  Besitze  des  Rates  bleiben  ^).  Aehnliche  Ver- 
träge schloss  die  Stadt  über  2000,  1000,  300  und  250  Gulden  ab  *). 

Basel  wurde  am  28.  Juli  1373  dem  Erzpriester  Werner  Schal 
2860  fl.  schuldig,  bis  zum  16.  Oktober  zahlbar.  14  Tage  nach 
der  Mahnung  des  Gläubigers  hatte  die  Stadt  10  Prozent  Verzugs- 
zins zu  zahlen  -'). 


i)  Neumann,  Geschichte  des  Wechsels,  s.  12S. 

2)  Neumann,  Gesch.  des  Wuchers,  s.  86. 

3)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  246. 

4)  Ebd.  II,  I,  nr  240  ff.  u.  260  B  47  a. — c. ;  48  —  51. 

5)  U.B.  Basel  IV,  iir  368. 
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In  allen  diesen  Fällen  liegen  deutliche  Umgehungen  des 
Zinsverbotes  vor. 

Hierher  gehören  auch  die  Tuchgeschäfte,  die  Breslau  zu  An- 
leihezwecken abschloss  ^).  Die  Stadt  übernahm  von  einem  Gross- 
händler ein  Leihkapital  in  Tuch,  das  sie  als  Naturalleistung  — 
Steuer  an  den  Herzog  —  weiter  reichte.  Der  Kaufmann  erhielt 
nach  einiger  Zeit  Geld  zurück,  den  angeblichen  Kaufpreis  des 
Tuches.  Tatsächlich  übertraf  aber  dieser  den  Marktpreis  bedeu- 
tend ,  so  dass  in  Wahrheit  eine  kurzfristige  verzinsliche  Anleihe 
vorlag. 

Die  Tuchgeschäfte  wurden  später  im  geldwirtschaftlichen  Sinne 
weiter  ausgebildet.  Der  Gläubiger  gab  der  Stadt  nicht  mehr  das 
Tuch ,  sondern  das  Geld ,  das  scheinbar  in  Tuch  umgerechnet 
wurde.  Der  Kaufmann  erhielt  mehr  Geld  zurück.  Die  Differenz 
war  in  Wahrheit  Kapitalzins.  Die  Stadt  aber  buchte  ihn  als 
»perdicio  in  paunis«. 

Das  Zinsverbot  wurde  auch  umgangen,  wenn  eine  Schuld  in 
schlechtem  Gelde  gemacht  und  die  Rückzahlung  in  gutem  verein- 
bart wurde.  In  Breslau  war  das  geprägte  Geld  ^5  geringer  als 
Feinsilber,  so  dass  solche  Anleihen  mit  20 "/o  verzinst  wurden ''). 

Verwandt  damit  ist  die  Rückzahlung  zu  höherem  Kurse.  Der 
Danziger  Geschäftsträger  in  Brügge  lieh  von  einem  Kölner,  namens 
Swarte,  loo  Pfd.  zu  8  Mark  und  versprach  ihm,  das  Pfd.  zu 
II  Mark  zurückzuzahlen.  Die  Stadt  war  aber  nur  mit  10  ein- 
verstanden.    Es  kam  zum  Prozess.     Swarte  gewann  ^). 

Unverhüllt  trat  der  Kapitalzins  auf,  wenn  es  sich  um  Anleihen 
von  Juden,  Cawerzen  oder  Lombarden  handelte,  und  zwar  unter 
dem  Namen  Schaden  und  Wucher.  Die  Juden  hatten  das  Zins- 
privileg allgemein ,  die  christlichen  Geldhändler  besassen  es  per- 
sönlich; jene,  weil  sie  ausserhalb  der  Christenheit  standen,  diese, 
weil  sie  sich  allgemein  und  nicht  zum  wenigsten  der  Kirche  un- 
entbehrlich gemacht  hatten.  Sie  nahmen  von  der  Stadt  10 — 15  7o- 
Es  kamen  sogar  Zinseszinsen  vor: 

Dortmund  lieh  1390  von  einem  Juden  800  fl.  zu  15  "/o-  Die 
versessenen  Zinsen  waren  zum  Kapital  zu  schlagen  und  mit 
diesem  weiter  zu  verzinsen  *). 


1)  Beyer,  Schuldenwesen  der  St.  Breslau,  s.  73  ff. 

2)  Beyer,  a.  a.  O.  s.  77. 

3)  Neumann,  Gesch.  d.  Wechsels,  s.   157. 

4)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  25S. 
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IV.   Die  Verwendung   der    einzelnen  Schuldformen    im   städti- 
schen Haushalte. 

I.  Das  gegenseitige  Verhältnis  der  Schuldformen. 

Das  Verwendungsverhältnis  der  drei  Schuldformen  im  städti- 
schen Haushalt  war  lokal  sehr  verschieden. 

In  manchen  Städten,  wie  in  Augsburg  oder  Breslau  scheint 
die  schwebende  Schuld  vor  der  fundierten  eingesetzt  zu  haben. 
Die  Urkundenbücher  überliefern  wenigstens  für  jene  ältere  Nach- 
richten. Breslau  nahm  nach  dem  Henricus  pauper  in  den  Jahren 
1299 — 1337  9315  Mark  schwebende  Anleihen  auf,  10818  Mark 
wurden  in  derselben  Zeit  zurückgezahlt ,  so  dass  man  lückenhafte 
Buchungen  vermuten  muss^).  Das  erste  Zeugnis  eines  Rentkaufs 
ist  erst  aus  dem  Jahre   1337  erhalten. 

Aus  den  meisten  Städten  wird  die  Anwendung  beider  For- 
men von  Anfang  an  zugleich  überliefert. 

Sehr  verschieden  ist  nun  das  gegenseitige  Verwendungsver- 
hältnis der  einzelnen  Formen  nach  ihrer  Höhe. 

Breslau  nahm  1337 — 57  7781  Mk.  Rentenschuld  und  5896  Mk. 
schwebende  Schuld  auf.  In  den  nächsten  dreissig  Jahren  trat 
letztere  zu  gunsten  jener  weit  zurück:  1357 — 97  verkaufte  die 
Stadt  im  ganzen  für  29025  Mk.  wiederkäufliche  Erbrenten  und 
für  9300  Mk.  Leibrenten  und  zahlte  1387  etwa  1330  Mk.  jährlich. 
Ihre  ordentlichen  Ausgaben  betrugen  4033  Mk. ,  die  Schuldver- 
zinsung beanspruchte  also  fast  33  Proz.  davon.  1387 — 141 8  nahm 
sie  53650  Mk.  Erbrentenschuld  und  i7i7oMk.  Leibrentenschuld 
auf,  darunter   1409  allein   1 1  786  Mk.  und   1440  Mk.  ^). 

Auffallend  ist  also  das  Ueberwiegen  der  Erbrentenschuld. 
Ihre  häufigere  Anwendung  gegenüber  der  schwebenden  Schuld 
erklärt  sich  daraus,  dass  die  Stadt  bei  ihr  Eigentümerin  des  Ka- 
pitals wurde  und  die  Tilgung  vollständig  selbst  bestimmte.  Bei 
kurzfristigen  Anleihen  wäre  sie  an  Rückzahlungstermine  gebunden 
oder  der  Gefahr  der  Kündigung  ausgesetzt  gewesen,  wenn  gegen 
diese  nicht  bestimmte  Zahltermine  schützten.  Besonders  in  kriti- 
schen Zeiten  wäre  dieser  Fall  sehr  häufig  eingetreten.  Die  Lage 
der  Stadt  konnte  dann  geradezu  verhängnisvoll  werden.  —  Ausser- 


1)  Beyer,  a.  a.  O.  s. 

2)  Ebd.   s.  80. 
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dem  war  der  Zinsfuss  der  schwebenden  Schuld  beträchtlich  höher 
als  der  Rentenfuss. 

Die  Bevorzugung  der  Erbrente  vor  der  Leibrente  wird  durch 
das  Verhältnis  der  Rentenfüsse  bewirkt.  Für  jene  betrug  er 
8V3  Proz.,  für  diese  10 — 12  Proz.  Der  Unterschied  ist  relativ  ge- 
ring. Die  Rentkäufer  zogen  daher  Erbrenten  vor.  Sie  konnten 
hier  immer  hoffen,  ihr  Kapital  zurückzuerhalten,  und  sie  bezogen 
doch  eine  im  Vergleich  zu  den  Leibrenten,  bei  denen  das  Kapi- 
tal endgültig  verloren  war,  hohe  Rente.  Diese  reichte  aber,  auch 
wenn  die  Stadt  keine  Ablösung  vornahm,  auf  die  Erben  nach. 
In  dem  Verhältnis  beider  Rentarten  in  der  Stadtschuld  drückt 
sich  also  die  Zwangslage  der  Stadt  bei  der  Aufnahme  der  An- 
leihen aus.  Sie  musste  sich  dem  Angebot  der  Darleiher  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  fügen. 

Sie  hätte  freilich  von  der  Vorherrschaft  der  Leibrente  Nutzen 
gehabt.  Gesetzt,  sie  verkaufte  zwei  gleichhohe  Renten,  die  eine 
als  Leibrente  zu  10  Proz.,  die  andere  als  ablösbare  Erbrente  zu 
8  ^3  Proz.,  so  musste  sie  für  diese  mit  Ablösung  stets  mehr  zahlen 
als  für  jene.  Rentabler  war  die  Wiederkaufsrente  erst,  wenn  der 
Leibrentner  länger  als  60  Jahre  nach  Abschluss  des  Vertrages 
lebte.  Dieser  Fall  trat  selbstverständlich  kaum  ein.  Beyer  ist  es 
gelungen,  aus  den  Breslauer  Rentverzeichnissen  die  Lebensdauer 
von  64  Leibrentnem  zu  ermitteln.  Es  lebten  davon  :  i  Rentner 
noch  39  Jahre ;  i  Rentner:  37  Jahre;  1:36;  i:  32;  3:  28;  2:26; 
2:  23;  2:  22;  i:  21;  3:  20;  21:  10—20;  20:  I  — 10;  3:  I  Jahr. 
Nimmt  man  von  den  10 — 20  und  i  — 10  Jahren  die  mittleren 
Jahre  15  und  5  als  Durchschnittsjahre  an,  so  ergibt  sich  als 
Durchschnittslebensdauer  der  64  Rentner  ein  Zeitraum  von  I4  Jah- 
ren. In  dieser  Zeit  zahlte  die  Stadt,  wieder  100  iNIk.  Kapital  an- 
genommen, an  die  Leibrentner  140  Mk. ,  an  die  Wiederkaufs- 
rentner  mit  Ablösung  216^/3  Mk. 

In  Köln  war  das  Verhältnis  der  Schuldformen  ganz  anders 
geartet.  Die  Stadt  nahm  hier  sehr  hohe  schwebende  Schulden 
auf  und  bevorzugte  unter  den  Rentschulden  die  Leibrente.  Erst 
im  15.  Jahrhundert  steht  dieser  die  Wiederkaufsrente  ebenbürtig 
zur  Seite.  Im  Jahre  1 393  hatte  die  Stadt  eine  schwebende  Schuld 
von  135  184  Mk.  und  nahm  64428  Mk.  Leibrentenkapital  auf. 
1414 — 31  bezog  sie  354728  Mk.  Leihgeld  und  478627  Mk.  Ren- 
tenkapital. Von  diesem  entfielen  aber  jetzt  244475  Mk.  auf  5  pro- 
zentige  Leibrenten.     1432 — 73  nahm  sie  542685  Mk.  in  Leibren- 
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ten  und  335989  Mk.  in  Erbrenten  auf^). 

Der  Zinsunterschied  von  5  Proz.  hat  jedenfalls  die  anfäng- 
liche Vorherrschaft  der  Leibrente  begründen  helfen.  Für  die  Stadt 
wurden  diese  erst  nach  20  Jahren  kostspieliger  als  die  Wieder- 
kaufsrente.  Dass  aber  diese  trotzdem  neben  jener  Geltung  er- 
langte, ist  daraus  erklärlich,  dass  der  dringende  Bedarf  der  Stadt 
doch  zu  ihrer  Anwendung  nötigte  und  dass  auf  der  anderen  Seite 
die  Gläubiger  sehr  oft  nicht  willens  waren,  sich  ihres  Kapitals 
endgültig  zu  entäussern.  Sie  wollten  es  nur  vorübergehend  an- 
legen; denn  sie  wussten,  dass  die  Stadt  doch  schliesslich  die  Ab- 
lösung vornehmen  würde.  Von  grossem  Einflüsse  war  hier  auch 
die  Weiterbegebungsfähigkeit  des  Rentbriefes,  die  sich  zu  gunsten 
der  Rentenberechtigten  allmählich  entwickelt  hatte.  Er  konnte 
den  Brief,  damit  also  sein  Recht  auf  Rente  verkaufen,  wenn  die 
Stadt  mit  der  Kündigung  des  Kapitals  zauderte.  Ferner  kommt 
hier  von  Seiten  der  Stadt  noch  in  Betracht,  dass  die  Wieder- 
kaufsrente  momentan  geringere  periodische  Zahlungen  beanspruchte 
als  die  Leibrente,  eine  Eigenschaft,  die  der  Stadt  in  schwierigen 
Lagen  nur  erwünscht  sein  konnte. 

Aehnliche  Erscheinungen  wie  in  Köln  bietet  die  Schuld  in 
allen  Städten,  die  gleich  hohe  Zinsunterschiede  aufweisen.  Jede 
der  beiden  Rentformen  hatte  hier  ihre  individuellen  Vorteile  für 
Rentenkäufer  und  -Verkäufer,  und  beide  hielten  einander  in  der 
Verwendung  ungefähr  die  Wage. 

Mainz  zahlte    1437    94^3  A-    jährliche  Wiederkaufsrcntc    und 
9095    fl.    Leibrente;    im    1444    sind    die    entsprechenden    Zahlen 
10372  fl.  und  9510  fl.     Die  Anleihekapitale  betragen  für  die 
Wiederkaufsrenten    1437:  239193  fl.  und   1444:    249418  fl. 

Leibrente  1437  ^    rund    91000  fl.     »      1444:     95000  fl. 

Der  Rentfuss  betrug  bei  Wiederkaufsrenten  3 ,  3^3 ,  4  und 
5  Proz. ,  für  Leibrenten  10  Proz.  Schwebende  Schulden  kamen 
wenig  zur  Anwendung,  nur  einmal  nennt  die  Stadtrechnung  ein 
Leihgeld  von  8000  fl. 

Nürnberg  bevorzugte  anfangs  Leibrenten,  später  aber  erlang- 
ten die  Wiederkaufsrenten  mindestens  die  gleiche  Bedeutung : 

1389/90  zahlte  die  Stadt  jährlich  6427  Pfd.  Leibrenten,  die 
Wiederkaufsrenten  sind  in  ihrer  Höhe  nicht  sicher  zu  ermitteln, 
Hegel  nennt  382  Pfd.  1433/34  belief  sich  die  Leibrente  auf 
10 3 16  Pfd.,  das  Ewiggeld  auf  8292  Pfd.;   1442  auf  7469  Pfd.  und 

l)  Knipping,  a.  a.   O.  s.  352. 
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19  641  Pfd.  —  Die  Gesamtausgabe  betrug  1433/34  59955  PW., 
die  Verzinsung  der  Schuld  nahm  mit  18608  Pfd.  etwa  33  Proz. 
davon  in  Anspruch;  1442  steigerte  sich  das  Verhältnis  bei  einer 
Ausgabe  von  60660  Pfd.  auf  45  Proz.  Sie  verschlang  den  gröss- 
ten  Teil  der  Einnahmen,  die  auf  etwa  35000  Pfd.  standen^).  Die 
Stadt  war  daher  fortgesetzt  zu  neuen  Anleihen  genötigt,  nur  um 
den  dringendsten  Bedarf  zu  befriedigen.  Die  Folge  musste 
eine  vollständige  Zerrüttung  ihrer  Finanzen  sein,  die  nicht  ohne 
schädliche  Wirkungen  auf  ihre  Machtstellung  bleiben  konnte.  Tat- 
sächlich hat  der  Ruin  des  Haushaltes  bei  mancher  Stadt  an  dem 
Verfall  ihrer  Selbständigkeit  grossen  Anteil  gehabt. 

2.  Die  Konversionen. 

Die  verschiedene  Rentabilität  der  einzelnen  Schuldarten  und 
die  Umbildungen,  die  jede  im  Laufe  der  Zeit  erfuhr,  veranlasste 
sehr  häufig  Konversionen.  Die  Stadt  ersetzte  eine  Schuldsorte 
durch  eine  vorteilhaftere  oder  entlastete  schwierige  Finanzperio- 
den zu  Ungunsten  zukünftiger. 

Die  Konversionen  konnten  innerhalb  der  gleichen  Schuldform 
vorgenommen  werden. 

Eine  Form  der  Leibrente  wurde  in  eine  andere  verwandelt, 
in  Mainz  z.  B.  die  volle  in  eine  solche  auf  mehrere  Leben;  ver- 
einzelt sogar  so,  dass  der  Rentner  für  seine  Lebenszeit  vollständig 
zum  Besten  seiner  Erben  verzichtete^). 

Zweck  dieser  Operation  waren  momentane  Erleichterung  der 
finanziellen  Verpflichtungen  und  ihre  Verschiebung  auf  spätere 
Zeiten ;  denn  die  Rente  auf  mehrere  Leben  wurde  auch  bei  Leb- 
zeiten des  ersten  Rentners  niedriger  gezahlt ;  sie  betrug  statt 
10  Proz.  nur  8^3  Proz.,  in  Mainz  sogar  nur  die  Hälfte  der  vollen 
Rente.  Die  Rechnung  spricht  von  Renten ,  die  >halb  bi  leben 
und  halb  nach  dode«  zu  zahlen  sind. 

Da  der  Leibrenten  vertrag  unkündbar  war,  konnte  er  nur  auf 
dem  Wege  gütlicher  Vereinbarung  beider  Teile  geändert  werden. 
In  Zeiten  der  Not  gelang  es  dem  Rate  auch  nicht  selten,  seine 
Leibrentner  zur  Bewilligung  von  Nachlässen  an  der  jährlichen 
Rente  oder  auch  von  Kapitalerhöhungen  zu  veranlassen ,  ohne 
dass  er  bei  diesen  zu  grösseren  Zahlungen  verpflichtet  wurde. 
Die  Räte   von   Braunschweig,    Dortmund   und  Mainz  erhalten  '/s 

i)  Hegel,  I,  s.  294  ff. 
2)  Ebd.  17,  s.  108. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  IS.  A 
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oder  ^/2  der  jährlichen  Rente  nachgelassen.  Auf  versessene  Zinse 
wird  häufig  verzichtet. 

Die  Stadt  Köln  erlangte  in  den  90  er  Jahren  des  14.  Jahr- 
hunderts von  einigen  Leibrentnern  nachträglich  Ablösungsrecht, 
sogar  unter  Erniedrigung  des  Rentenfus.ses  von  10  auf  8^/3  Proz.^). 
Seit  1422  aber  konvertierte  sie  wieder  umgekehrt,  da  die  finan- 
zielle Lage  Ablösung  nicht  zuliess. 

Die  Konversion  der  Wiederkaufsrente  war  insofern  leichter, 
als  die  Stadt  hier  auf  Grund  ihres  Kündigungsrechtes  ohne  Ein- 
willigung der  Rentner  vorgehen  konnte ,  freilich  nur  in  günstigen 
Zeiten. 

Wenn  der  Rentenfuss  sank,  wurden  Renten  verkauft  und  mit 
den  Kapitalien  die  alten  höher  verzinslichen  abgelöst.  In  Breslau 
beauftragte  der  Rat  die  Bürger,  die  Renten  zum  neuen  Fusse 
kaufen  wollten,  ihr  Kapital  den  alten  Rentenberechtigten  direkt 
zu  zahlen.     Er  stellte  ihnen  dann  neue  Rentbriefe  aus  ^). 

Basel  hatte  Ende  des  14.  Jahrhunderts  Wiederkaufsrenten  zu 
7 — 10  Proz.  verkaufen  müssen.  Als  der  Rentfuss  von  Jahr  zu 
Jahr  auf  4  Proz.  sank ,  nahm  der  Rat  fortgesetzt  entsprechende 
Konversionen  vor.  Er  verkaufte  Renten  zu  dem  niedrigeren  Fusse 
und  löste  mit   den    dabei    erhaltenen  Kapitalien  die  älteren  ab^)- 

Breslau  verwandelte  um  1370  seine  loprozentige  Wieder- 
kaufsrente in  eine  8  ^/aprozentige  *). 

Köln  löste  im  14.  Jahrhundert  wiederholt  5  prozentige  Erb- 
renten mit  4prozentigen  Rentkapitalien  ab^). 

In  zahlreichen  Fällen  blieben  die  Gläubiger  dieselben.  Der 
Rat  veranlasste  sie  zu  Aufzahlungen  auf  das  Kapital ,  ohne  dass 
sich  dadurch  die  Rente  erhöhen  sollte.  Das  geschah  in  Breslau  ^) 
und  Magdeburg^).  Von  den  zahlreichen  Baseler  Beispielen  seien 
hier  nur  einige  hervorgehoben.  Die  Stadt  konvertierte  im  Jahre 
1454  Wiederkaufsrenten  von 

30  fl.  für  600  fl.   auf  30  fl.  für  690  =  5  %  auf  4^/3  % 
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»  25  » 
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15  » 

»  300  » 

»  15  » 

»  345  =  5  » 
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25  » 

»  500  V 

»  25  » 
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30  . 
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1)  Knipping,  s.  358. 

2)  Beyer,  s.  8. 

3)  Schönberg,  s.    112  if. 

4)  Beyer,  s.  89. 

5)  Knipping,  s.   361,   370. 

6)  Beyer,  s.  89. 

7)  U.B.  d.  St.  Magdeburg,  III,  nr   2. 

8)  U.B.  d.  St.  Basel,  VII,  nr  411,  VIII,  nr  2. 
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Die  Hamburger  Kämmereirechnungen  führen  u.  a.  Buchungen 
über  Schuldenverzinsung  und  Tilgung  an  ^) : 


pecunia  accepta 

pro  censu 

pro  censu 

supra  censum: 

redempto : 

dato: 

1350 

246 

Pfd. 

244 

Pfd. 

314 

Pfd.     9 

I35I 

— 

-  » 

194 

»     8    seh. 

350 

»       »3 

»352 

— 

-  » 

18 

> 

295 

> 

1353 

570 

m 

136 

:» 

304 

> 

»354 

688 

=> 

— 

> 
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> 

»355 

312 

» 

77 

» 

34» 

> 

»356 

1040 

» 

16 

> 

37» 
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»357 

392 

» 

24 

»    " 

— 

» 

1358 

72 

> 

— 

> 

433 

> 

1360 

715 

> 

— 

> 

449 

6 

»370 

360 

> 

708 

3» 

567 

» 

1371 

458 

> 

1296 

> 

501 

8 

seh. 


Es  wurden  also  fortgesetzt  Renten  zugleich  verkauft  und  ab- 
gelöst. 

Eine  versteckte  Konversion  fand  statt,  wenn  man  die  Renten 
in  schlechterem  Gelde  als  das  Hauptgeld  bezahlte^). 

Konversionen,  die  keinen  direkten  Nutzen  zum  Ziele  hatten, 
wurden  vorgenommen,  wenn  man  einen  Rentner  durch  den  an- 
deren ersetzte^). 

Die  Position  des  Rentners  war  in  Zeiten  der  Konversionen, 
die  zugleich  Zeiten  günstiger  Finanzlage  waren,  ziemlich  schwach. 
Er  musste  sich  meist  fügen  und  auf  das  ihm  ungünstige  Geschäft 
eingehen.  Er  musste  vielfach  zufrieden  sein ,  dass  er  für  sein 
Kapital  überhaupt  noch  eine  Anlagestelle  fand.  Eine  Magdebur- 
gerin bat  einmal  den  Rat  zu  Zerbst,  die  Kündigung,  die  er  gegen 
sie  hatte  ergehen  lassen,  doch  zurückzunehmen,  sie  wollte  gern 
4  Proz.  statt  5  beziehen,  wenigstens  solange  sie  lebte.  (»Ersamen 
leven  herren  bewiset  mik  hir  guden  willen  ane,  des  und  alles  gudes 
ik  mik  juk  wol  vermode  und  genczliker  ghetruwe,  dar  na  do 
gij  mik  besunderen  wol  to  danke«  *).  Der  Kanonikus  Hordorp 
hat  vom  Zerbster  Rate  ebenfalls  Kündigung  erhalten.  Er  unter- 
handelte wenigstens  erst,  bevor  er  das  Geld  in  Magdeburg  weiter 
anlegte;  er  schrieb  dem  Rate  seine  »andacht<.  gegen  die  Kündi- 
gung. Dieser  antwortete  aber  abschlägig,  dass  er  das  Geld  nicht 
behalten  wolle  ^). 


1)  Koppmann,  I,  s.  XXVI. 

2)  Knipping,  s.  361  f. 

3)  Schönberg,  s.   102  ff. 

4)  U.B.  d.  St.  Magdeburg,  III,  nr  2  (1465). 

5)  Ebd.  III,  Nachtr.  nr  15. 

4* 
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Die  zweite  Art  der  Konversion  ist  die  Vertauschung  einer 
Schuldart  mit  einer  anderen. 

Da  Leibrenten  nur  sehr  ausnahmsweise  ablösbar  waren, 
konnten  sie  zu  Konversionen  w^enig  in  Betracht  kommen.  Sie 
waren  ja  dadurch  eine  günstige  Schuldform,  dass  sie  in  vielen 
Fällen  durch  den  Tod  des  Rentners  rasch  getilgt  wurden. 

Wiederkaufsrenten  Hessen  sich  leicht  in  Leibrenten  umwan- 
deln. Die  Stadt  verkaufte  Leibrenten  und  löste  mit  den  Kapita- 
lien Wiederkaufsrenten  ab.  Ganz  besondere  Anregungen  empfing 
sie  dazu,  wenn  der  Fuss  der  letzteren  hoch  war.  Die  langdauernde 
Verzinsung  dieser  Schuld  war  dann  sehr  lästig;  deshalb  schritt 
sie  zur  Konversion,  sobald  sich  die  Finanzlage  einigermassen 
besserte. 

Köln  löste  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  4-  und  5  prozentige 
Wiederkaufsrenten  mit  8  ^3  pi'ozentigen  Leibrentenkapitalien  ab. 
Nach  der  Revolution  von  1 5 1 2  w  urde  der  Rat  beauftragt,  für  jede 
absterbende  Leibrente  eine  neue  gleichhohe  zu  verkaufen  und 
mit  dem  Gelde  Wiederkaufsrenten  abzulösen^). 

In  Frankfurt  empfingen  einmal  fünf  Ratsherren  aus  der  Stadt- 
kasse 2889  fl.,  die  durch  Leibgedingsverkauf  eingekommen  waren, 
um  »damide  widderkaufe  abe  zu  losen,  als  in  der  Rad  daz  be- 
folen  hat«  ^). 

Mainz  veranlasste  durch  Zusicherung  höherer  Renten  einige 
Wiederkaufsrentner ,    ihre  Renten  in  Leibrenten  zu  verwandeln^). 

Die  kurzfristige  beiderseits  kündbare  Anleihe  gewährte  der 
Stadt  einen  Augenblicksvorteil,  Sie  gelangte  dabei  rasch  in  den 
Besitz  beliebig  grosser  Summen,  was  in  Zeiten  grossen  und  sehr 
dringenden  Bedarfs  von  hoher  Bedeutung  war.  Nachher  aber 
traten  die  lästige  Verzinsung  an  Juden  und  Lombarden  und  die 
Zahlung  der  Handgelder  ein,  und  sie  machten  die  rechte  Schuld  zur 
kostspieligsten  von  allen.  Die  Stadt  suchte  sich  ihrer  daher  mög- 
lichst bald  wieder  zu  entledigen.  Sie  verwandelte  die  schwebende 
Schuld  in  fundierte  Rentenschuld. 

Aus  diesem  Grunde  verkaufte  Köln  ebenfalls  die  bereits  be- 
sprochenen zahlreichen  Leibrenten.  Die  Zahlen  für  die  schwe- 
bende Schuld  werden  daher  durch  die  Rentenkapitalien  zum 
grossen  Teil  aufgehoben.    Man  darf  beide  Zahlen  nicht  addieren, 

1)  Knipping,   s.  378  f. 

2)  Kriegk,  s.   393. 

3)  -^^.f^A  17.  s.  229. 
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um  ein  Bild  der  Gesamtverschuldung  zu  erhalten. 

Ein  Dortmunder  Geschäftsträger  verkauft  im  Jahre  1390  in 
Köln  Renten  und  löst  mit  den  Kapitalien  Schuldbriefe  auf  die 
Stadt  bei  Juden  ein :  »Ende  och  ich  sey  gerne,  dat  wy  een  deel 
annewardes  van  den  Juden  comen  konnten«  ^). 

Der  grosse  Rat  von  Augsburg  beschloss  im  Jahre  1341,  Leib- 
renten zu  verkaufen,  um  damit  die  Stadt  >von  den  Juden  zu 
lösen«  und  »mit  dem  mindern  schaden  den  groezzem  schaden 
fuerchoemen«  ^). 

Auf  der  anderen  Seite  nehmen  die  Städte  aber  vereinzelt 
auch  schwebende  Schulden  auf,  um  fundierte  damit  abzulösen, 
—  so  Hildesheim.  Das  schon  genannte  Darlehn  von  iioo  Mk. 
vom  Braunschweiger  Rate  wurde  zur  Einlösung  verpfändeter  städti- 
scher Nutzungen  verwendet.  Aehnliche  Zwecke  wurden  mit  den 
anderen  Anleihen  eines  Stadtrates  bei  einem  anderen  verfolgt. 

Diese  Art  der  Konversion  in  eine  Schuldform,  die  oben  als 
die  kostspieligste  gekennzeichnet  wurde ,  ist  hier  aber  leicht  ver- 
ständlich.    Alle  diese  Darlehen  waren  unverzinslich. 


i)  Dortm.  U.B.  II,  I  nr,  259,  i. 

2)  U.B.  d.  St.  Augsburg  I,  nr   382. 
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C.  Die  allgemeinen  Zustände  des  städtischen 
Schuldenwesens. 

I.  Die  Personen. 
I.    Der    Schuldner. 

Das  Recht,  öffentlichen  Kredit  beliebig  in  Anspruch  zu  neh- 
men, hatten  die  Freistädte  und  die  Reichsstädte.  Für  diese  lässt 
sich  wenigstens  aus  den  benützten  Quellen  nicht  das  Gegenteil 
beweisen,  dass  der  König  sie  in  dieser  Beziehung  eingeschränkt 
hätte.  Anders  war  es  bei  vielen  Städten  der  Landes-  oder  Grund- 
herren. Diese  waren  häufig  und  besonders,  wenn  es  sich  um 
grosse  Summen  handelte,  an  die  Genehmigung  des  Herrn  ge- 
bunden. 

Breslau  musste  sich,  seit  es  unter  der  Krone  Böhmens  stand, 
häufig  den  Direktiven  des  Königs  unterwerfen.  Er  genehmigte 
Höhe  und  Form  der  Anleihen  und  schrieb  manchmal  auch  die 
Gläubiger  vor.  Karl  IV.  erlaubte  der  Stadt  1361  ,  Leibrenten 
und  1378,  1000  Schock  Groschen  Wiederkaufsrenten  zu  verkaufen^). 
Er  schränkte  den  Verkauf  an  Geistliche  ein  ^). 

Viele  Landstädte  kamen  bei  ihren  wenig  umfassenden  Auf- 
gaben freilich  nicht  in  Versuchung,  bedeutende  Anleihen  aufzu- 
nehmen ,  —  ausgenommen  die  Hansestädte ,  die  ja  auswärtige 
Politik  im  grössten  Stile  trieben  und  sich  überhaupt  einer  freieren 
Stellung  unter  ihren  Herren  erfreuten.  Treten  alle  jene  Gemein- 
wesen dennoch  als  Schuldner  für  grössere  Summen  auf,  so  hat  das 
einen  Grund,  der  eben  mit  ihrer  Stellung  zum  Landesherren  zu- 
sammenhängt. Sie  mussten  häufig  ihren  Kredit  in  dessen  Dienst 
stellen  und  in  seinem  Auftrage   und  Interesse    leihen.     Die  Stadt 


i)  Beyer,  s.  94;  vgl.  s,  96:  Wenzel. 
2)  Ebd.  s.  192  f. 
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trat  als  Schuldnerin  an  seine  Stelle  und  nahm  die  Anleihen  als 
eigene  auf.  Das  erklärt  die  häufige  starke  Verschuldung  von 
Städten  wie  Braunschweig,  Lüneburg  und  Hildesheim. 

Besonders  beliebt  war  die  Benützung  des  städtischen  Kredites 
bei  den  grossen  Landesherren  des  Ostens. 

Für  Johann  von  Brandenburg  müssen  u.  a.  folgende  Städte 
Anleihen  aufnehmen  :  Im  Jahre  1490  Salzwedel  1200  Gulden  gegen 
eine  jährliche  Wiederkaufsrente  von  72 ,  und  400  Gulden  gegen 
24  in  Magdeburg  ^),  ebenso  Brandenburg  ICXXD  Gulden  gegen  60  *), 
im  Jahre  1491  Stendal  1000  Gulden  gegen  60^)  und  Gardelegen 
noch  einmal  die  gleiche  Summe  *).  Der  Markgraf  stellte  allen 
diesen  Städten  Schadlosbriefe  über  alle  in  seinem  Interesse  auf- 
gewendeten Summen  aus. 

Aehnlich  verfahren  die  sächsischen  Landesherren  mit  ihren 
Städten  : 

Freiberg  verkauft  im  Auftrage  des  Kurfürsten  Friedrich  II. 
eine  Wiederkaufsrente  von  100  Schock  Groschen  für  3600  rheini- 
sche Gulden.  Der  Kurfürst  verspricht  in  einem  besonderen  Briefe, 
die  Stadt  schadlos  zu  halten.     1447  °). 

Ebenso  leihen  Leipzig  und  Zwickau  gemeinsam  für  Kurfürst 
Ernst  und  Herzog  Albrecht  23  000  Gulden  ^) ,  Chemnitz  leiht 
3000  0  und  verkauft  für  die  Fürsten  eine  Rente  von  30  Gulden 
für  600  ^). 

Döbeln  verkauft  für  Herzog  Georg  eine  Wiederkaufsrente  von 
300  Gulden  für  6000  ^). 

Auch  zahlreiche  Städte  Mitteldeutschlands  und  Norddeutsch- 
lands, die  dem  Erzbischof  von  Magdeburg,  den  Herzögen  von 
Braunschweig,  dem  Landgrafen  von  Thüringen  und  den  Grafen 
von  Schwarzburg  gehörten,  wurden  häufig  für  diese  Schuldner  ^°). 


i)  Cod.  dipl.  Brand.   I,   14  nr  515. 

2)  Ebd.  I,  9,  nr  313. 

3)  Ebd.  I,   15,  nr  472. 

4)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  III,  nr  779. 

$)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6,  nr  140  und   141. 

6)  Ebd.  II,  6,  nr  225. 

7)  Ebd.  nr  247. 

8)  Ebd.  nr  229. 

9)  Ebd.  nr  450. 

10)  U.B.  Magdeburg  III,  nr  531  :  Barby ;  nr  911 :  Stassfurt ;  nr  927  :  Salze  ;  nr  987  : 
Sudenburg ;  nr  988 :  Burg  ;  nr  993  :  Gross-Salze ;  nr  1204  Halle.  —  Kostanecki,  Der  öflFent. 
Kredit  im  MA.  s.  9.  —  Jenaer  U.B.  nr  369.  —  Amstädter  U.B.   nr  184  fiF.,  194  flF., 
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In  den  unabhängigen  Städten  lag  die  Aufnahme  von  Anleihen 
vorwiegend  in  den  Händen  des  Rates.  Dieser  entschied  in  seiner 
Gesamtheit  über  Höhe ,  Form  und  Tilgung  der  Schuld.  Er  ver- 
trat äusserlich  auch  die  Stadt  als  Schuldner.  Daher  beginnt  jeder 
Schuldbrief  mit  der  Aufzählung  der  Ratsmitglieder  und  ihrem 
Schuldbekenntnis  :  »Wir  NN  .  .  .  Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt 
.  .  .  bekennen  und  bezeugen  in  diesem  Brief«,  oder  »machen  be- 
kannt allen,  die  diesen  Brief  sehen  oder  hören  lesen,  dass  wir  .  .  .« 
Der  Rat  war  der  Gemeinde  für  den  Stand  der  Schuld  auch  ver- 
antwortlich. Liess  er  Misswirtschaft  einreissen,  so  konnte  das  zu 
schweren  inneren  Krisen  führen ,  in  denen  der  Rat  gestürzt  und 
durch  einen  anderen  ersetzt  wurde  ;  man  verjagte  seine  Mitglieder 
und  konfiszierte  ihr  Gut.  Gerade  der  üble  Stand  der  Finanzen 
lieferte  eine  der  häufigsten  Ursachen  zu  den  sozialen  Bewe- 
gungen in  den  Städten  des  späteren  Mittelalters.  Das  war  so 
in  Mainz,  wie  in  Braunschweig  und  Breslau  und  anderen  Städten  ^). 
Das  Ergebnis  eines  jeden  dieser  Aufstände  waren  immer  ver- 
schärfte Kontrollmassregeln  bei  der  Verwaltung  des  städtischen 
Haushaltes  und  besonders  bei  der  Aufnahme  von  Anleihen.  Der 
Rat  musste  häufiger  Rechnung  legen  und  sich  die  Teilnahme  der 
Gemeinde  in  der  Schuldenverwaltung  gefallen  lassen.  In  Mainz 
musste  z.  B.  die  Gemeinde  die  Rentverkäufe  genehmigen.  Er 
teilte  also  sein  Recht,  im  Namen  der  Stadt  Anleihen  aufzunehmen 
mit  dieser  ^). 

Etwas  lockere  Zustände  scheinen  bei  der  Aufnahme  von  An- 
leihen zeitweise  in  Augsburg  geherrscht  zu  haben.  Dort  hatten 
die  Herren  angeblich  auf  den  Namen  der  Stadt,  tatsächlich  jedoch 
in  ihre  private  Tasche  geliehen,  so  dass  zahlreiche  Leute  zu  Scha- 
den gekommen  waren,  als  sie  ihr  Geld  zurückerhalten  wollten. 
Am  23.  Juni  1303  verordnete  daher  der  Rat  »daz  nieman  niht 
auf  die  gemain  borgen  sol  an  der  gemainen  wort  und  willen ;  und 
swer  darüber  borgen  welle,  der  borge  auf  sin  reht  und  vorder 
sin  gelt  von  den,  den  er  geborget  hat,  der  stat  an  schaden«^). 


207  fiF„  446.   447.  448.  455.  800.  —  Erfurter  U.B.  nr  989.  —  Sudendorf,  IV,  nr74: 
Lüneburg.  —  Beyer,  s.  86,  94  :  Breslau. 

i)  Hegel,  17  s.  4.  48.  50.  —  Kostanecki  s.  44  ff.  —  Beyer,  s.  100. 

2)  Vgl.  auch  Breslau,  Beyer,  1130. 

3)  U.B.  (1.  St.  Augsburg  I,  s.  191, 
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2.    Die    Gläubiger. 

Dem  Stadtrat  als  einzigem  Vertreter  des  anleihebedürftigen 
Gemeinwesens  stellte  sich  bei  der  Begründung  der  Schuldverhält- 
nisse eine  Schar  von  sehr  verschiedenen  Gläubigem  gegenüber. 
Der  Ausdruck  Gläubiger  mag  hier  der  Kürze  halber  für  das  rich- 
tigere Rentner  und  Gläubiger  oder  zusammengefasst  Forderungs- 
berechtigte erlaubt  sein. 

An  ihre  Personen  stellten  die  meisten  Städte  keine  besonderen 
Anforderungen.  Jeder,  der  ein  Kapital  zu  günstigem  Preise  dar- 
bot, war  im  Bedarfsfalle  als  Gläubiger  zugelassen. 

In  einzelnen  Städten  konnten  jedoch  die  Geistlichen  ausge- 
schlossen sein.  Es  wurde  schon  erwähnt,  dass  Karl  IV.  in  der 
Stadt  Breslau  die  Ablösung  der  an  Geistliche  verkauften  Renten 
befahl.  Die  Stadt  lag  auch  zeitweise  mit  den  Domgeistlichen 
im  Streite  und  vermied  daher  Rentverkäufe  an  sie  '). 

Auch  in  Bremen  scheint  man  Sonderbestimmungen  inbezug 
auf  Geistliche  gekannt  zu  haben,  wenigstens  wird  einmal  die 
Weiterbegebung  eines  Rentbriefes  an  Geistliche  ausdrücklich  ver- 
boten : 

>Licebit  etiam  prefatis  Ludero  et  heredibus  suis  vendere, 
obligare  civibus  nostris  quibuscunque  voluerint,  preter  ecclesia- 
sticas  personas  predictos  redditus.«      1361  *). 

Beim  Verkaufe  von  Leibrenten  beachtete  man  das  Alter  der 
Käufer. 

Das  Nordhausener  Gesetz  von  1350  gibt  ganz  bestimmte 
Vorschriften  über  die  Höhe  der  Rente  je  nach  dem  Lebensalter. 
An  Rentner  im  Alter  von  40 — 50  Jahren  soll  die  Stadt  für  10  ^lark 
eine  Mark  zahlen,  von  50 — 60  für  8  Mark,  bei  älteren  Personen 
ist  die  Höhe  der  Rente  der  Willkür  des  Rates  überlassen.  Die 
Uebertretung  dieser  Vorschriften  wird  mit  10  Mark  bestraft  ^). 

_  In  Mainz,  Dortmund  und  Köln  haben  die  Zünfte  an  der  Finanz- 
Wirtschaft  des  Rates  auszusetzen,  dass  er  Leibrenten  an  zu  junge 
Leute  verkauft  habe.  Der  Vertrauensmann  der  Stadt  Dortmund, 
der  in  Köln  Renten  verkaufte,  fragt  einmal  bei  seinem  Rat  be- 
sonders an,  ob  er  Leibrenten  an  eine  36jährige  und  an  eine  24- 


i)  Beyer,   s.   129. 

2)  Bremer  U.B.  III,  nr  179. 

3)  Neue  Mitteilungen  des  thür.-sächs.  Vereins  III,  4,  s.  37. 
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jährige  Person  absetzen  solle.     Es  wurde  ihm  nicht  erlaubt  ^). 

Für  offen  verzinsliche  Anleihen  kamen  nur  Juden  und  Lom- 
barden (Cawerzen)  in  Betracht.  Zur  Ausübung  ihrer  Geldgeschäfte 
in  der  Stadt  hatten  sie  sich  vom  Rate  Niederlassungserlaubnis 
auszuwirken.  Sie  erhielten  dann  gegen  Abgaben  befristete  Kon- 
zessionen (auf  drei,  vier,  sechs  Jahre),  die  immer  wieder  erneuert 
werden  mussten  ^). 

Sonst  rekrutierten  sich  die  Gläubiger  der  Stadt  aus  allen 
Schichten  der  Bevölkerung :  aus  geistlichen  und  weltlichen  Kor- 
porationen (Hospitäler,  Domkapitel,  Klöster,  Kirchen,  Innungen, 
F'abriken,  Stadtgemeinden),  aus  adeligen  Herren,  einzelnen  Geist- 
lichen, Handwerkern,  Kaufleuten,  Ehefrauen,  Witwen,  Dienstboten 
und  Kindern.  Die  geistlichen  Korporationen  sind  durch  zahlreiche 
Dotationen  vermögend  geworden.  Innungen  und  Gilden  haben 
Kassen  gegründet.  Handwerker  und  Kaufleute  fangen  an,  aus 
dem  Absatz  ihrer  Produkte  und  Waren  Kapitalüberschüsse  zu 
machen.  Frauen  sicherten  sich  durch  den  Kauf  einer  Leibrente 
ihren  Unterhalt  bis  zum  Tode  oder  wurden  durch  testamentarische 
Bestimmung  ihrer  Väter  und  Männer  gesichert.  Eltern  kaufen 
ihre  Kinder  ein  ^)^  ebenso  Dienstherren  ihr  Gesinde  ^). 

Zahlreiche  Gläubiger  waren  auswärtige  Bürger,  so  dass  die 
Stadt  oft  weithin  Schuldner  war.  Köln  nahm  Anleihen  auf  in 
Mainz,  Aachen,  Frankfurt  und  Dortmund.  Dieses  war  an  Städte 
in  Süddeutschland  und  Holland,  an  der  Nord-  und  Ostsee  ver- 
schuldet. Es  hatte  sogar  Gläubiger  in  Dorpat  ^)  und  London  ^). 
Die  Gläubiger  von  Mainz  wohnen  in  den  Städten  von  Basel  und 
Augsburg  an  bis  hinab  nach  Wesel  und  Dortmund,  die  der  meiss- 
nischen  Städte  zum  Teil  in  Oberdeutschland.  Hameln,  Braun- 
schweig, Lüneburg  und  Breslau  sind  an  zahlreiche  Nachbarstädte 
verschuldet;  Breslau  auch  an  Köln  und  Soest  und  bis  nach  Ost- 
preussen  und  Polen  hinein.  Das  sind  Erscheinungen ,  die  rege 
wirtschaftliche  Beziehungen  unter  den  einzelnen  Städten  beweisen. 
Manchmal  überwiegen  sogar  die  auswärtigen  Gläubiger.  Mainz 
zahlte  im  Jahre   1444  8256  Gulden  Rente  an  eigene  Bürger,    fast 


1)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  259(1390). 

2)  Ebd.  II,   I,  nr  10  ff.  (1373 — 77). 

3)  Hegel,   18,  s,  106;  ebd.  i,  s.   266. 

4)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  259  (1390). 

5)  Ebd.  III,  I,  nr  262. 

6)  Ebd.  III,  I,  nr  207, 
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1 2  ooo  aber  nach  auswärts.  Die  Ursache  ist  wohl  Kapitalmangel 
auf  dem  heimischen  Geldmarkte,  der  nicht  wenig  durch  die  demo- 
kratische Bewegung  mit  hervorgerufen  wurde;  denn  diese  veran- 
lasste zahlreiche  wohlhabende  Patrizier  zur  Auswanderung.  Dazu 
können  vielleicht  noch  politische  Erwägungen  des  Rates  gekom- 
men sein.  Er  bevorzugte  auswärtige  Gläubiger,  um  den  Einhei- 
mischen nicht  noch  mehr  Gründe  zu  liefern,  sich  um  die  städtische 
Verwaltung  zu  kümmern  und  sie  zu  beeinflussen.  Welche  nach- 
teiligen Folgen  die  Verschuldung  an  das  »Ausland«  aber  auch 
haben  konnte,  wird  sich  im  weiteren  Verlaufe  der  Untersuchung 
zeigen. 

Unter  den  auswärtigen  Gläubigern  verursachten  die  Leib- 
rentner besondere  Schwierigkeiten,  da  die  Stadt  ihre  Lebensdauer 
nicht  genau  kontrollieren  konnte.  Sie  suchte  dann  auf  verschie- 
dene Weise  Nachrichten  über  den  Tod  dieser  Rentner  zu  erlangen 
und  war  für  jede  in  ihrem  Sinne  günstige  Botschaft  dankbar. 

In  Mainz  führt  die  Stadtrechnung  als  »stediges  gemeines  uss- 
geben«  an:   »bodenbroit  zu  geben,  als  die  gulte  abestorbit«  i). 

Frankfurt  sandte  1357  den  Stadtschreiber  nach  Oppenheim, 
»umb  zu  besehene,  die  lypgedinge  uff  der  stad  han,  ob  die  noch 
lebetin.«  1397  verzeichnete  es  16  Schilling  »eim  zu  bodenbrode, 
der  uns  sagte,  dass  einer  tot  war,  der  300  gülden  geldis  uff  der 
stat  hatte«.  1408  schickte  der  Rat  Leute  nach  Aachen  >rech- 
nunge  zu  virhoren  und  auch  zu  tun  mit  den,  die  lypgedinge  uff 
der  stat  hatten  und  auch  zu  Cobelentze  und  zu  Collen  zu 
irfarn,  wer  von  todes  wegen  abgegangen  wer«.  1440  wurde  »i 
gülden  der  von  Coln  boden  geschenkt,  der  uns  sagete,  daz  uns 
da  faste  lipgedinge  abegestorbin  weren«  -). 

Im  Leibrentenbuche  von  Köln  sind  Lebensbescheinigungen 
überUefert.  Dortmund  schreibt  in  einem  Falle  an  Köln :  » .  .  wy 
begheret  uw  to  wetene,  tat  Rechard  van  Afferden  unse  borgere 
lyvede  unde  levede  uppe  den  dagh  sunte  Gereonis  unde  Victoris 
nest  geleden  vor  datum  desses  breves  unde  ok  Agnetell  zyn  wyf 
de  livet  unde  levet  uch  unde  dis  is  uns  wittich  unde  kundich, 
des  möge  gy  uns  to  betruwen  .  .  .«  ').    1400. 

Dortmund  sandte  im  Jahre  1 394  auch  an  Duisburg  die  Liste 

1)  Hegel,  17,  s.  109. 

2)  Kriegk,  s.  92. 

3)  Dortm.  U.B.  II,  2,  nr  887.  —  Vgl.  Dortmunder  Bescheinigungen  für  Köln 
ebd.  III,  I,  nr  430.  431. 
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seiner    dortigen    Leibrentner    und    bat    um  Bezeichnung   der  Ge- 
storbenen ^). 

II.  Die  Verzinsung  der  Schuld. 

I.    D  e  r  R  e  n  t  e  nf  u  s  s    und   der   Zinsfuss. 

Mit  der  Begründung  des  Schuldverhältnisses  ging  die  Stadt 
eine  Reihe  von  Verpflichtungen  ein,  worunter  die  periodischen 
Gegenleistungen  mit  am  wichtigsten  sind.  Diese  bestanden  in 
Renten-  und  Zinszahlungen. 

Sie  erfolgten  in  einem  bestimmten  Verhältnisse  zum  Grund- 
kapital, zu  einem  bestimmten  Fusse,  für  dessen  Benennung  man  meist 
noch  nicht  die  heute  übliche  Relation  auf  loo  hatte.  Man  setzte 
vielmehr  den  Zins  gleich  einer  Währungseinheit  und  sagte  dann, 
für  wie  viel  dargebotene  andere  man  sie  zahlen  wollte :  für  lo  fl. 
einen,  für  ii,  12,  13  ...  .  20,  25,  30  einen.  Im  Rentenbriefe 
aber  wurde  dieses  gekürzte  Verhältnis  von  Kapital  und  Rente 
noch  nicht  zu  deren  Bestimmung  benützt.  Man  nannte  die  Rente, 
wie  sie  wirklich  für  das  erhaltene  Kapital  gezahlt  werden  sollte. 
Auch  Zins  und  Handgeld  wurden  gleich  in  absoluter  Zahl  ge- 
nannt, wiewohl  man  immer  erkennt,  dass  sie  in  einem  bestimm- 
ten, abgerundeten  Verhältnis  zum  Kapital  gezahlt  wurden.  Der 
Zins  wurde  auch  in  Summen  benannt,  die  wöchentlich  oder  mo- 
natlich gezahlt  werden  sollten. 

Der  Rentenfuss  war  örtlich  und  zeitlich  sehr  verschieden. 
Am  meisten  zeichnete  sich  noch  der  der  Leibrente  durch 
Beständigkeit  aus.  Man  kann  sagen,  dass  er  sich  durch  das  Mit- 
telalter hindurch  in  den  meisten  Städten  auf  10  Proz.  hielt.  Das 
ist  im  Vergleiche  zum  Ewigrentfuss  hoch,  aber  dadurch  erklärlich, 
dass  die  Leibrente  eine  Amortisationsquote  für  das  dargereichte 
Kapital  enthielt  und  zugleich  dem  Rentenpflichtigen  sehr  günstige 
Aussichten  bot,  in  absehbarer  Zeit  von  seinen  Verpflichtungen 
befreit  zu  werden.  Ausnahmen  vom  loProz.-Fuss  kamen  natürlich 
vor.  In  manchen  Städten  entwickelte  er  sich  erst  im  Laufe  des 
14.  Jahrhunderts  aus  höheren  Füssen.  So  wurden  in  Goslar  zu 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts  12^/2  Proz.  gezahlt,  später  noch 
11^/9,  bis  schliesslich  10  Proz.  vorherrschend  wurden,  ähnlich  war 
es  in  Hameln,  Dortmund  und  Nürnberg.    In  der  Stadt  Dortmund 


l)  Dortm.   U.B.  II,  2,  nr  944. 
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mag  die  durch  schwere  poHtische  Verwicklungen  veranlasste 
schlechte  Finanzlage  zu  Ende  des  14.  Jahrhunderts  Rückschläge 
mit  sich  gebracht  haben.  Es  wurden  dort  um  diese  Zeit  12^/3 
bis  II  Proz.  gezahlt,  während  sich  rings  in  den  Nachbarstädten 
längst  10  Proz.  eingebürgert  hatten.  Der  Geschäftsträger  der  Stadt 
in  Köln  schrieb  auch  manchmal,  dass  er  Leibrenten  nur  zu 
niedrigen  Preisen  losschlagen  könne,  da  die  Stadt  weniger  Kredit 
habe. 

Jedenfalls  hat  man  auch  im  Einzelfalle  manchmal  Ausnahmen 
zu  gunsten  des  Käufers  zugelassen,  wenn  er  in  sehr  hohem  Alter 
stand.  In  Chemnitz  z.  B.,  das  in  der  Höhe  seines  Rentfusses  den 
anderen  meissnischen  Städten  ähnelt,  kommt  trotzdem  noch  im 
Jahre   1423  ein  Leib rent verkauf  zu  14  Proz.  vor. 

In  anderen  Städten  war  der  Durchschnitt  von  10  Proz.  im 
15.  Jahrhundert  unterschritten:  so  in  Hannover  mit  8V3  Proz.,  in 
Magdeburg  und  Zerbst  mit  8  und  9  Proz.,  auch  in  Köln  kommen 
vereinzelt  8^/3  Proz.  vor,  ebenso  in  Lüneburg  und  Braunschweig: 
hier  schon  einmal  im  Jahre  1307.  Vielleicht  sind  in  solchen 
Fällen  die  Käufer  noch  jung  gewesen. 

Im  Osten  hielt  er  sich  dagegen  sehr  lange  bedeutend  höher. 
In  Breslau  sind  10  Proz.  im  14.  Jahrhundert  eine  seltene  Aus- 
nahme; vorherrschend  waren  vielmehr  13^/2,  13^/3  und  12  Proz.: 
aus  dem  Jahre  1347  wurden  sogar  einmal  16^/3  Proz.  genannt, 
auch  im  15.  Jahrhundert  wurden  13^/2  gezahlt. 

Die  Leibrente  auf  mehrere  Leben  hatte  einen  geringeren  Fuss, 
denn  sie  wurde  länger  ausgezahlt ;  die  Regel  waren  8  ^/s  Proz.  bei 
10  Proz.  der  Rente  auf  ein  Leben,  in  Städten  mit  höherem  Fusse 
stand  sie  jedenfalls  höher,  in  Dortmund  um  I390  auf  etwa  9  Proz. 
und  darüber,  in  Breslau  auf  10  Proz. 

Dagegen  kommen  in  Basel  auch  7^/7  und  in  Nürnberg  5^/9 
Proz.  vor.  Auch  hier  mochten  wohl  eigentümliche  Einzelfälle 
Ausnahmen  verursachen.  Es  ist  denkbar,  dass  die  Stadt  eine 
Leibrente  niedrig  zahlen  wollte,  wenn  sie  auf  Söhne  oder  Töchter 
mit  voraussichtlich  langer  Lebensdauer  nachreichen  musste. 

Der  Wiederkaufsrentfuss  weist  grössere  Verschiedenheiten  auf 
als  der  Leibrentfuss.  Durch  das  ganze  Mittelalter  hat  er  überall  fal- 
lende Tendenz.  Zugleich  aber  ist  er  auch  sonst  zeitlich  und  ört- 
lich grösseren  Schwankungen  unterworfen.  Er  spiegelt  immer  die 
wirtschaftliche  und  politische  Lage  einer  Stadt  treu  wieder,  ebenso 
die  verschiedene  Entwicklungshöhe   der   grösseren  Wirtschaftsge- 
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biete  Deutschlands  in  einer  bestimmten  Zeit. 

Am  niedrigsten  ist  er  im  Rheingebiet  und  in  Süddeutschland. 
Dort  sank  er  in  Basel  von  7  und  noch  mehr  Prozenten  im  14. 
Jahrhundert  auf  4  Proz.  und  tiefer  im  15.  Jahrhundert.  Neumann 
gibt  auf  seiner  Rentenfusstabelle  höhere  Zahlen  an^).  Diese  be- 
ziehen sich  aber  auf  den  privaten  Rentfuss.  Die  Stadt  bot  grös- 
sere Sicherheiten  als  der  einzelne  Verkäufer.  Sie  war  eine  un- 
sterbliche Persönlichkeit,  das  Haus  des  Privatmannes  aber  konnte 
abbrennen  oder  verlassen  werden,  und  so  konnte  das  Recht  des 
Käufers  auf  die  Rente  einschlummern,  sehr  häufig  vielleicht,  um 
nie  wieder  zu  erwachen.  Niemand  wollte  ja  die  Brandstätte  neu 
bebauen  oder  das  leere  Haus  kaufen  oder  beziehen ;  denn  wer 
das  unternahm,  hatte  alle  darauf  lastenden  Rentleistungen  weiter 
zu  erfüllen.  Und  nicht  einmal  einer  der  dazu  gehörigen  Rentgläu- 
biger wagte  es ,  das  ihm  von  Rechts  wegen  zustehende  Haus  zu 
übernehmen,  weil  er  dann  an  seine  Mitgläubiger  deren  Renten  zu 
zahlen  hatte.  Auf  eine  nähere  Betrachtung  der  eigentümlichen  Er- 
scheinung, dass  in  den  mittelalterlichen  Städten  zahlreiche  Häuser 
unbewohnt  waren,  muss  hier  natürlich  verzichtet  werden. 

Der  öffentliche  Rentfuss  hielt  sich  daher  unter  dem  priva- 
ten. In  Basel,  Mainz  und  Köln  entwickelte  er  sich  im  15. 
Jahrhundert  zu  sehr  modernen  Höhen.  Es  kommen  3  und  3^3 
Proz.  vor.  Dem  kulturell  hochentwickelten  Westen  standen  die 
Hanse-  und  ostfälischen  Städte  (Hannover,  Hildesheim,  Hameln, 
Braunschweig,  Lüneburg)  nur  wenig  nach.  Hier  überwogen  6  und 
5  Proz.  ^).  Bremen  hatte  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhun- 
derts 6^/4  Proz.  Das  ist  weniger  als  Basel,  Köln  und  Dortmund 
um  dieselbe  Zeit  aufwiesen. 

Auch  die  obersächsischen  Städte  erfreuten  sich  eines  massi- 
gen Rentfusses.  In  Leipzig,  P'reiberg,  Chemnitz,  Magdeburg, 
Zerbst  und  Halberstadt  waren  sogar  4  Proz.  im  15.  Jahrhundert 
keine  Seltenheit.  Sonst  herrschten  5  Proz.  vor.  —  Am  weitesten 
im  Rückstand  war  der  Osten.  In  Breslau  bezeichneten  10  Proz. 
und  8^/3  Proz.  die  gewöhnliche  Höhe.  Geringere  Füsse  von  7^7 
und  6  Proz.  sind  als  Ausnahmen  zu  betrachten.  Neiiviann  be- 
zeichnet sogar  10  Proz.  bis  über  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
als  den  alleinherrschenden  Privatrentfuss,  erst  am  Ende  desselben 
Jahrhunderts    lässt   er  ihn    auf  9^2  Proz.  sinken,    und  die  Höhen 

1)  Gesch.  des  Wuchers,  s.  268. 

2)  Vgl,  auch  die  Zahlen  bei  Neumann,  s.  266  ff. 
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von  Nordwest-  und  Mitteldeutschland  werden  erst  tief  im  i6.  Jahr- 
hundert erreicht.  Die  preussischen  Städte  und  Danzig  bestätigen 
mit  ihrem  Rentfusse  die  im  Vergleich  zum  Westen  geringere  Ent- 
wicklungshöhe des  Ostens  ^). 

Die  Abwärtsbewegung  des  Rentfusses  vollzog  sich  in  vielen 
Städten  unter  Rückschlägen,  die  von  irgendwelchen  Unglücksfällen 
verursacht  wurden. 

In  Mainz  hielten  im  Jahre  1437  der  3  ^3  und  5  Proz.-Fuss 
einander  die  Wage,  1444  überwog  aber  der  letztere.  Die  Stadt 
hatte  in  dieser  Zeit  eine  schwere  Finanzkrise  zu  durchlaufen  ^). 
Dortmund  war  durch  seine  Fehde  mit  dem  Kölner  Erzbischof 
und  den  Grafen  von  der  Mark  in  eine  ähnliche  Lage  geraten. 
Die  Leibrenten  stiegen  daher  wieder  auf  12  ^/a  Proz.  und  die  Wie- 
derkaufsrenten  vereinzelt  sogar  auf  10  Proz.  (i4CK))^).  —  In  Braun- 
schweig bewirkte  der  Aufstand  der  Zünfte  im  Jahre  1374  ein 
plötzliches  Steigen  der  Wiederkaufsrenten  von  6  auf  10  und  1 1 
Proz.*).  —  Breslau  stand  1417  am  Vorabend  eines  Aufstandes. 
1460  führte  es  Krieg,  erst  um  1470  traten  wieder  normalere  Ver- 
hältnisse ein.  Jene  Zustände  aber  mussten  natürlich  ebenfalls  ein 
Sinken  des  Rentfusses  verhindern. 

In  Basel  trat  einmal  eine  vorschnelle  Abwärtsbewegung  ein: 
1430  auf  4  Proz.  Ursache  davon  war  die  Ausprägung  besserer 
Münzen  während  des  Konzils  ^).  Später  erhöhte  sich  der  Fuss 
vorläufig  wieder  auf  5  Proz. 

Ob  die  einheimischen  und  fremden  Rentner  bei  Bemessung 
der  Rente  verschieden  behandelt  wurden,  lässt  sich  nicht  mit  Sicher- 
heit erkennen.  In  Basel  scheint  es,  als  wären  die  auswärtigen  Ren- 
ten niedriger  als  die  einheimischen.  Jene  wurden  auch  häufiger 
von  Konversionen  getroffen.  Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Stadt 
P'remden  manchmal  nur  einen  niedrigeren  Fuss  zu  bewilligen 
suchte,  weil  sie  Unkosten  hatte,  wenn  sie  das  Geld  schickte. 

Die  schwebende  Schuld  verpflichtete  zu  den  höchsten  perio- 
dischen Leistungen,  zu  Zinsen  im  Stile  des  Mittelalters.  15 — 20 
Proz.  bilden  in  allen  Städten  den  Durchschnitt,  wiewohl  auch 
weniger    vorkommen,   in  Nürnberg  z.  B.  abwärts  bis  zu   10  Proz. 


1)  Neumann,  s.  271. 

2)  Hegel.  17. 

3)  Dortm.  U.B.  II,  2,  nr  1042. 

4)  Kostanecki,  s.  45. 

5)  Schönberg,  s.  108  u.   122. 
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Dieser  Zinsfuss  ist  mit  dem  von  Privaten  zu  zahlenden  verglichen, 
25,  30  Proz.  ,  immer  noch  als  niedrig  zu  bezeichnen.  Für  die 
Stadt  machte  sich  der  Vorteil  der  ewigen  Persönlichkeit  auch  in 
diesem  Falle  geltend.  Dass  der  Zinsfuss  aber  höher  steht  als  der 
Rentfuss  begründet  sich  damit,  dass  der  kurzfristigen  Anleihe  die 
Fundierung  und  fast  immer  die  dingliche  Sicherstellung  fehlte, 
woran  das  Mittelalter  so  sehr  gewöhnt  war.  Der  Zins  musste  die 
entgangene  Nutzniessung  eines  Pfandes  ersetzen  und  für  ein  be- 
deutendes Risiko  entschädigen. 

Er  war  besonders  hoch  bei  Judendarlehen.  Die  mittel- 
alterlichen Juden  waren  ihres  Eigentums  nie  sicher.  Als  des  Kö- 
nigs Kammerknechte  waren  sie  seiner  Willkür  vollkommen  preis- 
gegeben ;  er  konnte  die  Städte  mit  einem  Privileg  zur  Judenver- 
folgung ausstatten,  die  dann  unter  ideellem  Vorwand,  aber  mit 
materiellen  Zielen  nur  zu  gründlich  ausgeführt  wurde.  Einer  der 
grossartigsten  dieser  Beutezüge  gegen  die  andersgläubigen  Geld- 
händler wurde  im  Jahre  1385  von  König  Wenzel  gemeinsam  mit 
dem  schwäbischen  Städtebunde  unternommen. 

38  Städte  verabredeten  im  Juni  dieses  Jahres  auf  dem  Tage 
zu  Ulm  Tilgung  der  Judenschulden  1).  König  Wenzel  erteilte  ge- 
gen Zusicherung  von  40  000  fl.  aus  der  zu  erhebenden  Beute  seine 
königliche  Gnade  dazu.  Die  Städte,  sowie  die  Privatschuldner  in 
Gestalt  von  Fürsten,  weltlichen  und  geistlichen  Herren,  Bürgern 
und  Bauern,  Männern  und  Frauen  sollen  Nachlass  der  Schulden 
erhalten  in  der  Weise,  dass  von  den  innerhalb  des  letzten  Jahres 
vor  dem  Tage  der  Verabredung  kontrahierten  Schulden  nur  das 
Kapital  zurückgezahlt  werden  solle.  Von  den  älteren  Schulden 
seien  Kapital  und  Zinsen  zu  addieren  und  von  der  Summe  nur 
^li  zu  zahlen  ^).  Die  privaten  Schuldner  haben  der  Stadt,  wo  ihre 
jüdischen  Gläubiger  eingesessen  sind,  Sicherheit  für  die  Zahlung 
zu  leisten  und  zwar  mit  Pfändern,  wie  sie  üblich  von  sterblichen 
Personen  gesetzt  werden  mussten  —  guten  Schlössern,  Dörfern  und 
anderen  Pfändern.  Die  Sicherstellung  soll  durch  ein  Schiedsge- 
richt von  vier  angesehenen  Männern  bestimmt  werden,  von  denen 
je  zwei  durch  den  Schuldner  und  durch  die  Stadt  zu  berufen  sind. 
Kommen  diese  nicht  überein,  so  haben  des  Königs  Landgraf 
Hans  von  Leuchtenberg  und  Berchtold  Pfinzinger    von  Nürnberg 


1)  Reichstagsakten  I,  nr  272  fF. 

2)  Reichstagsakten  I,  nr  267  u.   272. 
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ihnen  einen  gemeinen  Mann  zur  endgültigen  Entscheidung  beizu- 
geben. Die  Schuldner  haben  zwei  Jahre  Frist,  müssen  aber  das 
Kapital  mit  lo  Proz.  verzinsen;  eigenen  Bürgern  darf  die  Stadt 
andere  Fristen  stellen.  Wer  mit  der  Teilung  nicht  einverstanden 
ist,  geht  ihrer  Vorteile  verlustig. 

Bei  dieser  Vereinbarung  Hess  man  sich  von  keinem  anderen 
Zwecke  leiten  als  dem,  die  Städte  von  ihren  eigenen  Judenschul- 
den zu  befreien  und  obendrein  als  Gläubiger  an  Stelle  der  Juden 
den  Privaten  gegenüber  einzusetzen. 

Die  Ausführung  des  Planes  wurde  damit  eingeleitet,  dass  am 
i6.  Juni  1385  in  allen  Städten  zugleich  die  Juden  verhaftet  wur- 
den. Die  nicht  ansässigen  wurden  an  ihre  Heimatsstadt  ausge- 
liefert. Darauf  nahm  man  die  Tilgung  der  Judenschulden  zu 
gunsten  der  städtischen  Finanzen  vor. 

Der  Stadt  Nürnberg  brachte  das  Unternehmen  allein  80986  Gul- 
den ein ;  davon  war  sie  selbst  /CXX)  Gulden  schuldig  gewesen 
(>und  dieselben  brief  sind  zersniten«  ^).  15000  Gulden  waren  an 
den  König  abzuliefern.  —  Der  Burggraf  wurde  der  Stadt  durch 
den  Wechsel  der  Gläubiger  8000  Gulden  schuldig ;  er  musste  sie 
durch  Verpfändung  von  Gericht  und  Zoll  sicher  stellen. 

Nichts  destoweniger  wurden  die  Borggeschäfte  zwischen  Bür- 
gern und  Juden  sofort  wieder  aufgenommen ,  so  dass  bereits  im 
Jahre   1390  ein  neuer  Schuldenerlass  vorgenommen  wurde*). 

Nichtigerklärung  von  Judenschulden  durch  den  König  kamen 
auch  anderwärts  vor. 

Im  Jahre  1353  riefen  die  Bürger  von  Augsburg  die  könig- 
liche Gnade  gegenüber  den  »bösen  briefen  umb  unredliche  schulde« 
der  Juden  an.  Karl  IV.  erklärte  die  Stadt  aller  Judenschulden 
für  ledig  und  verbot  Fürsten,  Grafen  und  Herren  und  allen  Leu- 
ten, weder  die  Klagen  der  Juden  gegen  die  Stadt  anzunehmen, 
noch  ihnen  irgend  welche  Hilfe  zu  leisten^). 

Die  Juden  wurden  aber  nicht  nur  als  ausserordentliche  Fi- 
nanzquellen in  Anspruch  genommen,  sondern  auch  als  ordent- 
liche. Sie  mussten  die  ungestörte  (!)  Ausübung  ihrer  Geschäfte 
durch  hohe  jährliche  Schutzgelder  erkaufen. 

So  war  es  nur  natürlich,  dass  sie  ihre  verlorenen  Vermögen 
und  die  bedeutende  Ausnahmesteuer  möglichst  rasch  durch  hohen 


i)  Hegel,  I,  s.  123  f. 

2)  Ebd.  s.  26. 

3)  U.B.  d.  St.  Augsburg  II,  nr  395. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  12. 
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Zinsfuss  zu  ersetzen  suchten.  Dazu  kam  ferner,  dass  sie  als  Geld- 
händler und  Darleiher  nahezu  unentbehrlich  waren ;  der  von  ihnen 
geforderte  Zinsfuss  war  Monopolpreis.  Schliesslich  mag  auch  das 
Odium,  das  ihrem  Berufe  unter  dem  kanonischen  Zinsverbote  an- 
haftete, den  Zinsfuss  etwas  mit  erhöht  haben. 

Das  Handgeld,  das  sich  die  Christen  zahlen  Hessen,  belief 
sich  in  den  meisten  Fällen  auf  lo  Proz.  Damit  ist  das  Risiko 
dieser  Gläubiger  ausgedrückt.  Es  war  geringer  als  das  der  Juden, 
trotzdem  grösser  als  das  der  Rentner.  Man  schätzte  die  Sicher- 
heit des  Darlehns  geringer  ein  als  die  der  Rentforderung. 

2.  Die  Z  a  h  1  ung  sf  o  r  m. 

Bei  Festsetzung  der  periodischen  Leistungen  war  zunächst 
die  Bestimmung  der  Währung  wichtig,  in  der  sie  zu  erfolgen 
hatten,  und  das  aus  doppeltem  Grunde. 

Zuerst  war  die  Währung  von  Ort  zu  Ort  verschieden.  Jede 
Stadt  bildete  ein  selbständig  entwickeltes,  in  sich  geschlossenes 
Wirtschaftsgebiet,  dessen  Einrichtungen  etwa  ebenso  individuell 
waren,  wie  heute  die  der  grossen  Nationalstaaten. 

Der  zweite  Grund  war  in  der  immer  mehr  zunehmenden 
Münzverschlechterung  gegeben.  Der  Gläubiger  musste  gewärtig 
sein,  dass  ihm  die  Stadt  für  sein  gutes  Geld  schlechtes  zurück- 
zahlte. 

Der  Baumeister  einer  Fabrik  in  Magdeburg  beschw-ert  sich 
einmal  beim  Rate  zu  Zerbst ,  dass  ihm  dieser  eine  Rente  in 
schlechtem  und  fremdem  Gelde  geschickt  habe :  »ock  weren  itlicke 
groschen  dar  manck,  dede  gülden  X  ,^,  alsze  grote  Staleberger, 
Henneberger  und  andere  bosze  groschen,  so  feylen  daran  eyn 
gulde  werth  geldes  und  ....  VI  grote  penninge  Magdeburgisch.« 
1504I). 

An  anderer  Stelle  wurde  schon  erwähnt,  dass  die  Stadt  die 
Zahlung  in  anderer  Währung  auch  zwangsweise  vornahm  und  so 
versteckt  den  Zinsfuss  erniedrigte. 

Beiden  Gründen  entsprechend  nennt  die  Währungsklause, 
der  Schuldurkunden  die  Währung  eines  bestimmten  Ortes  und 
die  Qualität  des  Geldes.  Die  Stadt  will  zahlen  mit  ihrer  »witte 
und  wighte«,  oder  »wighte  und  were« ,  »gutes  löthiges  Silber« 
Gulden  »gut  von  Golde  und  recht  von  Gewichte«  oder  »boni 
denarii  apud  nos  usuales«. 

1)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  III,  nr  1298. 
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In  Basel  wird  im  Jahre  1390  die  Währung  der  Schuldzah- 
lungen ausserdem  durch  einen  Spruch  der  Hausgenossen  geregelt: 
Alle  Schulden  sollen  in  der  Währung  des  Schuldbriefes  gezahlt 
werden  1). 

Wie  etwa  verfahren  wurde,  wenn  die  Stadt  ihre  Währung 
änderte,  lässt  eine  Züricher  Münzordnung  von  135 1  vermuten: 
Bei  Aenderung  der  Währung  setzte  die  Stadt  eine  Dreierkommis- 
sion ein,  die  die  Schuldzahlung  in  der  neuen  Münze  berechnete^). 

Zahlungstermine  waren  bei  Abschluss  des  Kreditgeschäftes 
für  die  Renten-  und  Zinszahlungen  und  meist  auch  für  die  Til- 
gung der  Darlehensschuld  besonders  zu  vereinbaren. 

Die  Renten  wurden  wöchentHch,  vierzehntäglich,  monatlich, 
^li-,  V2-  und  ganzjährlich  gezahlt.  Am  gebräuchlichsten  war  der 
Halbjahrstermin.  Hierbei  entstanden  Terminpaare  aus  symmetrisch 
in  den  Halbjahren  gelegenen  Tagen ,  die  sich  über  das  ganze 
Jahr  verstreuten:  Ostern-Michaelis,  Ostem-Remigius,  Walpurgis- 
Aller-Heiligen,  Pfingsten-St.  Martin,  Urban-Andreas,  Urban-St.  Ka- 
tharina, Johannes  Bapt.  —  Weihnachten,  Johannes  — Zwölf  Nächte, 
Mariae  Himmelfahrt  —  M.  Reinigung,  Lambert — Gertrud,  Mat- 
thäus —  M.  Verkündigung.  Die  Paare  Hessen  sich  aus  den  Ur- 
kunden noch  vermehren. 

Die  Verteilung  der  Termine  über  das  ganze  Jahr  entsprach 
dem  Eingange  der  Erträge  aus  den  städtischen  Nutzungen  und 
Ungeldem.  Er  erfolgte  unregelmässig  von  Tag  zu  Tag,  und  da 
die  Stadt  ihre  Finanzwirtschaft  zunächst  besonders  auf  diese  Ein- 
künfte basierte,  war  sie  genötigt,  die  Termine  zu  zerstreuen.  Ein 
Sammeln  für  eine  bestimmte  Zeit  zum  Zwecke  der  Bedarfsdeckung 
gab  es  nicht.  Das  änderte  sich  erst,  als  die  direkten  Steuern 
unter  den  Einnahmen  in  den  Vordergrund  traten.  Diese  waren 
bestimmt  terminisiert ,  und  man  konnte  nun  Renttermin  und 
Steuertermin  zusammenlegen.  Damit  ist  zugleich  eine  gewisse 
Reife  der  städtischen  Finanzwirtschaft  gekennzeichnet.  Die  Stadt 
fängt  an ,  Bedarf  und  Deckung  vorauszuberechnen ,  ein  Budget 
aufzustellen.  Die  Zusammenlegung  der  Termine  ist  zugleich  ein 
Zeichen  für  die  geldwirtschaftliche  Fundierung  der  Schuld  auf  die 
städtische  Kammer.  —  Während  des  Mittelalters  ist  die  aus- 
schliessliche Bevorzugung  ganz  weniger  Termine  jedoch  nirgends 
durchsedrunsren. 


1)  U.B.  d.  St.  Basel  V,  nr  140. 

2)  Zürch.  Stadtb.  I,  i,  nr  358. 
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Sehr  häufig  ist  neben  dem  Termin  eine  Frist  von  acht  oder 
vierzehn  Tagen  (Meindwochc,  Zwölfnächte,  Osterwoche)  angesetzt. 
Hierin  zeigen  sich  naturalwirtschaftliche  Spuren.  Die  Naturallei- 
stungen der  früheren  Zeit  konnten  meist  nicht  an  einem  bestimm- 
ten Tage  erfolgen,  da  sie  sehr  häufig  von  natürlichen  Bedingungen 
abhingen ,  besonders  von  der  Reife  der  Früchte  und  der  Tiere. 
In  den  Städten  behielt  man  die  damals  üblichen  Fristen  noch 
bei,  zum  Teil  gewohnheitsmässig ,  zum  Teil  aber  auch  aus  Not- 
wendigkeit; denn  die  städtischen  Nutzungen  und  Ungelder  liefer- 
ten während  des  Jahres  ungleiche  Erträge.  Es  konnte  kommen, 
dass  die  Stadt  gerade  am  Fälligkeitstage  einer  Rente  keine  Bar- 
vorräte hatte  und  daher  die  Zahlung  um  einige  Tage  verschieben 
musste.     Sehr   oft  nicht   um  einige  Tage ,    sondern  um  Wochen ! 

Dortmund  fundierte  im  Jahre  1377  die  Zahlung  bestimmter 
Renten  auf  die  Weinaccise.  Diese  ergab  im  Sommer  weit  mehr 
als  im  Winter.  Die  Folge  war ,  dass  besonders  im  Winter  die 
den  Terminen  beigegebenen  Fristen  erheblich  überschritten  wur- 
den ,  so  dass  starke  Verzögerungen  eintraten.  Die  gleichen  Er- 
scheinungen finden  sich  an  allen  Orten.  Die  Gläubiger  der  Stadt 
nahmen  deren  Unpünktlichkeit  jedoch  nicht  allzu  tragisch  auf. 
Man  war  dergleichen  im  Mittelalter  gewöhnt.  Die  Tugend  der 
Pünktlichkeit  ist  erst  unter  den  erschwerten  Bedingungen  ge- 
schaffen worden ,  die  das  Wirtschaftsleben  der  neueren  Zeit  den 
Menschen  stellt. 

In  dem  Dortmunder  Leibrentenbuch  ist  u.  a.  auf  Blatt  2  eine 
Leibrente  von  20  Gulden  eingetragen^),  die  von  der  Stadt  zu 
Ostern  zu  zahlen  war.  1379  geschah  das  pünktlich,  1380  aber 
am  7.  Mai,  1381  am  27.  Juli,  1382  am  16.  Juni,  1383  am  1 1.  Nov., 
1384  am  6.  Dez.,  1385 — 90  »von  denen,  die  auf  dem  Königshof 
sassen«,   1391   am  7.  Juli,   1392  am   17.  Sept.,   1394  am  13.  April. 

Im  Dortmunder  Urkundenbuch  sind  zahlreiche  Mahnbriefe 
wegen  versessener  Renten  gesammelt.  Im  Jahre  1393  fordert  da 
ein  Gläubiger  von  der  Stadt,  sie  möge  ihm  die  Leibrente,  die  er 
nun  schon  zu  10  Terminen  nicht'  erhalten  habe,  endlich  aus- 
zahlen ^)! 

Auch  Zerbst  bekam  zahlreiche  Mahnbriefe  zugeschickt.  Nur 
einige  seien  besonders  hervorgehoben:  Bethmann  Losze  ersucht 
den  Rat    um  Zahlung   von    15  Gulden,    nachdem    er   schon  fünf 

1)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  69. 

2)  Ebd.  II,  2,  nr  676. 
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Mahnbriefe  darum  vergeblich  geschrieben  i). 

Jakob  Querstede  mahnt  im  Jahre  1498  den  Rat  wegen  rück- 
ständiger Renten  aus  den  Jahren  1491 — 93^). 

Auch  Martin  Sehusen  zu  Magdeburg  mahnt  die  Stadt  wegen 
einer  Rente,  die  schon  mehrere  Jahre  hindurch  versessen  ist'). 

Die  Vereinbarungen  über  den  Zahlungsort  sind  überaus  man- 
nigfaltig, sodass  sich  kein  allgemein  gültiges  Prinzip  dabei  fest- 
stellen lässt.  Die  Stadt  Hess  Renten  und  Zinsen  durch  den  Be- 
rechtigten holen,  sie  brachte  sie  aber  auch.  Beides  lässt  sich  zu- 
gleich z.  B.  in  Magdeburg  und  Zerbst  nachweisen,  wo  die  reich- 
haltigen Ueberlieferungen  überhaupt  einen  der  besten  EinbUcke 
in  die  Erscheinungen  des   städtischen  Schuldenwesens   gewähren. 

Zu  Weihnachten  1446  kamen  Kämmerer  von  Zerbst  nach 
Magdeburg  und  zahlten  dort  »vielen  Leutenc  ihre  Renten  aus  *), 
ein  andermal  tat  das  der  Bevollmächtigte  der  Stadt,  Heinz  Scone- 
mann'^).  Eine  an  eine  Magdeburgerin  verkaufte  Rente  soll  jähr- 
lich im  Hause  »zur  goldenen  Leuchte«  in  Magdeburg  gezahlt 
werden^).  1509  quittiert  ein  Magdeburger  an  Zerbst  über  eine 
Rente  von  50  Gulden,  die  ihm  der  Bote  Hans  Winkel  gebracht 
hat^).  Im  Jahre  1468  schickt  dagegen  ein  Magdeburger  einen 
Boten  nach  Zerbst,  um  70  Gulden  zu  holen*^).  1469  verkaufte 
Magdeburg  an  das  Kloster  Lehnin  100  g  für  700  g.  Das  Kloster 
hat  die  Rente  durch  einen  Boten  holen  zu  lassen.  Die  Stadt  muss 
ihn  aber  zwei  Tage  und  zwei  Nächte  lang  frei  beherbergen®). 
Diese  Verpflichtung  deutet  wohl  an,  dass  der  auswärtige  Rentner 
von  der  Stadt  die  Uebersendung  des  Geldes  auf  ihre  Kosten  er- 
wartete. Diese  ist  auch  in  anderen  Städten  häufig.  Mainz  führt 
z.  B.  die  auswärtigen  Renten  u.  a.  an  die  Kasse  der  Stadt  ab, 
wo  der  Rentner  wohnte.  Dieser  holte  sie  dann  ab  ^°).  Hamburg 
ist  verpflichtet,  eine  Rente  auf  seine  »kosten  und  aventure«  in 
Lübeck  auszuzahlen*^).     Riga   gibt  einmal    einem    seiner  Bürger, 


i)  U.B.  d,  St.  Magdeburg  III,  nr  1150  (1500). 

2)  Ebd.  Nachtr.  nr  150. 

3)  Ebd.  nr   1169. 

4)  Ebd.  II,  nr  516. 

5)  Ebd.  II,  nr  704. 

6)  Ebd.  II,  nr  797. 

7)  Ebd.  III,  nr  1464. 

8)  Ebd.  III,  nr  81 ;  vgl.  nr  167  ;  III,  Nachtr.  nr  74. 

9)  Ebd.   III,  nr  103. 

10)  Hegel,  17,  vgl.  Knipping,  s.  387.  11)  Lüb.  U.B.  X,  nr  616. 
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der  in  Geschäften  nach  Lübeck  fährt,  200  Gulden  zur  Zahlung 
an  den  Lübecker  Rat  mit,  dem  es  das  Geld  schuldete.  Hier 
scheint  es  sich  jedoch  um  die  Rückgabe  eines  Darlehns  zu 
handeln^). 

Köln  hingegen  scheint  im  allgemeinen  an  dem  Brauche  fest- 
gehalten zu  haben,  dass  es  für  auswärtige  Gläubiger  selbst  Zah- 
lungsort sei-). 

Für  schwebende  Schulden  konnte  einer  der  grossen  Handels- 
plätze Zahlstelle  sein  oder  der  Wohnort  der  dritten  Person ,  auf 
die  der  Gläubiger  die  Summe  anwies  (s.  oben  S.  42  ff.). 

Manchmal  ist  der  Zahlungsort  in  das  Belieben  der  Rentner 
gestellt,  so  in  Hameln.  Die  Betreffenden  dürfen  hier  wählen  zwi- 
schen Hameln  und  Hannover,  Hildesheim-Hameln-Hannover,  Hil- 
desheim-Hannover ^). 

Zahlreiche  Schuldurkunden  enthalten  keine  Bestimmung  des 
Zahlungsortes.  Dann  ist  wohl  die  leihende  Stadt  als  solcher  an- 
zunehmen. 

III.  Die  Sicherung    der  Gläubiger    und    die   Mobilisierung   der 

Rente. 

I.  Die  dingliche  Sicherung  der  Gläubiger. 

Die  Forderungen  der  Gläubiger  mussten  von  der  Stadt  sehr 
häufig  im  ausgedehntesten  Masse  gesichert  werden.  Sie  tat  das 
dinglich  und  persönlich. 

Die  direkte  dingliche  Sicherung  war  durch  die  Belastung  der 
städtischen  Immobilien  mit  Renten  zum  Teil  unmöglich  geworden. 
Ihre  alten  naturalwirtschaftlichen  Formen,  die  beiden  Satzungen, 
konnten  daher  nicht  mehr  hervorragend  zur  Verwendung  kommen. 
Die  Stadt  hatte  nichts  übrig,  was  sie  dem  Forderungsberechtig- 
ten zur  Nutzniessung  überlassen  oder  vorbehalten  konnte. 

Ganz  verdrängt  ist  die  Satzung  gleichwohl  nicht,  und  Bei- 
spiele ihrer  Verwendung  liegen  immer  noch  vor. 

Braunschweig  sicherte  am  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  seine 
Leibrentner  satzungsmässig  durch  Häuser  und  Kramläden.  Die 
Objekte  wurden  ihnen  zur  lebenslänglichen  Nutzung  überlassen, 
nach  dem  Tode  fielen  sie  an  die  Stadt  zurück. 

»Dhe  Rat  heft   vorkoft  Santberghe    dat   hus  bi  sunte  Petere 


i)  Neumann,  Gesch.  des  Wechsels,  s.  88. 

2)  Knipping,  s.  394. 

3)  Meinardus,  I,  Donat.  nr  135  ;  vgl.  Knipping,  s.  394. 
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mittere  stenkamere  dhar  dhe  jodhen  inne  wesen  hadden  vor  XX 
marc  to  semme  liven.  Svan  sin  to  kort  wert,  so  valt  dhat  weder 
an  dhen  Rat  in  dher  Oldenstat.«      1312^). 

Dortmund  verkauft  13 16  einen  Garten  auf  vier  Jahre  für  19 
Mark.  Wird  er  binnen  dieser  Zeit  nicht  eingelöst,  so  verfällt  er 
dem  Käufer  und  seinen  Erben  für  immer  ^). 

Dortmund  verkauft  im  Jahre  1384  an  den  Bürger  Johann 
Gravenkamp  und  seine  Hausfrau  Grete  einen  Gaden  für  10  Mark. 
Der  Käufer  muss  dem  Rate  jährlich  2  Mark  zahlen,  ausserdem 
behält  dieser  sich  das  Recht  des  Wiederkaufs  vor  ^ ). 

In  den  beiden  zuletzt  zitierten  Fällen  liegt  Verkauf  auf  Wieder- 
kauf vor,  der  sich  praktisch  und  auch  rechtlich  nur  wenig  von  der 
Satzung  mit  Gewere  des  Gläubigers  unterscheidet. 

Im  Jahre  1386  verkauft  dieselbe  Stadt  an  den  Priester  Christian 
Rudenhovede  den  Teich  vor  dem  Osttore  auf  Lebenszeit  *). 

Die  Ratsherren  von  Lüneburg  verpfänden  1384  an  die  Ritter 
Hermann  und  Hans  Spörken  die  Schlösser  Dannenberg  und  Pret- 
zetze  für  1750  Gulden  zu  10  Proz.,  dazu  die  Hälfte  der  Vogtei 
beider  Schlösser  bis  zu  100  Mark  ihrer  Einkünfte.  Die  beiden 
Gläubiger  sollen  Burg  und  Vogtei  beschirmen  und  verwalten  und 
alle  Einkünfte,  die  den  Pflichtigen  Zins  der  Stadt  übersteigen,  an 
diese  abführen.  Sind  sie  aber  geringer,  so  will  die  Stadt  das  Feh- 
lende zubessem.  Sie  darf  Schlösser  und  Vogtei  jederzeit  einlösen. 
Die  Rente  wird  dann  von  ihr  nach  >antale  der  tijt  in  deme  iare« 
entrichtet.  Die  Saat,  die  bei  der  Ablösung  auf  dem  Felde  steht, 
wird  von  der  Stadt  nach  Schätzung  von  beiderseitigen  »Freun- 
denc  besonders  vergütet  ^). 

In  einem  anderen  Falle  borgt  Lüneburg  von  einer  Vikarie  in 
Lübeck  615  Mark.  Es  verspricht,  dafür  die  Einkünfte  von  einem 
Wispel  Salzrente  zu  zahlen  oder  einen  Wispel  für  die  Vikarie  an- 
zukaufen ^). 

In  Göttingen  werden  Teile  des  Stadtgrabens  und  Häuser  auf 
Lebenszeit  verkauft ''). 

Auch  Todsatzung  kommt  vor. 

i)  Haensdmann,  II,  375  ;  vgl.  310.  329.  332. 

2)  Dortm.  ü.B.  I,  1,  nr  351. 

3)  Ebd.  II,  I,  nr  151. 

4)  Ebd.  II,  1,  nr  179. 

5)  Sudendorf,  IV,  nr  74. 

6)  U.B.  d.  St.  Lüneburg  I,  nr  617  (1369). 

7)  U.B.  d.  St.  Göttingen  I,  nr  232  (1365);  nr  288  (1378):  auf  zwei  Leben. 
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Lüneburg  verpfändet  Sülzgut  an  einen  Gläubiger  in  der  Weise, 
dass  »se  schöllet  de  dree  wispel  soltes  also  lange  in  den  weren 
behölden,  dat  se  de  vorscr.  summen  gheldes  suender  jenigen  brock 
dornt  geboret  hebben«  ^). 

Die  Anwendung  der  Satzung  auch  ohne  Gewere  des  Gläubi- 
bigers  in  ihrer  naturalwirtschaftlichen  Form  in  den  Städten  nach- 
zuweisen, stösst  auf  Schwierigkeiten.  Die  Rente  ist  ablösbar 
und  dadurch  der  sog.  jüngeren  Satzung  so  ähnlich  geworden, 
dass  man  beide  schwer  von  einander  unterscheiden  kann. 

Die  Satzung  wurde  nun  auch  wie  manches  andere  natural- 
wirtschaftliche Institut  in  den  Städten  geldwirtschaftlich  weiter  ent- 
wickelt. Aus  ihr  sind  Steuerverpachtung  und  Steuerverpfändung 
hervorgegangen. 

Die  Steuerverpfändung  (Steuerverkauf)  wurde  so  vorgenom- 
men, dass  die  Stadt  den  Rentner  oder  Gläubiger  in  Besitz  und 
Nutzung  der  Steuer  einsetzte,  solange,  bis  sie  diese  wieder  ein- 
löste oder  bis  sich  der  Gläubiger  bis  zur  Höhe  seiner  Forderung 
daraus  schadlos  gehalten  hatte.  Diese  letzte,  der  Todsatzung 
nachgebildete  Form  konnte  natürlich  nicht  bei  Rentenschulden 
angewendet  werden. 

Dortmund  verkaufte  im  Jahre  1336  die  Weinaccise  auf  Wieder- 
kauf für  26  Mark  6  sol.  in  der  Weise  »quod  nemo  a  vectura  de- 
ponere  debet  vina,  nisi  cum  scitu  trium  et  nisi  prius  accisa  sit 
promissa«  bei  10  sol.  Strafe  ^). 

1407  überlässt  die  Stadt  einem  Gläubiger  wegen  250  Gulden 
und  der  davon  versessenen  Zinsen  und  wegen  versessener  Leib- 
renten die  Accisewage  auf  10  Jahre  ^). 

Köln  übergab  im  Jahre  1389  einigen  Gläubigern  zur  Abtra- 
gung einer  Schuld  die  Fleischaccise :  »so  hayn  wir  die  vurge- 
nante  unse  samenburgere  darumb  gesät  ind  setzen  overmitz  die- 
sen brieff  in  unser  steede  assysen,  die  wir  haven  an  dem  vleyssche 
.  .  .  ind  yn  volkomen  moege  ind  macht  gegheven,  dieselve  assy- 
sen upzobueren,  upzoheyven  ind  zo  untfangen  ind  die  vorgenante 
schoult  danneaff  zo  betzalen  also  lange,  bis  die  vurgenante  schoult 
volkoemeligen  verricht  ind  wail  betzailt  sy«  ■*). 

Aehnlich  überlässt  die  Stadt  schon  3  Jahre  früher  Heinrich 
van  der  Eren  für  1 860  Gulden  die  Accise  vom  Bestadepfennig  und 

1)  U.B.  d.  St.  Lüneburg  II,  nr  982  (1383). 

2)  Dortm.  U.B.  I,   i,  nr  525  c. 

3)  Ebd.  III,    I,  nr  348. 

4)  Ennen-Eckertz,  V,  nr  427. 
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verpflichtet  sich  daneben  zu  einer  wöchentlichen  Zahlung  von  20 
Goldgulden,  bis  die  Schuld  durch  beides  getilgt  ist.  Damach  soll 
der  Gläubiger  noch  ein  Jahr  lang  (als  Zins!)  die  Weinaccise  be- 
ziehen ^). 

Die  Gewere  über  die  Steuer,  die  dem  Gläubiger  in  den  eben 
zitierten  Fällen  zugestanden  wurde,  konnte  auch  ausbleiben. 

Dortmund  erhöhte  im  Jahre  1377  clen  Schoss  um  einen  Vier- 
ling  von  der  Mark,  um  einen  Gläubiger  für  1333  Gulden  rechter 
Schuld  zu  sichern.  Der  Schossmeister  übergab  das  Geld  den 
sechs  Bürgen  der  Stadt,  und  diese  führten  es  an  den  Gläubiger 
ab  *).  Der  Steuerzuschlag  fiel  weg,  nachdem  die  1333  Gulden  be- 
zahlt waren. 

Die  Steuer  wurde  auch  als  Verfallpfand  gesetzt,  falls  die 
Stadt  mit  den  Zahlungen  in  Verzug  geriet. 

Köln  wandte  diese  Form  ebenfalls  an,  wie  aus  einer  Urkunde 
von  1275  hervorgeht  3) :  Wenn  die  Stadt  an  neun  Bürger  1530 
Mark  Leihgeld  nicht  zum  bestimmten  Termine  zurückzahlt,  wird 
ihnen  der  Malzpfennig  zur  Verfügung  gestellt,  bis  sie  daraus  voll- 
ständig befriedigt  sind.  Die  Stadt  erhob  die  Steuer  aber  selbst 
und  gab  nur  ihren  Ertrag  an  die  Gläubiger  ab. 

Mainz  verpfändete  für  den  Verzugsfall  den  Zoll.     1444*). 

Mit  der  Steuerverpfändung  ist  die  Steuerverpachtung  ver- 
wandt, nur  dass  hier  der  Rückgang  der  Steuer  an  die  Stadt  zeit- 
lich bedingt  war  und  nicht  mehr  dadurch,  dass  der  Gläubiger  in 
der  Höhe  seiner  Forderung  glatt  entschädigt  wurde.  Der  Pächter 
bezog  Zinsen  in  dem  üeberschusse,  den  ihm  die  Steuer  während 
der  Pachtfrist  bringen  konnte.  Er  unterlag  aber  auch  einem  Ri- 
siko ;  denn  die  Steuer  konnte  auch  uner\vartet  weniger  einbringen, 
als  er  Pacht  gezahlt  hatte. 

Köln  verpachtete  im  Jahre  1275  den  Braupfennig  für  2704 
Mark  auf  vier  Jahre  an  ein  Konsortium  kölnischer  Bürger.  Diese 
wurden  sogar  gegen  ein  etwaiges  Defizit  gesichert.  Der  Rat  ver- 
sprach, es  zu  decken  ^). 

Für  eine  nicht  genannte  Summe  überliess  die  Stadt  einem 
Bürger,    seiner  Frau  und  seinen  Erben  die  Accise  vom  Gewand- 


1)  Ennen-Eckerts,  V,  nr  354  (1386). 

2)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  78. 

3)  Ennen-Eckeriz,  III,  nr   109. 

4)  Hegel,  17,  s.  97,  23, 

5)  Ennen-Eckertz,  III,  nr  113. 
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schnitt  auf  zwei  Jahre  1381^);  ebenso  den  Ertrag  des  Molters 
auf  ein  Jahr  -),  ferner  die  Bieraccise  auf  zwei  Jahre  ^),  die  Accise 
von  der  Domwage  und  der  Eisenwage  *),  Tonnen-  und  Salzpfennig  ^). 

Im  Jahre  1387  verpachtete  die  Stadt  an  Heinrich  Mölenpesch 
und  Ambrosius  von  Busti  die  Krahnaccise  auf  zwei  Jahre.  Die 
Pächter  zahlten  nicht  eine  einmalige  Summe,  sondern  verpflichte- 
ten sich  schriftlich  und  durch  Eidschwur  auf  die  Heiligen,  wöchent- 
lich  110  Mark  an  die  Rentkammer  abzuliefern^). 

1396  wurde  auch  der  Unterkauf  von  Übst  gegen  jährUche 
Zahlungen  von  165  Mark  an  zwei  Terminen  verpachtet ''). 

Im  Jahre  1398  erliess  der  Rat  eine  Verordnung  über  die  Ac- 
cisepacht :  Weder  Amt  noch  Gaffel  sollen  Accise  pachten.  Die 
Pacht  soll  vielmehr  auf  dem  Rathaus  ausgerufen  (meistbietend 
versteigert)  werden.  Mehr  als  zwei  haben  sich  nicht  an  einer 
Pacht  zu  beteiligen,  die  Pächter  müssen  darauf  Brief  und  Siegel 
geben  und  Bürgen  setzen.  Uebertretungen  werden  mit  i  Jahr  Turm 
bestraft  ^). 

Direkte  Steuern  wurden  häufig  derart  verpfändet,  dass  der 
Gläubiger  eine  Summe  zahlte,  gegen  die  er  für  eine  gewisse  Zeit 
steuerfrei  blieb. 

Im  Jahre  1 390  kaufte  ein  Dortmunder  Bürger  der  Stadt  eine 
Rente  von  28  Mark  für  232  Mark  ab.  8  Mark  davon  behielt  der 
Rat  immer  als  Steuer  zurück,  während  er  die  übrigen  20  von  ver- 
schiedenen Nutzungen  wirklich  erhielt  ^). 

Die  Stadt  erteilte  Wucherkonzessionen  an  Juden  auf  sechs 
Jahre  unter  der  Bedingung,  dass  diese  ein  einmaliges  Darlehn  ge- 
währten.    Dafür  blieben  sie  vom  Judenschutze  frei  ^*'). 

Die  Stadt  Erfurt  befreite  die  Juden  von  allen  städtischen  Ab- 
gaben gegen  jährliche  Pauschalsummen  von  250  Pfd.   1375  ")•    ^^ 


i)  Ennen-Eckertz,  V,  nr  261. 

2)  Ebd.  V,  nr  360.  —  Vgl.  a.  Stein,  Akten  II,  nr  8  (1335). 

3)  Ebd.  V,  nr  437. 

4)  Ebd.  nr  425. 

5)  Ebd.  nr  424. 

6)  Ebd.  nr  390.    —    Vgl.  das  Verzeichnis  der  Pachttermine    für    verschiedene 
Accisen  bei  Steiji,  Akten  II,  nr  67  (1382). 

7)  Ebd.  nr  260. 

8)  Stein,  Akten,  II,  nr  76. 

9)  Dortm.  U.B.  II,    l,   nr  236. 

10)  Ebd.  II,   I,  nr  28  (1379). 

11)  Erf.  U.B.  II,  nr  754. 
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Jahre  1380  mussten  sie  einmal  2200  Mark  in  drei  Raten,  ausser- 
dem für  die  nächsten  fünf  Jahre  je  1000  Pfd.  Pfennige  und  50  Mark 
zahlen,  ebenfalls  gegen  Abgabenfreiheit  ^).  Tatsächlich  kann  es 
sich  hier  jedoch  um  Zusammenlegung  von  Steuern  handeln. 

Der  Rat  zu  Zürich  erliess  1398  einen  Aufruf  an  die  Bürger, 
der  Stadt  Geld  zum  Rathausbau  zu  leihen;  sie  sollten  das  dann 
weniger  an  Steuern  zahlen.  Wer  grössere  Summe  leihen  würde, 
sollte  sie  aus  einer  neu  einzuführenden  Steuer  zurückerhalten^). 

Neben  der  Sicherung  durch  Liegenschaften  und  Steuern  wurde 
in  manchen  Städten  auch  die  durch  Faustpfand  verwendet. 

Mainz  war  an  den  Rat  zu  Frankfurt  und  an  andere  Orte  ver- 
schuldet. Es  hatte  dafür  den  Silberschatz,  Gülte  und  Briefe  ver- 
pfändet '). 

Lüneburg  sicherte  den  Rat  zu  Hannover  für  eine  Schuld  durch 
die  Auslieferung  von  Kriegsgefangenen.  Aus  dem  zu  erwartenden 
Lösegeld  sollte  sich  Hannover  schadlos  halten.     1371  *). 

Bei  Anwendung  von  Satzung  und  Faustpfand  wurde  der  Gläu- 
biger durch  ein  ganz  bestimmtes  Gut  gesichert.  Dazu  aber  war 
er  auch  allgemein  gesichert  dadurch,  dass  er  sich  aus  irgendwel- 
chen Vermögensteilen  der  Stadt  entschädigen  konnte.  Dazu  ge- 
hörte auch  —  und  das  war  besonders  wichtig  —  das  Vermögen 
aller  ihrer  Bürger.  Man  sah  die  städtische  Gemeinde  als  eine 
Genossenschaft  an,  in  der  die  Allgemeinheit  für  das  Wohl  ihrer 
Glieder  bis  ins  einzelnste  sorgen  sollte,  wo  aber  auch  diese  mit 
Leib  und  Gut  für  jene  einzustehen  hatten.  Die  Bürger  waren  für 
die  finanziellen  Verpflichtungen  des  öffentlichen  Haushaltes  Nicht- 
genossen  gegenüber  solidarisch  haftbar  mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 

Um  1400  wurden  die  Güter  der  Dortmunder  Kaufleute  rings 
im  Lande  gekrodet  ^),  die  Bürger  selbst  sogar  gefangen  gesetzt  ^). 
Den  Gläubigem  der  Stadt  war  ausdrücklich  in  den  Verträgen  zu- 
gestanden worden,  das  Gut  der  Stadt  >  kümmeren,  harren  ind  ar- 
restieren,  antasten  ind  gryff"en«  zu  dürfen ''). 

141 8  befahl  der  preussische  Grossmeister  die  Beschlagnahme 
alles  Breslauer  Eigentums  zu  Gunsten  der  hier  ansässigen  Gläubiger®). 

1)  Erf.  U.B.  II,  nr  834. 

2)  Zürch.  Stadtb.  I,  2,  nr  149.   150. 

3)  Hegel,  17  s.  225. 

4)  U.B.  d.  St.  Lüneburg  II,  714. 

5)  Dortm.  U.B.  II,  2,  nr   1030.  1031,   1043.   1046.  1047.  III,  319—32  u.  a. 

6)  Ebd.  III,   I,  nr  320.  325.  332. 

7)  Ebd.  II,  I,  nr  258.  8)  Beyer,  s.  103. 
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Mainzer  Bürgern  wurden  um  1440  ihre  auswärtigen  liegenden 
und  fahrenden  Güter  genommen  ^). 

Köln  verbot  im  Jahre  1484  den  Bürgern  der  fremden  Städte, 
die  nach  Köln  Renten  schuldeten,  freies  Geleit  zu  gewähren  ^). 

Die  Beschlagnahme  fand  unter  Mitwirkung  des  auswärtigen 
Gerichtes  statt,  bei  dem  sie  vom  Gläubiger  beantragt  wurde  ^). 
Unbedingt  notwendig  scheint  jedoch  die  Mitwirkung  des  Gerichtes 
nicht  überall  gewesen  zu  sein.  Nach  einer  Magdeburger  Urkunde 
bat  der  Gläubiger  nur  den  Rat  der  Stadt  um  Erlaubnis,  das  an- 
wesende Gut  der  schuldenden  Stadt  (Zerbst)  bekümmern  zu  dürfen*)- 

Eine  andere  Form  der  Bekümmerung  war  die,  dass  sich  der 
Gläubiger  das  Gut  nur  als  Unterpfand  sistierte  und  die  Stadt  ver- 
anlasste, es  mit  der  Schuldsumme  zu  lösen.  So  verfuhr  der  Graf 
von  der  Mark  zu  Gunsten  eines  seiner  Untertanen  mit  Dortmunder 
Eigentum    in  Köln.     Dieses  wurde   »hinter  das  Gericht  gelegt«  °). 

Ob  die  betroffenen  Bürger  von  ihrer  Stadt  entschädigt  wur- 
den, ist  nicht  immer  sicher  zu  ermitteln.  In  Mainz  war  es  der 
Fall.  Dort  wurde  ein  Ehepaar,  dem  ein  Gläubiger  der  Stadt  aus- 
wärtige Grundstücke  »aberklagt«  hatte,  durch  eine  Leibrente  auf 
zwei  Leben  abgefunden.  Andere  erhielten  einmalige  Geldentschä- 
digungen zugebilligt.  Die  Stadtrechnung  von  1444  erwähnt  1488 
Gulden  »ungeverlich  uberslagen«  als  bezahlt  »von  aberclageter 
guter  wegen,  die  den  burgern  von  der  stedte  schult  wegen  aber- 
clagt  waren«  *'). 

Die  solidarische  Haftpflicht  der  Bürger  hatte  zur  Folge,  dass 
diese  es  am  eigenen  Vermögen  ganz  empfindlich  spüren  mussten, 
wenn  sich  die  Stadt  in  schlechter  Finanzlage  befand.  Die  privaten 
auswärtigen  Beziehungen  wurden  dann  stark  gefährdet  und  oft 
ganz  gestört.  Jeder  hatte  daher  ein  eigenstes  lebhaftes  Interesse 
an  einer  soliden  Finanzwirtschaft.  Die  Solidarhaft  der  Bürger 
macht  die  Heftigkeit,  mit  der  die  revolutionären  Bewegungen  in 
den  Städten  manchmal  auftraten,  mit  begreiflich. 

Sie  veranlasste  aber  in  schlechten  Zeiten  auch  zahlreiche 
Bürgerschaftsaufsagen.     Ein   Dortmunder   Kaufmann    schreibt   an 


i)  Hegel,   17,  s.  261. 

2)  Stein,  Akten,  II,  nr  446. 

3)  Hegel,   17,  s.  261.  —  Dortm.  U.B.  III,   l,  nr  231   u.  232. 

4)  U.B.  d.  St.  Magd.  III,  nr  1453. 

5)  Dortm.  U.B.  III,   i,  nr  231. 

6)  Hegel,  17,  s.  105  u.   130. 
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seine  Stadt:  »Wetet,  dat  myn  dink  also  gelegen  es,  dat  ich  wan- 
deren wil  unde  moet,  unde  angest  hebbe  gekrodet  to  sine  of  in 
kroet  to  komene  van  der  Stadt  wegen  von  Dorpmunde ;  war  ume 
ich  dar  inne  vorwaren  wel  unde  segge  op  mine  burgerschap  to 
Dorpmunde  op  jue  genade.    Vart  wol  in  godc^  ^). 

Diese  Aufsagen  gingen  besonders  von  Kaufleuten  aus,  die  ja 
besonders  ausgedehnt  mit  dem  »Auslände^  verbunden  waren.  Sie 
gehörten  meist  den  Geschlechtem  an,  die  als  Inhaber  der  städti- 
schen Gewalt  für  die  Finanzwirtschaft  verantwortlich  waren.  Sie 
legten  keine  hohen  Proben  von  Patriotismus  ab,  wenn  sie  die 
Stadt,  die  sie  mehr  oder  weniger  selbst  in  eine  schlimme  Lage 
gebracht  hatten,  dann  im  Stiche  Hessen.  Ihre  Handlungsweise  wurde 
dadurch  noch  unfeiner,  dass  gerade  sie  als  die  Wohlhabendsten  in 
schlimmen  Zeiten  die  berufensten  Stützen  des  Gemeinwesens  wa- 
ren. So  aber  verschärften  sie  die  Situation  noch  dadurch,  dass  sie 
der  Verschuldung  der  Stadt  erhebliche  Steuerausfälle  hinzufügten. 

Die  Stadt  suchte  daher  manchmal  die  Abwanderung  zu  be- 
schränken oder  unmöglich  zu  machen. 

Augsburg  hatte,  durch  starke  Verschuldung  veranlasst,  neue 
Steuern  eingeführt  und  die  Auswanderung  während  der  Dauer 
dieses  Zustandes  verboten.  Trotzdem  waren  einige  Bürger  aus 
der  Stadt  gefahren.  Da  erteilte  Karl  IV.  im  Jahre  1376  der  Stadt 
die  Macht,  alle  Ausgefahrenen  und  die,  die  noch  ausfahren  wür- 
den, an  allem  ihrem  Gute  in  jeder  Weise  bekümmern,  angreifen 
und  aufhalten  zu  dürfen,  bis  sie  mindestens  die  dreifache  Steuer 
geleistet  hätten.  Die  Betroffenen  sollten  deshalb  vor  niemand  ein 
Klagerecht  gegen  die  Stadt  haben  *). 

Mainz  verpflichtete  im  Jahre  1428  alle  Auswanderer,  eine 
Vermögenssteuer  noch  10  Jahre  lang  weiter  zu  zahlen^). 

Die  grosse  politische  Bedeutung  der  Solidarhaft  veranlasste 
die  Städte  häufig,  sie  durch  Sonderverträge  aufzuheben.  So  er- 
hielten die  Dortmunder  Bürger  im  Jahre  1400  trotz  der  starken 
Verschuldung  ihrer  Stadt  an  Köln  dort  freies  Geleit,  nachdem 
sich  Dortmund  unter  Vermittelung  des  Kölner  Rates  mit  einem 
Teile  der  Leibrentner  auf  bestimmte  Termine  geeinigt  hatte,  zu 
denen  die  versessenen  Renten  gezahlt  werden  sollten  *), 


1)  Dortm.U.B.  II,  2,nr  1049;  vgl.  II,  nr  1058. 1159.  III,  l,  nr  123.  124. 187  (i — 4). 

2)  U.B.  d.  St,  Augsburg  II,  nr  667. 

3)  Hegel,  17,  s.  60  u.  69. 

4)  Dortm.  U.B.  II,  2  nr  1053.  1054. 
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Zwischen  Lüneburg  und  Lübeck  bestand  ebenfalls  ein  Ver- 
tragsverhältnis über  freies  Geleit,  das  jedoch  für  besondere  Fälle 
aufgehoben  wurde.  1371  lieh  Lüneburg  von  Lübeckern  2900  Gul- 
den. Der  lübische  Rat  verbürgte  sich  für  die  Stadt  seinen  Bür- 
gern gegenüber.  Dazu  wurde  diesen  das  Recht  zugestanden,  die 
Lüneburger  zu  bekümmern  ^).  Dasselbe  geschah  in  einem  Ver- 
trage von  1375,  ^ur  wurde  hier  die  Bekümmerung  auf  Lüneburger 
Gut  in  Hamburg  und  Lübeck  eingeschränkt  ^). 

Aus  Westdeutschland  liegen  zahlreiche  andere  Verträge  vor : 
Köln  und  Soest  hoben  1276  gegenseitig  die  Gemeinbürgschaft  auf 
und  vereinbarten,  dass  die  Bürger  beiderseits  nur  noch  für  per- 
sönliche Schulden  zu  haften  hätten  ^).  Aehnhch  vertrug  sich  Köln 
mit  Lüttich  *),  mit  Huy  ^),  mit  St.  Trond  ^),  mit  Deventer  ^)  und 
Nürnberg.  Dieses  erteilte  wenigstens  den  Bürgern  von  Köln  und 
ihrem  Gute  auf  Bitten  ihres  Rates  vom  7.  Dez.  1394  bis  zum 
I.  Mai  1395  freies  Geleit^). 

Eine  weitere  Form  der  Sicherstellung  ist  die  Zinsaufnahme 
auf  Kosten  der  Stadt.  Der  Gläubiger  hat  das  Recht,  das  fällige 
Geld  bei  Verzug  auf  Kosten  der  Stadt  von  Juden  oder  Christen 
zu  beziehen. 

Mainz  1441  :  »Das  ist  zu  wissen,  wer  es  sache,  das  sich  die 
rechenunge  of  eine  vierzehen  tage  verstiesse  ...  so  sollen  ine  .  . 
denselben  gülden  geltis  .  .  erfoUen  und  darnach  in  den  andern 
vierzehen  dagen  of  den  mondag  unverlustig  geben  an  alle  geverde. 
geschee  aber  alsdan  soliche  bezalunge  auch  nit  .  .  so  mögen  die 
vorgenanten  eelude  Heintz  und  Else  (Rebstock)  oder  wem  sie 
die  forderunge  gebent,  des  verfallen  geltis  zu  stund  oder  wann 
sie  woUent  die  erschienen  gulte  entnemen  und  ussgewinnen  zu 
cristen,  Juden,  cauwerzenen  oder  wo  sie  die  gewinnen  mögen  of 
gewonlichen  schaden,  und  die  entnemunge  solicher  gulten  .  .  sol- 
len sie  vierzehen  dage  zuvorhine  .  .  .  uns  oder  unsern  nachkom- 
men zu  ieder  zit  verkondigen  und  wissen  lassen,  of  das  wir  und 
unser  nachkommen  uns  darnach  wissen  zu  richten  und  was  scha- 


i)  U.B.  d.  St.  Lüneburg  II,  nr  707. 

2)  Sudendorf,  V,  nr  62. 

3)  Ennen- Ecker tz,  III,  nr  137. 

4)  Lacomblet,  II,  nr  702. 

5)  Ennen-Eckertz,  III,  nr  153. 

6)  Ebd.  nr  154. 

7)  Lacomblet,  II,  nr  610. 

8)  Ejmen-Eckertz,  VI,  nr  205. 
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den  dan  also  darof  gehet,  den  schaden  sollen  wir  richten  und 
bezalen  mit  der  erschienen  gulten  und  iendes  ieren  einfeltigen 
Worten  zu  glouben'  *). 

Auch  Basel  *),  Frankfurt  3),  Köln  *),  Leipzig  *)  und  Chemnitz*) 
kennen  die  Sicherung  durch  Zinsaufnahme,  und  Stralsund  lässt 
sie  i.  J.  1410  Dortmund  androhen  ^).  Die  Stadt  wurde  dabei  zu 
der  sehr  unliebsamen  >  Konversion  <  einer  Rentenschuld  in  eine 
schwebende  genötigt,  die  vom  Gläubiger  gekündigt  werden  durfte 
und  auch  hohe  Verzinsung  erforderte.  Die  Städte  schienen  diese 
Massnahme  auch  zu  fürchten,  sie  gestanden  daher  das  Recht  dazu 
häufig  erst  nach  der  erfolglosen  Anwendung  anderer  Mittel  zu; 
in  Köln  ^)  und  Laufenburg  (Basel)  ^ )  erst  nach  vierwöchigem  Ein- 
lager  des  Rates.  In  Mainz  musste  sie  nach  der  oben  zitierten  Ur- 
kunde 14  Tage  vor  Vollzug  angezeigt  werden. 

Die  Entschädigung  des  Gläubigers  durch  ausserordentliche 
Zahlungen  bei  Verzug,  etwa  durch  Verzugszins  oder  seine  Abart, 
den  Rutscherzins,  ist  bei  Anwendung  des  öffentlichen  Kredites  in 
den  Städten  selten  geübt  worden.  Dem  Verfasser  gelingt  es  nicht, 
allgemeingültige  Beweise  dafür  zu  erbringen.  Knipping  findet  das 
Recht  auf  Verzugszins  in  Köln  bei  Renten  des  14.  Jahrhunderts, 
anfangs  lö'/s  Proz.,  um  1360  ii^gProz.,  um  1380  10  Proz.,  1433 
8^/3  Proz.  monatlich^").  Das  bereits  besprochene  Handgeld  hatte 
ebenfalls  den  Charakter  des  Verzugszinses. 

2.    Die  persönliche  Sicherung. 

Die  allgemeine  dingliche  Sicherung  des  Gläubigers  wurde 
durch  eine  persönliche  ergänzt.  Die  Stadt  stellte  häufig  beson- 
dere Bürgen,  die  mit  Leib  oder  Vermögen  oder  mit  beidem  zu- 
gleich einzustehen  hatten.  Das  geschah  vorzüglich  bei  rechter 
Schuld  —  wiewohl  die  Bürgschaft  auch  mit  Rentverkauf  verbun- 


i)  Hegel,  17,  s.  260  flF. 

2)  U.B.  d.  St.  Basel,  IV,  nr  326  (1368). 

3)  Böhmer,  U.B.  d.  R.-St.  Frankf.  I,  s.  745  (1376). 

4)  Knipping,  s.   387  (1377). 

5)  Cod.  dipl.  Sa.x.  II,  8,  nr  270  (145 1). 

6)  Ebd.   II,  6,  nr   loi    (1423). 

7)  Dortm.  U.B.  III,   l   nr  450. 

8)  Knipping,  s.  387. 

9)  U.B.  d.  St.  Basel,  IV,  nr  368. 
10)  Knipping,  s.  385  f. 


—     So- 
den sein  konnte  —  und  weiter,   wenn  es  sich  um  hohe  Summen 
handelte  und  der  Gläubiger  auswärts  wohnte. 

Die  berufensten  Bürgen  waren  die  Ratsherren,  die  im  Namen 
der  Stadt  die  Anleihe  aufnahmen.  Aber  auch  andere  wohlhabende 
Bürger  konnten  in  Betracht  kommen.  Ihre  Zahl  ist  sehr  verschie- 
den, 2,  4,  8,  12  bis  24,  30  und  36,  überhaupt  der  ganze  Rat  kön- 
nen es  sein  ^). 

Manchmal  wird  der  Rat  einer  oder  mehrerer  befreundeter 
Städte  als  Bürge  gesetzt.  So  haftet  Basel  für  Strassburg  um  12500 
Gulden  gegen  einen  Schadlosbrief  ^).  Freiburg  bittet  Basel  um 
den  gleichen  Dienst^).  Die  Räte  von  Aschersleben  und  Quedlin- 
burg haften  wegen  1700  Gulden  für  Halberstadt  ^). 

Besonders  charakteristisch  ist  die  leibHche  Haftung  in  Gestalt 
des  Einlagers  (obstagium,  Giselschaft).  Der  Rat  musste  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  nach  dem  Verzuge  »mit  zwei  oder  drei 
Pferden«  in  die  Stadt  des  Gläubigers  oder,  wohin  dieser  wünschte, 
einreiten  und  dort  solange  auf  eigene  Kosten  leben,  bis  die  Schuld 
bezahlt  war.  Das  Einlager  konnte  demnach  eine  sehr  teure  Art 
Bürgschaft  werden ;  es  sollte  ein  starker  Ansporn  zur  Erfüllung 
der  übernommenen  Verpflichtungen  sein.  Beispiele  für  die  An- 
wendung des  Einlagers  liegen  aus  den  verschiedensten  Städten 
vor,  aus  Dortmund  ^)  und  Köln  ^),  aus  Erfurt '')  und  Chemnitz  ^), 
BaseP)  und  Zürich  1«). 

In  Köln  wurde  Einlager  vier  Wochen  nach  Verzug  bezogen; 
in  Dortmund  nach  einem  der  Verträge  vierzehn  Tage,  nachdem 
der  Gläubiger  beim  Pförtner  des  Osttores  einen  Mahnbrief  hatte 
abgeben  lassen;  auch  in  Basel  war  eine  Frist  von  14  Tagen  nach 
der  Mahnung  gelassen.  In  Erfurt  trat  es  8  Tage  nach  Verzug 
ein.  In  Chemnitz  war  keine  besondere  Frist  bestimmt,  der  Ort 
aber  auf  einen  Umkreis  von  5  Meilen  von  der  Stadt  beschränkt. 


i)  U.B.  d.  St.  Basel  VII,  nr  206.  277.  278.  VIII,  nr  10,  II,   35,  III,  203.  403  IV. 

2)  Ebd.  VI,  nr  102  (14 16). 

3)  Ebd.  IV,  nr  325. 

4)  U.B.  d.  St.  Halberstadt  II,  nr  916  (1441). 

5)  Dortm.  U.B.  II,  i  nr  426.  255  (1390J,  III,  l  nr  109,  671.  716. 

6)  Knipping,  s.  387  (i377)- 

7)  Erfurt.  U.B.  nr  835  (1381). 

8)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6,  nr   178  (l457)- 

9)  U.B.  d.  St.  Basel  IV,  nr  326.  368  (1368). 
10)  Zürch.  Stadtb.  I,  2,  nr  8  (1371). 
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Wurde  einer  der  Bürgen  durch  eine  echte  Not  an  der  Er- 
füllung seiner  Verpflichtungen  verhindert,  so  musste  sofort  oder 
auch  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  ein  Ersatzmann  gestellt 
werden,  oder  der  Gläubiger  durfte  einen  solchen  zitieren.  In 
Basel  war  es  dem  Bürgen  erlaubt,  einen  berittenen  Mann  als 
Vertreter  zu  senden;  dieser  musste  jedoch  >als  vil  zeren,  als  er 
selber  tete  ane  geverde«  ^). 

Den  Juden  gegenüber  scheint  man  in  der  Zubilligung  von 
Einlager  zurückhaltend  gewesen  zu  sein.  Es  stellte  eine  Art 
Knechtschaft  dar,  und  Juden  sollten  nicht  christliche  Knechte 
haben.  Sicher  hat  dieser  Grundsatz,  der  sich  schon  in  den  Ka- 
pitularien Karls  des  Grossen  findet  ^),  hier  eingewirkt.  So  ist  viel- 
leicht ein  komplizierter  Fall  von  Bürgschaft  in  Dortmund  ver- 
ständlich. Dort  versprachen  im  Jahre  1390  drei  Kölner  Bürger 
für  eine  Schuld  der  Stadt  von  1000  Gulden  an  zwei  Juden  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen  zu  haften.  Der  Rat  von  Dortmund  aber 
leistete  ihnen  Rückbürgschaft,  indem  er  sich  erst  ihnen  gegenüber 
zu  Einlager  verpflichtete  ^). 

In  Zürich  wurde  das  Einlager  im  Jahre  1372  nur  den  in  der 
Stadt  ansässigen  Lombarden  gegenüber  erlaubt  *),  nicht  aber  den 
Juden,    die  zu  ähnlichen  Zwecken  vorhanden  waren    wie  jene^). 

In  Erfurt  aber  verpflichtete  sich  der  Rat  wegen  einer  Schuld 
von  1000  Gulden,  mit  vier  Pferden  Einlager  in  den  Häusern  der 
Juden  zu  halten^). 

Die  Sicherung  des  Gläubigers  wurde  durch  ein  Klagerecht 
gegen  die  Stadt  vervollständigt. 

Er  durfte  diese  zunächst  auf  ihre  Kosten  mahnen.  Dabei 
konnte  eine  dem  Einlager  verwandte  Institution  zur  Anwendung 
kommen,  die  immissio,  das  Einlager  des  Gläubigers  beim  Schuld- 
ner. Dortmund  erlaubte  einem  Gläubiger  wegen  4000  Gulden  mit 
6,   12,   18  oder    24  Pferden    in    die  Stadt   zur  Mahnung    einzurei- 


1)  U.B.  d.  St.  Basel  IV,  nr  326.  368. 

2)  Capitulare  de  Judaeis :  Ut  nullus  Judeus  neminem  chrislianum  in  wadium  ab 
uUo  Judeo  aut  ab  alio  christiano  mittere  praesumat,  ne  deterior  fiat;  quod  si  fa- 
cere  praesumat,  secundum  suam  legem  restituat  et  debitum  et  wadium  simol  per- 
dat.     M.G.L.L.  I,   194,  18. 

3)  Dortm,  U.B.  II,  1,  nr  255. 

4)  Zürcher  Stadtb.  I,  2,  nr  19. 

5)  Ebd.  I,   I,  nr  415  (1364). 

6)  Erf.  U.B.  II,  nr  S35. 
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ten^),  —  einem  anderen  wegen  looo  Gulden  mit  i — 3  Pferden^). 

Die  erfolglose  Mahnung  zog  die  Klage  vor  einem  weltlichen 
oder  geistlichen  Gerichte  nach  sich.  Die  Stadt  wurde  zur  Zahlung 
verurteilt.  Der  Gläubiger  erhielt,  wenn  sie  nicht  erfolgte,  Anleite 
in  das  Gut  der  Stadt.  Diese  musste  die  Kosten  des  Verfahrens 
tragen. 

Die  Klage  konnte  bei  jedem  Gerichte  angebracht  werden, 
ein  Umstand,  der  sehr  häufig  ausserpolitische  Verwicklungen  nach 
sich  zog.  Ein  ausführliches  Beispiel  dafür  liefert  Dortmund.  Die 
Stadt  wurde  im  Jahre  1397  vom  geistlichen  Gerichte  des  Kölner 
Erzbischofs  wegen  ihrer  Schulden  an  Geistliche  gemahnt,  mit  Ex- 
kommunikation bedroht  und  auf  Klage  der  Gläubiger  vorgeladen. 
Als  sich  die  Stadt  nicht  unterwarf,  wurde  die  Exkommunikation 
im  Jahre  1399  »campanis  pulsatis ,  candelis  accensis,  extinctis  et 
in  terram  proiectis«  vollzogen^).  Da  aber  die  Klagen  vor  dem 
Kölner  üffizial  nicht  aufhörten  und  die  Exkommunikation  ihre 
verhängnisvollen  Wirkungen  geltend  machte,  wandte  sich  die  Stadt 
nach  Rom  um  Hilfe  *).  Bonifaz  IX.  beschränkte  darauf  ihren  Ge- 
richtsstand auf  das  Gericht  des  Dortmunder  Dechanten  und  be- 
auftragte den  Bischof  von  Paderborn  mit  der  Aufhebung  der  Ex- 
kommunikation. Sehr  wahrscheinlich  ging  der  Papst  hier  bewusst 
gesetzlich  vor  und  zwar  im  Sinne  einer  Verordnung  Bonifaz'  VIII., 
wonach  wegen  Geldforderungen  niemals  das  Interdikt  verhängt 
werden  dürfe  ^). 

Von  bedeutenden  Folgen  war  für  dieselbe  Stadt  der  Rechts- 
zug an  das  königliche  Hofgericht,  wo  sie  ebenfalls  von  ihren  Gläu- 
bigern verklagt  wurde.  Nach  Privilegien  Karls  IV.  und  Ruprechts 
konnte  die  Stadt  zwar  nur  vor  ihrem  eigenen  Gericht  verklagt 
werden*^),  sie  hatte  sich  jedoch  um  ihres  Kredites  willen  in  spe- 
ziellen Fällen  dieses  Rechtes  ausdrücklich  begeben'').  Mehrere 
Gläubiger  reichten  nun  wirklich  Klage  bei  dem  Hofgericht  ein, 
und  so  wurde    die  Stadt    im  Jahre  1404   wiederholt  zur  Zahlung 


1)  Dortm,  U.B.  II,   i,  nr  252  (1391). 

2)  Ebd.  nr  253. 

3)  Ebd.  III,    I,  nr  45.   1—7. 

4)  Ebd.  nr  134 — 138, 

5)  Vgl.  Verkündigung  des  Mainzer  Erzbischofs  an  Frankfurt :  Böhmer,  U.B.  d. 
Reichsst.  Frankf.  I,  s.  450  (13 19). 

6)  Dortm.  U.B.  II,    i,  nr  83;  III,   i,   148.   162. 

7)  Ebd.  II,   I,  252  ff.  III,  I,   164.  179. 
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verurteilt  und  den  Gläubigern  Anleite  in  das  Stadtgut  gegeben*). 
Auf  Befehl  des  Königs  wurde  diese  für  die  Gläubiger  von  Mini- 
sterialen vollstreckt.  So  soll  Johann  von  Wyenhorst  28  genann- 
ten Bürgern  (Ratsherren)  an  all  ihr  Gut  gehen,  >es  sy  dorffere, 
erbe,  eygen,  lehen,  pfandschafte,  zinse,  gulte,  rente,  libgedinge, 
zehenden,  koufmanschatze,  heuse,  hofe,  ekere,  wisen,  holzer,  was- 
ser,  wunne,  weide,  lüde  oder  gute,  vamdes  oder  ligendes,  be- 
suchts  und  unbesuchts,  nichtsz  ussgenommen  umme  achttusend 
gülden  minner  oder  mere«  —  sechs  Wochen  und  drei  Tage  lang. 
Der  König  fügt  hinzu :  >  Wann  tust  du  des  nicht ,  man  richtet 
darumb  zu  dir  als  recht  ist«  *).  Zum  Teil  scheinen  die  Gläubiger 
auch  jetzt  trotz  der  wohlwollenden  Ratschläge  des  Königs  ^)  nicht 
befriedigt  worden  zu  sein.  Ende  1404  tat  der  Hofrichter  Engel- 
hart von  Weinsberg  die  Stadt  Dortmund  in  die  Reichsacht  *). 
Nur  die  Gnade  des  Könige  verhinderte,  dass  diese  tatsächHch 
wirksam  wurde  ^). 

In  einem  Frankfurter  Falle  griff  aber  der  König  Karl  IV. 
ganz  energisch  trotz  eines  Urteils  des  Hofgerichtes  zu  gimsten  der 
Stadt  ein.  Er  vernichtete  mit  einem  Briefe  ^genczlichen  und  leu- 
terlichen  solch  ladunge,  klag,  anleite,  eht  und  nutzgewer«,  die 
der  Ministeriale  Eberhard  Prattn  von  Zürich  vor  dem  Hofgericht 
auf  Bürgermeister,  Schöffen,  Rat  und  Bürger  von  Frankfurt  er- 
langt hatte.  Die  Stadt  aber  hatte  dem  König  und  dem  Reich  oft 
»nuczlichen,  unverdrozzen  und  getrewlichen  hilf,  stete  vleissig  und 
merklich  dinst  getan«  "). 

Im  Jahre  1 509  verwickelte  der  Magdeburger  Simon  Rode  die 
Stadt  Zerbst  in  einen  Prozess  wegen  einer  Forderung  von  62  Gul- 
den. Von  beiden  Seiten  wurden  die  Herzöge  von  Braunschweig 
und  Fürsten  von  Anhalt,  der  Kurfürst  von  Brandenburg,  der  Erz- 
bischof und  die  Stadt  Magdeburg  in  den  Streit  hineingezogen, 
der  drei  Jahre  dauerte  und  zahlreiche  Verhandlungen  zwischen 
den  einzelnen  Teilnehmern  verursachte"). 

Aus  Niedersachsen  kann  endlich  noch  eine  andere  üble  Folge 


1)  Dortm.  U.B.  III,    1,  nr  200.  201.  220. 

2)  Ebd.  III,   I,  nr  200  (1404). 

3)  Ebd.  III,   I,  nr  204.  209 — II.  217.  237. 

4)  Ebd.  III,  I,  nr  220. 

5)  Ebd.  III,    I,  nr  325—327. 

6)  Böhmer,  U.B.  d.  Reichsst.  Frankf.  I,  s.  738  (1374). 

7)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  III,    i,  nr   1404.  1414.   I418 — 20.   144S.   1450.    145 1. 
1468.   1479.   I481.   1484 — 85.  1490.   1500.   1504.  1509.   1516.    15 19.   1522, 
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nachgewiesen  werden,  von  der  die  Stadt  bei  hartnäckigem  Zah- 
lungsverzug betroffen  werden  konnte.  Das  ist  die  Ehrloserklärung. 
Der  Gläubiger  Hess  rings  im  Lande  Briefe,  —  Flugblätter!  — 
umgehen,  worin  er  aller  Welt  mit  derben  Schimpfworten  die  Zah- 
lungsunfähigkeit der  Stadt  verkündete. 

Ein  drastisches  Beispiel  gibt  ein  Brief,  den  ein  gewisser 
Dietrich  von  Altena  an  die  Städte  Dortmund,  Unna,  Minden  u.  a. 
sandte ,  und  worin  er  die  Stadt  Iserlohn  wegen  nicht  bezahlter 
"]"]  Gulden  ehrlos  erklärte.  Er  habe  das  grosse  Siegel  der  Stadt 
Jahre  lang  einer  Sau  und  darnach  einer  Katze  umgebunden,  so 
dass  es  so  beschmutzt  und  »smelick  unvledich«  gemacht  sei,  dass 
es  kein  ehrenhafter  Mann  mehr  an  seinem  Briefe  tragen  könne. 
Er  habe  »over  desse  vorgenanten  bösen  wichtere  gescreven  in 
dren  heren  landen,  dar  umme ,  dat  men  ze  erkenne  vor  anderen 
erberen  luden«  —  »und  leyven  vrende,  ich  warne  ju  unde  alle 
gute  lüde  vor  drey  vorgenanten  bösen  wichtere,  borgermestere  to 
Iserenlon  unde  vor  erme  falschen  segele  unde  vor  ere  sekerheid 
lovede  unde  truwen,  alz  vorgescreven  steid«'). 

Im  Jahre  1392  schreibt  der  Dortmunder  Rat  an  den  von 
Unna ,  Johann  Muremann  habe  seine  verfallene  VViederkaufsrente 
von  Unna  nicht  erhalten  und  daher  den  Brief  der  Stadt  schmäh- 
lich »auf  die  Strasse  tragen  wollen«.  Unna  solle  die  Sache  rasch 
regeln  ^). 

Die  Räte  der  verschiedenen  Städte  treten  überhaupt  häufig 
in  Schuldangelegenheiten  in  gegenseitige  Verhandlungen  ein.  Die 
Stadt  nimmt  sich  ihrer  Bürger  für  ihre  Forderungen  gegen  andere 
Gemeinwesen  an  oder  bittet  sie  auf  deren  Ansuchen  um  Geduld^). 

Die  Entwicklung  der  Schuldverhältnisse  suchte  in  der  Siche- 
rung des  Gläubigers  immer  grössere  Vereinfachung  eintreten  zu 
lassen.  Eine  Garantie  nach  der  anderen  fiel  fort,  und  die  Schuld- 
urkunden beschränkten  sich  mehr  auf  wesentliche  Teile.  Der 
öffentliche  Kredit  befestigte  sich,  begünstigt  durch  die  allgemeine 
kreditwirtschaftliche  Entwicklung.  Eine  ganz  abnorme  Erscheinung 
und  ganz  von  lokalen  Zuständen  bedingt  waren  aber  trotzdem 
jene  Kölner  Anleihen,  die  überhaupt  ohne  Ausfertigung  von 
Schuldverschreibungen  aufgenommen  wurden.     Es  kam   hier  vor. 


i)  Dortm.  U.B.  III,  nr  69  (1400). 

2)  Ebd.  II,  nr  642. 

3)  Ebd.  II  u.  III.  —  U.B.  d.   St.  Magdeburg  III,  nr  712.  891  nr  1556.  —  U.B. 
d.  St.  Lüneburg  II,   707.  —  Hegel,   17. 
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dass  die  Finanzbeamten  die  Schuld  nur  in  das  Register  eintrugen, 
der  Gläubiger  aber  kein  Beweismittel  seines  Forderungsrechtes 
erhielt.  1493  schrieb  der  städtische  Kämmerer  Gerhard  von  We- 
sel: >vver  solchs  sijns  glienden  geltz  umb  loven  ind  sterven  be- 
gerden  eyn  warzeichen  ader  zedel  van  bewijsen  van  der  rentka- 
meren  zu  haven,  sculden  men  engheven,  we  whale  solchs  unge- 
wonlich  is«  ^). 

8.  Die  Mobilisierung  der  Rente. 

Die  Vereinfachung  der  Schuldverträge  ging  Hand  in  Hand 
mit  einem  anderen  Entwicklungsvorgang  in  kreditwirtschaftlicher 
Richtung.     Es  ist  die  Mobilisierung  der  Rente. 

Der  Rentner  hatte,  wie  bereits  gesehen  wurde ,  nur  in  selte- 
nen Fällen  das  Ablösungsrecht  erhalten  und  befand  sich  dadurch 
dem  Verkäufer  gegenüber  in  einem  gewissen  Nachteile,  der  frei- 
lich notwendig  aus  dem  Wesen  des  Rentkaufes  folgte.  Bei  dem 
sich  immer  mehr  bereichernden  Wirtschaftsleben  der  Städte,  das 
zugleich  immer  häufigere  wechselseitige  Zahlungsverpflichtungen 
mit  sich  brachte,  war  es  nun  notwendig,  dass  der  Rentner  in  den 
Stand  gesetzt  wurde,  im  Notfalle  sein  Forderungsrecht  oder  we- 
nigstens eine  einzige  Rentzahlung  an  einen  anderen,  seinen  Gläu- 
biger, abtreten  zu  können.  Die  Rente  musste  mobilisiert  werden. 
Zur  Entwicklung  dieser  Einrichtung  war  nicht  eine  Neuschöpfung 
nötig;  man  konnte  sich  auch  hier  an  alte  Vorbilder  anlehnen 
und  zwar  an  die  Verkäuflichkeit  des  Rechtes  auf  Zins ,  dem  ja 
die  wichtigste  Rentform ,  die  Ewigrente ,  nachgebildet  war.  Es 
braucht  hier  nicht  erst  nachgewiesen  zu  werden,  dass  dieser  Zu- 
stand längst  bestand.     Es  ist  eine  bereits    feststehende  Tatsache. 

Man  übertrug  ihn  nun  auf  das  Rentengeschäft  und  zwar  in 
ziemlich  früher  Zeit,  freilich  lokal  mit  sehr  verschieden  rascher 
Weiterbildung. 

Zuerst  fand  die  Weiterbegebung  des  Rentbriefes  auf  Grund 
eines  Vertrages  zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Rentberechtig- 
ten statt.  Er  wurde  vor  Zeugen  und  vor  Gericht  abgeschlossen 
und  äusserlich  durch  einen  Willebrief  ausgedrückt.  Der  Rentbrief 
selbst  ermächtigte  dazu  durch  die  Ordreklausel  »oder  wer  diesen 
Brief  mit  seinem  Willen  inne  hat«. 


l)  Knipping,  s.  383. 


—  se- 
in Basel  verkaufte  Peter  Schorler  von  Todtnau  vor  dem  bi- 
schöflichen Offizial  eine  städtische  Rente  von  14  fl.  für  350  fl. 
an  das  Kloster  St.  Maria  Magdalena.  Zeugen  sind  Johann  Botz- 
mann  von  Durlach  und  Burekart  Segenser^).    1482. 

Ein  Rentbrief  in  Mainz  von  1441  sagt:  »oder  weme  sie  disen 
brief  mit  gutem  wissen,  willen  und  reddelicher  kundschaft  ingebent 
.  .  dem  sollen  wir  plichtig  und  gehorsam  sin  diese  vorgeschrie- 
bene gulte  usszurichten  und  zu  bezalen«  ^). 

In  Dortmund  lautet  die  Weiterbegebungsklausel :  »efl"  dem- 
heldere  dis  breyfs  mit  eren  willen«.    1388  ^). 

Auch  Schuldverschreibungen  sind  hier  weiterbegebungsfähig : 
»efte    dee    disses    breyves    en   holdere    is  mit  Hinrikes  willen«  *). 

In  Magdeburg  wird  eine  Rente  vor  Zeugen  geschenkt^).   1475- 

In  Köln*^),  den  ostfälischen  Städten^)  und  in  Breslau^)  ist 
die  Weiterbegebung  mit  Willebrief  gleichfalls  nachgewiesen 
worden. 

Die  umständliche  Ausstellung  des  Willebriefes  fiel  später  in 
den  meisten  Städten  dem  Verkehrsbedürfnis  zum  Opfer.  Die 
Ordreklausel  wurde  ersetzt  durch  die  alternative  Inhaberklausel 
»oder  wer  diesen  Brief  inne  hat«. 

Dieser  Uebergang  vollzog  sich  manchmal  mit  Hilfe  gewisser 
Zwischenformen:  Die  Klausel  wurde  so  gehalten,  dass  sie  ein 
Widerspruchsrecht  des  ersten  Inhabers  gegenüber  dem  zweiten 
bestehen  liess.  Der  Brief  musste  von  ihm  freiwillig  übergeben 
worden  sein. 

»Wy  borghermestere  on  de  Rad  der  stad  to  Luneb.  beken- 
ned  un  betughed  in  dessem  breve  dhc  ghevestcnd  is  mit  unsser 
stad  inghesegele  dat  we  rechter  schuld  schuldigh  sin  Joanne 
Tureken  etc.  .  .  on  deme  de  dessen  bref  heft  ane  ore  wcdder- 
sprake  hundert  mark«.    1372"). 

In  Masfdeburgf    wurde    der    Rat    einfach  vom  ersten  Inhaber 


1)  ÜB.  d.  St.  Basel  VIII,    nr    634 ;    vgl.    nr  224 ;    nr   145  :    Schenkung    einer 
Rente. 

2)  Hegel,   17  s.  260. 

3)  Dortm.  U.B.  II,   i,  nr  206. 

4)  Ebd.  II,   I,  nr  245;  vgl.  244. 

5)  U.B,  d.  St.  Magdeburg  III,  nr  242.. 

6)  Knipping,  s.   389. 

7)  Kostanecki,  s.  89. 

8)  Beyer,  s.  136  fF. 

9)  Sudendorf,  IV,  nr   263. 
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beauftragt,  die  Rente  auf  den  anderen  zu  übertragen,  oder  der 
Handwechsel  wurde  ihm  einfach  angezeigt : 

Amd  Bordmann  bittet  den  Rat  von  Zerbst,  lo  Gulden  Rente 
auf  das  Kloster  S.  Maria  Magdalena  zu  überschreiben^).    1440. 

Die  einfache  Anzeige  ist  jedenfalls  darum  geblieben,  weil  der 
Rat  die  Rente  schickte  ^). 

Ein  sehr  frühes  Beispiel  für  die  unbeschränkte  Weiterbegebung 
liefert  ein  Lübecker  Rentbrief  von  den  städtischen  Mühlen.  Die 
Urkunde  war  von  1290.  Der  Rat  schrieb  darin:  >eam  preterea 
dicto  Volmaro  concedimus  potestatem,  ut  ipsos  redditus  sicut 
suas  res  mobiles  et  merces  dare,  legare,  vendere  vel  alienare  possit, 
ita  tarnen,  quod  reemendi  auctoritas  per  hoc,  quam  nobis  reser- 
vamus  non  ledaturs  '). 

Sonst  kommt  die  durch  die  alternative  Inhaberklausel  mobi- 
lisierte Rente  allgemein  meist  erst  im  15.  Jahrhundert  vor. 

Ein  Baseler  Rentbrief  w-urde  im  Jahre  1447  in  Mainz  gepfän- 
det. Er  war  von  1425  und  lautete  auf  zwei  Leben  und  26  fl. 
für  312  fl.  (8^/3  Proz.).  Das  Mainzer  Gericht  versteigerte  das  Pa- 
pier meistbietend  und  erzielte  dafür  182  fl.,  so  dass  es  sich  nun 
zu  14*/?  Proz.  > verzinste«.  Man  kann  hier  schon  von  Rentenkurs 
reden,  der  durch  das  Alter  der  Leibrentner  bestimmt  wurde  und 
vielleicht  auch  durch  eine  gewisse  Zahlungsunsicherheit,  die  gerade 
bei  einem  Leibrentenbrief  auf  zwei  Leben  eintreten  konnte.  Der 
Käufer  hatte  richtig  geurteilt;  denn  im  Jahre  1449  musste  er  die 
Stadt  Basel  wegen  Verzugs  vor  dem  Mainzer  Gerichte  verklagen. 
Erst  die  Verurteilung  scheint  die  Rente  gesichert  zu  haben  *). 

Ein  regelrechter  Kurs,  der  jedenfalls  vorherrschend  von  dem 
Kredite  der  Stadt  abhing,  hatte  sich  auch  für  Danziger  und  Bres- 
lauer Rentbriefe  und  Schuldscheine  entwickelt.  Die  Danziger 
Chronik  berichtet  aus  dem  Jahre  1466 :  »Auch  so  musste  die 
gemeine  geloben,  das  niemand  brife  kaufen  solde,  die  auf  die 
Stadt  lauten,  er  solde  sie  in  der  stad  beste  kaufl'en  und  dem  rath 
zur  hand  weisen«  *). 

Der  Rat  wollte  also  Briefe  auf  die  Stadt  in  die  Hände  seiner 
Bürger  bringen,  doch  so,  dass  diese  ihm  erlaubten,  sie  zum  Kurs- 


i)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  II,  nr  403. 

2)  Ebd.  III,  nr  187. 

3)  Lüb.  U.B.  I,  nr  62. 

4)  U.B.  d.  St.  Basel  VI,  nr  203,  VII,  nr  115  u.   199. 

5)  Weinreich,  Danziger  Chronik,  s.  4. 


werte  einzulösen,  und  auf  einen  Gewinn  zu  gunsten  der  Stadt  ver- 
zichteten. 

Der  Stadt  Breslau  wurde  im  Jahre  1439  vom  Landesherrn 
erlaubt,  gewisse  Renten  zu  dem  Preis  abzulösen,  wofür  sie  ge- 
kauft worden  waren  ^). 

Auch  in  Köln  ist  die  alternative  Inhaberklausel  angewendet 
worden:  »off  beheldere  dies  briefs«,  1444^).  In  Magdeburg  geht 
sie  aus  den  formlosen  Schenkungen  von  Renten  an  geistliche  In- 
stitute hervor^). 

Aus  dem  eben  erwähnten  Baseler  Falle  wurde  schon  ersicht- 
lich, dass  auch  die  Leibrentenbriefe  verkäuflich  waren;  nur  bot 
hier  der  Altersunterschied  der  späteren  Rentner  von  den  ersten 
Schwierigkeiten.  In  Köln  und  jedenfalls  auch  sonst  wurden  diese 
so  gelöst,  dass  der  Rat  die  Rente  nur  solange  zahlte,  als  der  erste 
Rentner  lebte.  Der  zweite  musste  daher  stets  eine  Lebensbe- 
scheinigung des  ersten  beibringen,  bevor  er  die  Rente  erhielt.  Im 
Jahre  141 8  hob  der  Rat  diese  Bestimmung  für  Aachen  auf.  Da- 
für wurde  ein  Kölner  Vertrauensmann  in  Aachen  beauftragt,  der 
Stadt  den  Tod  jedes  ersten  Rentners  anzuzeigen  *). 

In  Breslau  waren  Leibrentenbriefe  nicht  weiterbegebungs- 
fähig^). 

Auch  in  Goslar  scheint  das  der  Fall  gewesen  zu  sein.  Die 
Stadt  verkauft  1327  eine  Rente,  die  nur  an  den  ersten  Käufer 
und  seinen  sicheren  Boten  ausgezahlt  werden  soll ;  bei  einem  an- 
deren Kauf  will  der  Rat  nicht  verpflichtet  sein,  die  Rente  einem 
Dritten  auszuzahlen,  an  den  sie  verkauft  oder  verpfändet  ist  ^). 

Wie  der  Rentbrief  war  auch  die  einzelne  Rente  weiterbege- 
bungsfähig.  Sie  war  ja  zum  Teil  Holschuld.  Schon  daher  wurde 
Stellvertretung  bei  der  Erhebung  eingeführt.  Diese  geschah  durch 
den  Dritten  auf  Grund  einer  Vollmacht,  die  als  Aufforderung  an 
den  Pflichtigen  Rat  abgefasst  war. 

Solche  Anweisungen  sind  in  allen  Städten  üblich.  Besonders 
zahlreich  und  verschiedenartig  sind  sie  aus  Magdeburg  überliefert. 
Die  Stadt  verrichtet  hier  die  Dienste  einer  Bank,  die  für  Kunden 


i)  Beyer,  s.   105. 

2)  Ktiifping,  s,  389. 

3)  U.B.  d.  St.  Magdebg.  III,  nr  299  (1478);  vgl,  nr   1457  (1509). 

4)  Knipping,  s.  395. 

5)  Beyer,  s.  143. 

6)  U.B.  d.  St.  Goslar  III,  nr  770,  i  u.  4. 
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auf  Grund  ihrer  Guthaben  Zahlungen  leistet.  Der  Erzbischof  lässt 
z.  B.  eine  Rente  des  Rates  von  Salze  fortgesetzt  an  einen  seiner 
Gläubiger  in  Magdeburg  zahlen.  Ein  Magdeburger  bittet  den  Rat, 
34  fl.,  die  ihm  fällig  sind,  an  einen  dortigen  Bürger  zu  zahlen, 
dem  er  die  gleiche  Summe  schuldet  *). 

In  anderen  Fällen  ersucht  der  Dritte  den  Rat  um  Auszahlung. 
Klaus  Regenwart,  Bürger  zu  Magdeburg,  ersucht  den  Rat  von 
Zerbst  imi  Auszahlung  einer  Rente  von  i6  Schock  Groschen,  die 
ihm  ein  Hallenser  Bürger  schuldet  *). 

Die  Anweisung  der  Rente  und  auch  des  Darlehns  auf  den 
Gläubiger  in  der  Pflichtigen  Stadt  hilft  jedenfalls  die  auswärtigen 
Gläubiger  erklären.  Diese  standen  häufig  in  Geschäftsverbindungen 
mit  Bürgern  der  Stadt  oder  mit  Leuten,  die  dort  ebenfalls  Ge- 
schäfte besorgten,  und  wurden  deren  Schuldner.  Sie  bezahlten 
diese  dann  an  ihrem  Wohnorte  oder  ihrem  Verkehrsorte  mit 
Hilfe  der  Anweisung.  So  wurde  die  riskante  und  kostspielige 
Barsendung  vermieden.  Es  wurde  schon  an  anderer  Stelle  auf 
diese  Geldgeschäfte  eingegangen  und  gezeigt,  wie  die  Stadt  an 
der  Entstehung  der  Geldsurrogate  beteiligt  war.  Hier  mögen  nur 
noch  zwei  Dortmunder  Anweisungsbeispiele  gegeben  werden: 

Diederich  Stovehase  in  London  bittet  Dortmund,  seinem  Be- 
vollmächtigten, Albert  Swarte,  eine  Leibrente  von  30  g.  auszuzah- 
len. Etwaige  Reste  weist  er  auf  Gerwin  von  Altenbrekerfelde 
in  Köln  an'). 

Stralsund  weist  250  g.  von  den  500,  die  ihm  Dortmund  schul- 
det, auf  den  Rat  von  Lübeck  an,  zahlbar  in  Heidelberg,  wo  sich 
dieser  augenblicklich  befindet  *). 

Die  Zahlungsanweisung  lautete  stets  auf  den  Namen  eines 
Dritten.  Sie  ist  damit  weniger  mobil  gewesen  als  der  Rent-  und 
Schuldbrief;  aber  auch  diese  haben  im  Mittelalter  die  reine  In- 
haberklausel noch  nicht  erhalten.  Auch  sie  blieben  Namenpapiere. 
Inhaberpapiere  zu  entwickeln  blieb  erst  einer  späteren  Zeit  vor- 
behalten. Die  unbeschränkt  verkäuflichen  Papiere  des  städtischen 
Kredits  waren   aber  nicht    mehr   weit  davon  entfernt.     Wie  der 


1)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  III,  nr  1274,  vgl.  II,  nr  516;  III,  nr  129.  973. 
I146  ;  Nachtr. :  nr  46.  83.  —  Vgl.  Lüb.  U.B.  11,  2  nr  1041.  1093.  —  Knipping, 
s.  381. 

2)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  III,  nr  211  (1473). 

3)  Dortm.  U.B.  III,  1,  nr  207. 

4)  Ebd.  I,  nr  415.  421.  426.  432.  (1409). 
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städtische  Kredit  in  seinen  Anfängen  deutlich  überall  die  Spuren 
seiner  naturalwirtschaftlichen  Herkunft  zeigt,  so  ragt  er  am  Ende 
des  Mittelalters  in  kreditwirtschaftliche  Entwicklungsstufen  hinein, 
und  er  hat  an  der  Schöpfung  modern  kreditwirtschaftlicher  In- 
stitutionen einen  ganz  hervorragenden  Anteil  genommen. 
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Bode,  U.B.  der  Stadt  Goslar  I— IIL 

U.B.  der  Stadt  Göttingen  I— II. 

Hertel,  U.B.  der  Stadt  Magdeburg  I— IIL 

U.B.  der  Stadt  Lüneburg  I— IIL 

Meinardus,  U.B.  des  Stiftes  und  der  Stadt  Hameln. 

Beyer,  U.B.  der  Stadt  Erfurt  I— IL 

Janicke,  U.B.  der  Stadt  Quedlinburg  I  — IL 

Schmidt,  U.B.  der  Stadt  Halberstadt  I— II. 

Codex  dipl.  Saxoniae  Regiae  II,  4 — 15.' 

Rubel,  Dortmunder  U.B.  I— III. 

Hoeniger,  Kölner  Schreinskarten  des  12.  Jahrh.  I — IL 

Ennen- Ecker tz,  Quellen  zur  Geschichte  der  St.  Köln  I — VI. 

Stein,  Akten  zur  Geschichte  der  Verfassung  und  Verwaltung  der  Stadt  Köln  I  — 11. 

Beyer,  Mittelrheinisches  U.B.  I — III. 

Böhmer,  U.B.  der  Reichsstadt  Frankfurt  I. 

Schannat,  Vindemiae  litterariae  I — II,  1723. 

>  Corpus  traditionum  Fuldensium. 

Hegel,  Städtechroniken,  I,  XVII  u.  XVIIL 
Meyer,  U.B.  der  St.  Augsburg  I— IL 
Wackernagel,  U.B.  der  St.  Basel  IV— VIIL 
Beyerle,  Grundeigentumsverhältnisse  und  Bürgerrecht  im   mittelalterlichen  Konstanz 

Bd.  IL 
Wartmann,  U.B.  der  Abtei  St.  Gallen  I. 

Redlich,  Die  Traditionsbücher  des  Hochstiftes  Brixen;  Acta  Tirolensia  L 
Hauthaler,  Salzburger  U.B.  I.  Traditionscodices. 
Weinrekh,  Danziger  Chronik. 


Hüllmann,  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.    1805. 

Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  den  deutschen  Städten.    Basel  1861. 

Rosental,    Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  der  Stadt  Würzburg.    Würzburg   1878. 


—     92     — 

Heusler,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts.    I — II.    Leipzig  1886, 

Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft.    Tübingen  1901. 

Gobbers,  Die  Erbleihe  und  ihr  Verhältnis  zum  Rentkauf.    Ztschr.  f.  Rechtsg.  IV,  1883. 

Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter.  Bd.  I.    Leipzig  1885. 

Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  II  u.  III.    Leipzig  189 1.  1899.  'QOi. 

Seeliger,  Die  soziale  und  politische  Bedeutung  der  Grundherrschaft  im  späteren  Mit- 
telalter.   Leipzig   1903. 

Wopfner,  Beiträge  zur  Geschichte  der  freien  bäuerlichen  Erbleihe  Deutschtirols  im 
Mittelalter.    Gierkes  Untersuchungen,  67.  Heft.    1903. 

Rietschel,  Die  Entstehung  der  freien  Erbleihe,  Z.  f.  R.G.  XXII.  1902. 

Roth,  Feudalität  und  Untertanenverband.    Weimar   1863. 

Jäger,  Die  Rechtsverhältnisse  des  Grundbesitzes  in  der  Stadt  Strassburg  während 
des  Mittelalters.    1888. 

Neu?nann,  Geschichte  des  Wuchers  in  Deutschland.    Halle   1865. 

Endemann,  Studien  in  der  romanisch-kanonistischen  Wirtschafts-  und  Rechtslehre. 
Berlin  1874. 

Endemanii,  Die  nationalökonomischen  Grundsätze  der  kanonistischen  Lehre.  Jena  1863. 

Funk,  Geschichte  des  kirchlichen  Zinsverbotes.    Tübingen   1876. 

Neumann,  Geschichte  des  Wechsels  im  Hansagebiete.    1863. 

Kriegk,  Frankfurter  Bürgerzwiste  und  Zustände  im  Mittelalter.    1862. 

Bücher,  Der  öifentliche  Haushalt  der  Stadt  Frankfurt  im  Mittelalter.  Tübinger 
Ztschr.  52.  1896. 

Brunner,  Zur  Geschichte  des  Inhaberpapieres  in  Deutschland.  Forschgn.  z.  Gesch. 
des  deutschen  u.  franz.  Rechts.     1894. 

Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes    I.     1892. 

Beyer,  Schuldenwesen  der  Stadt  Breslau.    Breslau   1901. 

Knipping,  Das  Schuldenwesen  der  Stadt  Köln  im  14.  u.  15.  Jahrh.  Westd.  Ztschr. 
XIII,   1894. 

Kostanecki,  Der  öffentliche  Kredit  im  Mittelalter.     Schmollers  Forschgn.  X,  i.  1889. 

Rubel,  Dortmunder  Finanz-  und  Steuerwesen.    Dortmund   1892. 

Huber,  Der  Haushalt  der  Stadt  Hildesheim.    Kempten   1901. 

Keller,  Die  Verschuldung  des  Hochstiftes  Konstanz  im  14.  und  15.  Jahrh.  Frei- 
burg 1903. 


J.  C.  B.  Mohr  (PAuii  Siebeck)  in  TObingek  utro  Leipzig. 

Volkswirtschaftliche  Ahhandlungen  der  Badischen  Hochschulen. 

Herausgegeben  von  Carl  Johannes  Fuchs,  Heinrich  Herkner,  Karl  Rathgen, 
Gerhard  von  Schulze-Gävemitz,  Max  Weber. 

I.  Band.  i.  Heft:  Die  Untemehmerverbände  (Konventionen,  Kartelle). 
Ihr  Wesen  u.  ihre  Bedeutung.  Von  Dr.  R  Lief  mann.  1897.  Im  .\bonnM.  4. — , 
im  Einzelv.  M  5.—.  2.  Heft:  Colberts  politische  u.  volkswirtschaftliche  Grund- 
anschauungen. Von  Dr.  G.  H.  Hecht.  1898.  Im  Abonn.  M.  160,  im  Einzelv. 
M.  2. — .  3.  Heft:  Genueser  Finanzwesen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Casa  di  S.  Giorgio:  I.  Genueser  Finanzwesen  vom  12.  bis  14.  Jahrhundert. 
Von  Dr.  Heinrich  Sieveking.     1898.     Im  .\bonn.  M.  5. — ,  im  Einzelv.  M.  6. — . 

II.  Band:  i.  Heft:  Mannheim  und  die  Entwickelung  des  südwest- 
deutschen Getreidehandels.  I.  Geschichte  des  Mannheimer  Getreidehandels. 
Von  Dr.  Walter  Borgius.  1S99.  Im  Abonn  M.  5—,  im  Einzelv.  .M.  6. — . 
2.  Heft :  Mannheim  und  die  Entwicklung  des  südwestdeutschen  Getreidehan- 
dels. 2.  Heft:  Gegenwärtiger  Zustand  des  Mannheimer  Getreidehandels.  Von 
Dr.  Walter  Borgius.  1S99.  Im  Abonn.  M.  2.50,  im  Einzelv.  M.  3. — .  3.  Heft: 
Die  Feldbereinigung  auf  der  Gemarkung  Merdingen.  Eine  agrarpolitische  Studie. 
Von  Ernst  Blum.  Mit  3  lithographischen  Tafeln  imd  2  Abbildungen  im  Text. 
1899.     Im  Abonn.  M.  2. — ,  im  Einzelv.  M.  2.50. 

III.  Band.  i.  Heft:  Ueber  Wesen  und  Formen  des  Verlags  (der  Haus- 
industrie). Ein  Beitrag  zur  Kenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Organisationsformen 
von  Dr.  R.  Lief  mann.  1899.  Im  Abonn.  M.  2.80,  im  Einzelverkauf  M.  3.40. 
2.  Heft:  Zehentwesen  und  Zehentablösung  in  Baden.  Von  Ad  elf  Kopp.  1899. 
Im  .\bonn  M.  3.50,  im  Einzelv.  M.  4.20.  3.  Heft :  Genueser  Finanzwesen. 
II.  Die  Casa  di  S.  Giorgio.  Von  Dr.  Heinrich  Sieveking.  1899.  Im 
Abonn    M.   6.  —  ,   im  Einzelv.   M.   7. — . 

IV.  Band.  i.  Heft:  Die  gesetzlich  geschlossenen  Hofgüter  des  ba- 
dischen Schwarzwaldes.  Von  Dr.  Georg  Koch.  1900.  Im  .\bonn.  M.  3. — , 
im  Einzelv.  M.  4.— .  2.  Heft:  Agrargeschichte  und  Agrarwesen  der  Johanniter- 
herrschaft  Heitersheim.  Ein  Beitrag  znr  Wirtschaftsgeschichte  des  Breisgaus.  Von 
Dr.  Joseph  Ehrler.  1900.  Im  Abonn.  M.  2.— ,  im  Einzelv.  M.  2.50.  3.  Heft: 
Fichte's  Sozialismus  und  sein  Verhältnis  zur  Marx'schen  Doktrin.  Von  M  a- 
rianne  Weber.  1900.  Im  Abonn.  M  3. — .  im  Einzel verk,  M.  4. — .  4.  Heft: 
Beiträge  zur  Sozialstatistik  der  deutschen  Buchdrucker.  Von  Dr.  Walter 
Abelsdorf  f.  Mit  einer  Vorbemerkung  von  Prof.  Dr.  Max  Weber  und  vielen 
Tabellen.  1900.  Im  Abonn.  M.  2.80,  im  Einzelv.  M.  4.  — .  5.  Heft:  Konfession 
und  soziale  Schichtimg.  Studie  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Katholiken  und 
Protestanten  in  Baden.  Von  Dr.  Martin  Offenbacher.  Mit  4  in  den  Text 
eingedruckten  Karten  u.  mit  Tabellen.    1900     Im  Abonn   M.  2.80,   im  Einzelv.  M.  4. — . 

V.  Band:  i.  Heft:  Die  Entwicklung  des  Sparkassenwesens  im  Gross- 
herzogtum Baden.  Von  Dr.  Friedrich  Schulte.  1901.  Im  Abonn.  M.  2.40, 
im  Einzelv.  M.  3.50.  2.  Heft :  Beitrag  zur  Geschichte  des  Sudtwaldes  von 
Freiburg  in  Breisgau.  Von  August  Gerber.  Mit  vielen  Tabellen.  190 1.  Im 
Abonn.  .M.  3.60,  im  Einzelv.  M.  5. — .  3.  Heft:  Die  Entwickelung  des  Handels  mit 
gebrauchsfertigen  Waren  von  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  bis  1866  zu 
Frankfurt  a.  M.  Von  Hugo  Kanter.  Mit  Tabellen.  1902.  Im  Abonn.  M.  4.—, 
im  Einzelv.  M.  5. — .  4.  Heft:  Das  Postwesen  in  der  Kurpfalz  im  17.  imd  18. 
Jahrhundert.  Von  R.  Grosse.  1902.  Im  Abonn.  .M.  2.50,  im  Einzelv.  M.  3. — . 
5.  Heft:  Die  Allmenden  im  Grossherzogtum  Baden.  Eine  historische,  statisti- 
sche und  wirtschaftliche  Studie.  Von  Dr.  Bernhard  Ellering.  Mit  5  Tabellen 
und  I   Karte.     1902.     Im  Abonn.  M.  3. — ,  im  Einzelv.  M.  4. — . 

VI.  Band.  i.  Heft:  Die  Wirkung  der  Handelsveruäge  auf  Landwirt- 
schaft, Weinbau  und  Gewerbe  in  Elsass-Lothringen.  Von  Leo  Berkholz. 
Mit  einer  Vorbemerkung  von  Prof.  Dr.  C.  J.  Fuchs  und  vielen  Tabellen.  1902. 
Im  Abonn.  ^L  5.50,  im  Einzelv.  M.  7. — .  «2.  Heft :  Die  russische  Naphthaindustrie 
imd  der  deutsche  Petroleunmiarkt.  Von  Hellmuth  Wolf  f.  Mit  Tabellen  und 
2  Kartogrammen.     1902.     Im  Abonn.  M.  2.80,  im  Einzelv.  .M.  3.60. 

Bei  Bezog  toi  Baad  I — VI  uf  einmal  werdei  die  liefle  zu  IbeiaeMtalsprtis  bcrtchict. 


ifaftdiß  Mttb  #cf7fff^ttfSprcr" 
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0.  Spiofcffor  bei-  Statiftif,  fyiiianjltiiffcn^c^att  unb  aJatioualotonomie  an  ber  Uiiiöcrfität  a)iüncf'cn, 
Haijerl.  Untevftaatäfelretär  j.  35. 
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(2tu§:   §anbbuc^   be§   D  ef  f  e  nt  I  i  d)  e  n   9iec^t§.) 
Veblag  der  H.  Laupp'sühen  Buchhandlung  in  Tübingkn. 

Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  am  Main 

im  XIV.  und  XV.  Jahrhundert. 

Sozialstatistische   Studien 

von  Dr.  Karl  Bücher. 
Erster  Band.   

8.     1886.     M.  15.—. 


Beiträge 

zur 

Geschichte  dep  Bevölkerung  in  Deutschland 

seit  dem  Anfange  des  XiX.  Jahrhunderts. 

Herausgegeben  von 

Friedrich  Julius  Neumann. 


I.  Band.     Zur  Geschichte    der    Entwickelung   deutscher ,    polnischer   uij 

jüdischer  Bevölkerung  in  der  Provinz  Posen.     Von  Eugen  v.  Bergman 

1883.     M.  8.— . 
II.  Band.     Bevölkerung  und  Hausindustrie  im  Kreise  Schmalkalden  seit  Aj 

fang  des  XIX.  Jahrhunderts.     Ein  Beitrag   zur  Sozialstatistik    und  zf 

Wirtschaftsgeschichte  Thüringens.  Von  Kuno  Frankenstein.  1887.  M.  6. 
lU.  Band.     Das  Wachstum  der  Bevölkerung  und  die  Entwickelung  der  Ai 

und  Einwanderungen,  Ab-  und  Zuzüge  in  Preussen  und  Preussen's 

zelnen  Provinzen,  Bezirken  und  Kreisgruppen  von  1824  bis  1885.    V(| 

Dr.  Alexis  IHari<ow.     1889.    M.  8.—. 
IV.  Band.     Westpi-eussen   seit  den  ersten  Jahrzehnten  des  XIX.  Jahrhuj 

derts.     Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Entwickelung   des  allgemein^ 

Wohlstands   in   dieser    Provinz    und  ihren  einzelnen  Teilen.     Von 

Vallentin.     1893.    M.  8.-. 
V.  Band.     Kindersterblichkeit    sozialer  Bevölkerungsgruppen  insbesondel 

im  preussischen  Staate  und  in  seinen  Provinzen.     Von    Dr.  Seutemaif 

1894.     M.  8.-. 
VI.  Band.     Beiträge  zur  Geschichte  des  Handwerks  in  Preussen,  unter  Mj 

Wirkung  des  Herausgebers  bearbeitet  von  Dr.  Thissen.     1901.     M.  8. 
VII.  Band.     Bevölkerungswachstum  und  Wanderungen  innerhalb  Württei 

bergs  seit  dem  Anfange  des  XIX.  Jahrhunderts.     Von  Dr.  H.  Lang. 

Tabellen  u.  5  Karten.     1903.     M.  9.—. 

Druck  vou  H.  Laup  p  jr  in  Tübingen. 
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HJ  Kuske,   Bruno 

94.73  Das  Schuldenwesen  der 

A3K8         deutschen  Städte  im  Mittelalter 
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